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travailler aujourd'hui au maximum jusqu'à 13 heures.
Lundi par contre, je proposerai de commencer à
10 heures le matin, de continuer par une séance l'après-
midi et par une séance de nuit. Quant à dire ce qui
arrivera mardi, mercredi et éventuellement jeudi, cela
dépendra beaucoup plus de votre désir de prendre la
parole que de ma volonté. Je regrette de ne pas pouvoir
vous faire un meilleur cadeau de Noël, mais j'espère
que vous serez d'accord avec cette proposition car nous
devons absolument traiter toutes les questions relatives
à la. politique conjoncturelle.

Pour vous consoler un peu, j'ai le plaisir de vous
communiquer que la nouvelle édition du manuel des
Chambres fédérales vient de sortir de presse. L'édition
allemande pourra vous être distribuée aujourd'hui
même, l'édition française sera prête lundi ou mardi
prochain. Comme ce recueil n'a fait l'objet que d'un
tirage restreint, il ne sera remis pour l'instant qu'aux
parlementaires, le grand tirage se faisant seulement
après Noël ou le Nouvel-An. Je profite de l'occasion
pour remercier le secrétaire général et ses collaborateurs
pour le travail qu'ils ont accompli.

#ST# 11460. Dämpfung der Ueberkonjunktur.
Dringliche Bundesbeschlüsse

Lutte contre la haute conjoncture.
Arrêtés fédéraux urgents

Botschaft und Beschlussentwürfe vom 4. Dezember 1972

Message et projets d'arrêtés du 4 décembre 1972

Beschluss des Ständerates vom 13. Dezember 1972

Décision du Conseil des Etats du 13 décembre 1972

Antrag der Kommission
Eintreten.

Antrag Gehen
Nichteintreten auf die Beschlüsse I bis V.

Antrag Salzmann
Nichteintreten auf den Bundesbeschluss V.

Proposition de la commission
Passer à la discussion des articles.

Proposition Oehen
Ne pas entrer en matière sur les arrêtés I à V.

Proposition Salzmann
Ne pas entrer en matière sur l'arrêté fédéral V.

Berichterstattung — Rapport général

Le président: J'aimerais vous proposer que la discus-
sion sur l'entrée en matière sur la politique conjonctu-
relle ait lieu en même temps pour les cinq arrêtés
fédéraux.

Schiirmann, Berichterstatter: Die Regierung kon-
frontiert uns mit einem Paket konjunkturpolitischer
Massnahmen. Sie überrascht uns aber nicht damit, oder

überrumpelt uns gar. Es ist lediglich eilige Post, möchte
ich sagen, die uns auf den Tisch des Hauses gelegt
worden ist. Eilige Post, wie das ja verfassungsmässig
zum Wesen dringlicher Bundesbeschlüsse gehört. Es
besteht zeitliche Dringlichkeit, weil die Inflation gewis-
sermassen mit längeren Stiefeln marschiert als der
ordentliche Gesetzgeber. Es ist denn auch richtigerweise
in der Botschaft von Sofortmassnahmen die Rede.
Zugegebenermassen — das mag eine leichte Rüge an
die Adresse der Regierung sein — hätte das Timing,
der Zeitablauf, etwas anders und frühzeitiger angesetzt
werden können. Doch ist nicht zu übersehen, dass die
Bereitschaft, in eine Aktion dieser Art einzutreten —
eine Art konjunkturpolitische Mobilmachung — auch
im Parlament, das wollen wir offen zugeben, noch im
letzten Herbst keineswegs so ohne weiteres vorhanden
gewesen wäre. Die Alarmglocke hat für uns alle
geläutet (Durch Klingeln der Glocke verlangt der
Präsident mehr Ruhe im Saal. Heiterkeit), als die
Teuerung die 7-Prozent-Marke überschritten hat. Bei
allem rationalen Verhalten reagieren wir, meine Damen
und Herren, immer wieder erst auf farbige, auffällige
und weithin hörbare Signale! Vorhin ist der Beweis
dafür erbracht worden!

Diese Signale sind unüberhörbar oder, um mit den
Nationalökonomen zu reden, die Indikatoren sind nicht
zu übersehen. Sie zeigen eine langanhaltende und sich
beschleunigende, zurzeit vorwiegend binnenwirtschaft-
lich induzierte Teuerung an. Eine Teuerung, die ausge-
prägt inflationäre Züge annimmt; eine «unheilvolle
Entwicklung», wie die Botschaft des Bundesrates kei-
neswegs übertreibend ausführt und das auch begründet.
Unheilvoll, weil damit der wirtschaftliche Prozess
eigentlich durch und durch verfälscht wird. Nicht nur
werden die bestehenden gesellschaftlichen und wirt-
schaftlichen Strukturen auf eine fraudulöse Art, näm-
lich nicht nach Leistung und Verdienst verändert; es
wird das Prinzip der Marktgerechtigkeit, des sozialen
Ausgleiches, der gesellschaftlichen Solidarität, und da-
mit etwas durchaus Auszeichnendes unserer staatlichen
Ordnung, sukzessive ausser Kraft gesetzt. Man hat den
Wettbewerb als den moralischen Gehalt unseres wirt-
schaftlichen Systems bezeichnet. Dieser moralische Ge-
halt geht verloren; oder etwas populärer ausgedrückt
und um einen alten Bankenkalauer zu gebrauchen: Die
Inflation ist eine Nymphe, die sich nicht mit einem
Flirt begnügt. Das Verhältnis deroutiert rasch ins
Ruinöse.

Die Notwendigkeit antiinflationärer Massnahmen
ist, wie die Vorstösse zu Beginn dieser Session aus fast
allen Fraktionen bestätigt haben, unbestritten. Das
Parlament selbst hat den Bundesrat gedrängt und
ermutigt, jetzt und ohne Verzug wirksam zu handeln.
Nicht dass bis anhin — wir wollen das feststellen —
nichts geschehen wäre. Währungs- und Baubeschluss
sind geltendes Recht. Der Konjunkturartikel der Bun-
desverfassung ist im Wurfe. Die Budgetdebatte hat zu
einer Straffung des Voranschlages für das nächste Jahr
geführt. Auch gab es — und ich erinnere gerne daran
— die grosse Konjunkturdämpfungsübung 1964/65,
der Volk und Stände am 28. Februar 1965 eindrucksvoll
zugestimmt haben. Leider ist die damalige Uebung
nicht durchgezogen worden, sondern man hat sie ziem-
lich abrupt beendigt. Das gehört wohl auch zur Philoso-
phie der zur Beratung stehenden Beschlüsse: dass
Konjunkturpolitik nicht sporadisch und bloss aus takti-
schen Gesichtswinkeln und Gegebenheiten heraus be-
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trieben werden kann und darf, sondern dass sie konti-
nuierlich gehandhabt werden muss und als eine Strate-
gie zu verstehen ist. Das erweist sich ja weltweit,
besonders auch in den Industrieländern des Westens.
Ich erinnere an die wiederkehrenden Empfehlungen der
OECD und an die Anstrengungen der EWG-Länder.
Diese Industrieländer, besonders des Westens, und wir
gehören dazu, sind historisch in eine Phase eingetreten,
wo sich die Effizienz des marktwirtschaftlichen Systems
gewissermassen überschlägt, indem sich die Nachfrage
nach Substanz und deren Konsum unerschöpflich stei-
gern — weniger die innere, moralische Substanz — und
dies in den Bahnen einer Gesetzmässigkeit, wo auf
gesellschaftspolitische Auswirkungen nicht geachtet
wird. In dieser Situation, im gewissen Sinne einer
historischen Situation, muss der Staat in Vorschuss
treten und mit seinen gesetzgeberischen und instrumen-
talen Möglichkeiten stützend und korrigierend, die
Rahmendaten beeinflussend, eingreifen, im Interesse und
zum Schütze eben dieser so effizienten Marktwirtschaft
und des nach wie vor so fundamentalen Prinzipes der
Handels- und Gewerbefreiheit. Das vielleicht als eine
erste Bemerkung, gewissermassen zum Gesamten dieser
Vorschläge.

Ein zweiter Punkt: Das Paket enthält ein Insgesamt
von Massnahmen, die unter sich kohärent sind. Ich
würde das Wesen dieser Beschlüsse und dieses Paketes
als ordnungspolitisch charakterisieren und nicht als ein
Paket zur Globalsteuerung der Wirtschaft. Wir bewegen
uns zwischen diesen beiden dogmatischen Möglichkei-
ten: Ordnungspolitik und Globalsteuerung. Für mich
ordnungspolitisch in dem Sinne, dass der Marktmecha-
nismus durchaus spielen, nur eben funktionsgerechter
spielen soll. Aus diesem Grunde keine Preis- und keine
Lohnkontrolle, oder gar ein Lohn- und Preisstopp,
sondern gewissermassen lediglich der Versuch, die
Gleichgewichtskräfte der Wirtschaft zu stärken und
vorab das groteske Missverhältnis zwischen Geld- und
Kreditvolumen einerseits und den verfügbaren Kapazi-
täten auf der Waren- und der Dienstleistungsseite
andererseits zu beseitigen. Inflation ist eben immer
wieder — dieses einfache Bild ist trefflich — der
Vorgang, wo zu viel Geld hinter zu wenig Ware her ist.
Und weil das ein ordnungspolitisches Konzept ist, ist
die Möglichkeit — das wollen wir nicht verhehlen und
auf diesen Punkt wollen wir von Anfang an sorgsam
achten — eines Ansteigens der Zinssätze nicht auszu-
schliessen. Die Therapie ist eben im Kern eine kausale
Therapie, sie schliesst aber — wie die Beschlüsse des
Ständerates und die Anträge unserer Kommission ver-
deutlichen — selektive Einflussnahmen nach Katego-
rien und auch nach Regionen selbstredend nicht aus,
vor allem, was den Wohnungsbau und was den Hypo-
thekarzins anbetrifft.

Das Paket ist in starkem Masse — das stimmt,
soweit darin eine Kritik steckt — binnenwirtschaftlich
ausgerichtet, weil eben an dieser Front — und die ist
jetzt in Bewegung — die verfügbaren Möglichkeiten
nicht ausreichen. Dem Vorwurf, es fehle die aussenwirt-
schaftliche Absicherung, kann man und darf man mit
dem Hinweis auf den Währungsbeschluss und auf das
Münzgesetz entgegentreten, wo der Regierung ausrei-
chende Befugnisse zustehen, diese aussenwirtschaftliche
Absicherung, die ja mit aller Diskretion zu handhaben
ist, vorzunehmen. Die Verlängerung des Exportdepots,
die zur Diskussion steht, vervollständigt immerhin nach

dieser Richtung die verfügbaren Massnahmen. Der
Wechsel zu einer Exportsteuer, der unsern iRat noch
beschäftigen wird, müsste unserer Meinung nach —
nach der Auffassung der Mehrheit der Kommission —
längerfristig überlegt werden.

Der Kreditbeschluss — ein kurzes Wort hierzu —
wird wegen der auch auf dem Bestand der Passivposten
basierenden Mindestguthaben stärker greifen als die
früheren Vorkehren in der Mitte der sechziger Jahre.
Die Sätze sind Höchstsätze und werden flexibel zu
handhaben sein. Die Vorstellung, die etwa kritisch
geltend gemacht wird, die Massnahmen würden lawinen-
artig in Gang gesetzt, ist falsch. Die Beschlüsse tragen
in gewissem Sinne — das sei ebenfalls nicht verschwie-
gen — Vollmachten-Charakter. Und es besteht kein
Anlass zur Annahme, dass sie nicht strikte im Sinne
ihrer Zwecksetzung durchgeführt werden. Der Zweck
ist der: Vollbeschäftigung bei nur leicht zunehmender
Arbeitskraft, ein angemessenes Wirtschaftswachstum
und, sagen wir, eine erträgliche Teuerung; das wäre das
Ziel dieser Vorkehren. Gerade weil diese Politik auf
allen Ebenen geführt wird und geführt werden soll, hat
sie, glauben wir, eine Chance. Es wird zweifellos eine
Stabsgruppe aus den vorhandenen Kräften zu bilden
sein, die die Auswirkungen und die Ergebnisse auch in
struktureller Hinsicht unablässig überwachen muss und
die Regierung wird beraten müssen.

Dem Baubeschluss kommt eine unerlässliche komple-
mentäre Funktion zu — wie das schon im Jahre 19641
1965 der Fall war. Man erreicht sonst das, was man
monetär erfassen kann, nicht vollständig, hautpsächlich
nicht die Eigenfinanzierung. Es sind alle jene Erleichte-
rungen in den Anträgen des Ständerates und auch
unserer Kommission eingefügt worden, die die Bauwirt-
schaft berechtigterweise erwarten durfte. Die Reaktion
der Wirtschaft darf man nicht, meine Damen und
Herren, nach lärmigen Protestversammlungen beurtei-
len! Man muss die Börse konsultieren und die Wirt-
schaftspresse. Es ist ganz eindeutig, dass das Interesse
unserer Privatwirtschaft dahin geht, dass die Inflation
eingedämmt wird und dass im Zeichen eines zweifellos
schärfer werdenden Wettbewerbes im Rahmen des
EWG-Vertrages unsere Wirtschaft auch nach dieser
Richtung gestärkt wird.

Mit dem Besohluss über die steuerlichen Abschrei-
bungen betreten wir Neuland. Das Rezept stand aber
schon lange zur Diskussion. Man wird sich im wesentli-
chen an den Wehrsteuer-Abschreibungssätzen orientie-
ren und damit nicht nur konjunkturpolitisch, sondern
durchaus auch wettbewerbspolitisch einen Beitrag lei-
sten. Ob damit auch ein Stück Steuerharmonisierung
verwirklicht wird, ist nebensächlich. Neuartig und origi-
nell im Rahmen dieses ordnungspolitischen Vorganges
ist der Preisüberwachungsbeschluss, mit den Stichwor-
ten: mehr Transparenz, und der Möglichkeit, Missbräu-
che hintanzuhalten. Der Beschluss liegt in der Linie der
Missbrauchsgesetzgebung, die in diesen Fragen in unse-
rem Lande ein Prinzip ist. Nach Auffassung Ihrer
Kommission sollen in unvergleichlich milderer Form
auch auf dem Lohnsektor mässigende Einflussnahmen
zulässig sein; darüber wird aber noch zu diskutieren
sein. —• Das zu Punkt 2, dem wesentlichen Inhalt der
Beschlüsse, im Sinne einer Charakterisierung.

Abschliessend Punkt 3: Fragen der Staatspolitik.
Der Ständerat möchte aus vier Beschlüssen (das Ex-
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portdepot ist ausgenommen, weil es nicht extra consti-
tutlonem steht) eine einzige Vorlage machen. Er hat das
mehrheitlich, aber gegen eine sehr starke Minderheit
beschlossen. Das stellt verfassungsrechtlich zunächst
wieder die Frage der Einheit der Materie und abstim-
mungspolitisch das Problem, ob es klug sei, ein solches
Paket geschlossen vor Volk und Stände zu bringen.

Unsere Kommission lehnt mit grosser Mehrheit
diesen Beschluss des Ständerates ab. Bei aller Zielkohä-
renz dieser vier Massnahmen ist das Paket in sich doch
recht heterogen, beispielsweise der Eingriff in die
Finanzhoheit der Kantone mit dem Beschluss über die
steuerlichen Abschreibungen. Es könnte sich fatal aus-
wirken, wenn nun alles das unter dem gleichen Dache
zur Diskussion und zum Entscheid gestellt würde, ganz
abgesehen von der Frage, ob die Einheit der Materie
wirklich noch gewahrt sei — nur die Zielkonformität ist
ja vorhanden.

Ein zweiter Punkt: Die Beschlüsse bewegen sich
also extra constitutionem. Es finden obligatorische
Volks- und Ständeabstimmungen innert Jahresfrist statt.
Mit Recht wirft die Botschaft die Kontroverse über die
Tragweite des Artikels Slquater (Vollbeschäftigungsarti-
kel) der Bundesverfassung und in Verbindung damit des
Artikels 39 über die Nationalbank nicht mehr auf. Das
ist anlässlich des Nationalbankinstrumentariums disku-
tiert worden. In diesem Obligatorium der Volks- und
Ständeabstimmung liegt eine rechtsstaatliche Garantie
für eine angemessene, vertretbare Handhabung der
gesamten Beschlüsse. Zudem sind regelmässige Bericht-
erstattungen an parlamentarische Kommissionen und an
das Plenum beider Kammern in bezug auf alle Be-
schlüsse eingeführt worden. Nach dieser Richtung wird
die Kontrolle voll und ganz funktionieren.

Ich komme zum Schluss: Die Kommission beantragt
Ihnen mit grossen Mehrheiten — bei einigen Enthaltun-
gen, zum Teil auch ganz geringen Minderheiten —
Eintreten auf alle fünf Beschlüsse. Es gibt zurzeit keine
Alternative. Die direkte Einflussnahme auf den Kon-
sum (solche Fragen sind erörtert und zum Teil zur
Diskussion gestellt worden) ist in diesem Zusammen-
hang nicht möglich. Diese Einflussnahme auf den
Konsum muss im Rahmen der gesamten Preisdämp-
fungsveranstaltung vor sich gehen. Es wird Entschei-
dendes davon abhangen, dass die fortführenden Mass-
nahmen mit gleicher Energie durchgeführt werden, wie
diese Beschlüsse vorbereitet und vorangetrieben wurden.
Ich möchte sagen: Es ist sehr viel Regierungsenergie in
dieses Anliegen der Fortsetzung der Beschlüsse — des
Anschlussprogrammes neuen Stiles, das diesmal funk-
tionieren muss —, zu stecken.

In bezug auf die weitere Möglichkeit, dass man sich
das Budget noch einmal vornimmt und notrechtlich
global Abstriche macht (ein solcher Antrag stand in der
Kommission zur Debatte, ist aber abgelehnt worden),
wollen wir auf das abstellen, was der Bundesrat am
Schlüsse der Botschaft sagt. Auch auf die Versprechun-
gen: dass keine Nachtragskredite vorgelegt werden sollen
und dass man sich strikte im Rahmen der neuen Budget-
disziplin halten wird.

Die Stimmung in der Kommission war trotz dem
gelegentlich etwas forschen Marschtempo freundlich
und wohlwollend. Ich möchte den Kommissionsmitglie-
dern für ihre Ausdauer danken, ebenfalls den Herren
Bundesräten — dem Vorsteher des Finanz- und Zollde-
partementes sowie des Volkswirtschaftsdepartementes
— für ihre unermüdliche Bereitschaft. Es liegt mir auch

daran, dem «Apparat» zu danken, den Damen und
Herren hinter der Kulisse. Es ist ganz Enormes gearbei-
tet worden in diesen wenigen Tagen. Alle Protokolle
standen rasch zur Verfügung. Das war nicht selbstver-
ständlich. Es ist ein gutes Beispiel gesetzt worden für
die Zusammenarbeit zwischen den Departementen. Wir
haben uns darüber gefreut.

In diesem Sinne beantrage ich Ihnen Eintreten auf
alle Vorlagen.

M. Chevallaz, rapporteur: Le phénomène inflation a
suscité des analyses multiples et des définitions sa-
vantes. La complexité des causes additionnant parfois
leurs effets, parfois les multipliant, mais parfois aussi
les opposant, provoquant des autofreinages, rend diffi-
cile la détermination des remèdes. L'application des
médecines est au demeurant délicate. L'inflation agit
comme une drogue, elle crée d'abord, pour certaines
catégories économiques et sociales, à dose restreinte une
certaine euphorie. Une légère inflation stimule la con-
sommation, accélère les commandes, contribue au plein
emploi, permet non seulement l'adaptation mais l'amé-
lioration réelle des salaires. Les collectivités publiques
voient croître leurs revenus par l'augmentation des
ressources imposables, la progression à froid, l'activité
des affaires, tandis que la dépréciation continue de la
monnaie diminue la valeur relative de l'endettement.
D'où, pour ces collectivités, un entraînement mutuel à
des dépenses nouvelles, .sans qu'il soit besoin de majorer
le taux nominal des impôts.

Dans cette euphorie, le malade a qudque difficulté
à prendre conscience de son état. Et pourtant les
conséquences de l'inflation, lorsqu'elles dépassent les
normes homéopathiques de 2 ou 3 pour cent par année,
sont évidentes: incitation à la consommation, échauffe-
ment, essoufflement des salaires — ceux de certaines
catégories au moins qui ont peine à suivre les prix -—
pénalisation des petits rentiers et des pensionnés, décou-
ragement de l'épargne, renchérissement des prix à
l'exportation, aggravation du déficit de la balance
commerciale, découragement du tourisme étranger, défi-
cit substantiel de la balance des comptes, comme nous
les avons vécus en 1963/1964, si je ne fais erreur avec
lo paradoxe d'un appauvrissement national en période
de plein emploi et d'expanslion économique.

Le fait que nous soyons en bonne compagnie, que
les Pays-Bas, que la Suède nous devancent, que l'Autri-
che nous ait rattrapés, que la Grande-Bretagne et
l'Allemagne nous serrent de près aux environs d'un
7 pour cent de hausse des prix, ne saurait nous rassurer.
Les moutons de Panurge étaient eux aussi en bonne
compagnie.

Si nous ne sommes pas au bord de la catastrophe et
si nous connaissons même, par rapport aux autres pays
d'Europe où le chômage est important, un plein emploi
total et même une grave pénurie de main-d'œuvre,
d'ailleurs aussi facteur d'inflation supplémentaire, nous
avons atteint le stade critique où l'inflation devient
corrosive, grippe les rouages économiques et crée des
distorsions sociales difficiles à corriger dans l'avenir.

Il faut donc bien envisager les remèdes, par défini-
tion désagréables, puisqu'ils demandent des sacrifices
partiels ou généraux et empiètent sur la liberté écono-
mique. Car ni les homélies officielles, ni les prières pour
conjurer la pluie ne suffisent désormais. Mais si tout le
monde est prêt à monter à la tribune pour réclamer en
général des mesures énergiques, l'enthousiasme tiédit
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aussitôt quand ces mêmes mesures apparaissent dans
leur précision concrète.

Convenons aussi que les remèdes doivent être
choisis avec discernement et appliqués avec modération.
Les conséquences des antibiotiques peuvent être plus
graves à terme que le mal. Il faut également se méfier
des thérapies de choc, spectaculairement héroïques.
Biles peuvent, il ne faut pas le nier, provoquer un
enthousiasme, au moins momentané, avec quelques
effets possibles. Mais leur schématisme et leur brutalité
laissent aussi leurs graves séquelles.

Ainsi, parmi les thérapies de choc qui nous étaient
suggérées, le Conseil fédérai! a-t-il écarté le blocage des
prix et des revenus. La mesure eût été injuste par son
caractère linéaire, on eût bloqué des entreprises, des
métiers, des catégories de salariés à un niveau inéquita-
ble, tandis que des prix surfaits ou des salaires récem-
ment et confortablement valorisés se seraient vus con-
firmés dans leurs privilèges. Ensuite, si l'expérience a
pu réussir aux Etats-Unis, qui constituent un vaste
marché largement autarcique, elle n'aurait pas les
mêmes chances dans notre pays qui dépend du com-
merce extérieur et doit très largement subir des prix
importés.

Un contrôle des prix, et dans la mesure même où on
lui donnerait la souplesse nécessaire, mobiliserait des
effectifs administratifs importants. Enfin, l'opération du
décrochage au terme de l'exercice est, comme en
tactique, délicate. La levée du barrage provoque bien
souvent un rattrapage explosif ou, en tout cas, une
réadaptation rapide au risque de provoquer une nou-
velle flambée d'inflation.

L'abolition du contrôle et de la surveillance des
loyers dans les circonstances d'inflation des années
1963 à 1964 en a donné le preuve et s'est démontrée
comme un non-sens conjoncturel.

Le choix des remèdes est donc important. Les
circonstances européennes nous proposent un très large
éventail, divers, apparemment contradictoire. La résolu-
tion de Luxembourg du 31 octobre dernier exprime le
vœu pie de réduire le taux de hausse à 4 pour cent d'ici
la fin de 1973. Elle propose, pour y atteindre, des
généralités évidentes: la croissance de la masse moné-
taire ne doit pas dépasser celle du produit social brut,
les gouvernements doivent agir sur le taux et le volume
du crédit, l'équilibre des budgets doit être assuré, les
plus-values doivent être stérilisées ou imputées en
réduction de l'impôt indirect. Et nous voyons la France
déséquilibrer son budget en réduisant de 7,5 pour cent
sa TVA et recourir à l'emprunt. La Grande-Bretagne
prolonge de deux mois le blocage des salaires et des
prix, tandis que les Pays-Bas recourent à un accord
central entre gouvernement, entreprises et syndicats,
dans le but de limiter la hausse des salaires réels à
3,5 pour cent et celle des prix à près de 6 pour cent.

Autant de pays, autant de méthodes, mais il faut
bien reconnaître que les conditions sont partout diffé-
rentes, par la complexité même du mal inflationniste et
par la multiplicité de ses virus. L'on constate que cette
diversité, ces contradictions et ces résultats générale-
ment décevants nous donnent le sens de la relativité.
Des gouvernements dotés mieux que nous d'instruments
d'analyse et de contrôle conjoncturel ne s'en tirent pas
mieux. A tout le moins serait-il nécessaire de renforcer,
sur le plan européen, dans le domaine monétaire au
moins, l'un des volets inflationnistes: une concertation

constructive entre les partenaires de la zone de libre-
échange élargie au Marché commun.

Le Conseil fédéral a eu dans le choix des remèdes
un double courage: celui de proposer des mesures
énergiques sans être brutales, mais heurtant forcément
certains intérêts, et celui de ne pas recourir à l'hé-
roïsme spectaculaire des thérapies de choc. L'esprit de
mesure, le souci de peser les conséquences, d'apprécier
le problème dans sa complexité, dans sa diversité, sont
aussi importants en l'occurrence que la fermeté est
indispensable. Cela est valable d'abord au niveau de la
législation et votre commission, d'accord sur bien des
points sur l'essentiel avec le Conseil des Etats, vous
propose de modifier dans ce sens encore les proposi-
tions du Conseil fédéral sans leur enlever leur efficacité
pour autant.

Valables pour la législation, ces remarques s'appli-
quent également au niveau de l'exécution. Nous nous
apprêtons à conférer des responsabilités nouvelles au
Conseil fédéral, à la Banque nationale, à des organismes
administratifs ordinaires ou extraordinaires. Nous leur
faisons sans doute pleinement confiance, connaissant
leur compétence et leur haute vocation du bien public.
Mais précisément, il peut arriver que cette haute
vocation et la conscience même 'de ceux qui l'exercent,
les engagent à exercer leurs pouvoirs nouveaux avec
un zèle qui les conduise aux extrêmes limites. Or, en cette
matière complexe et mouvante, la rigidité est contraire
à l'efficacité, contraire aussi aux conditions diverses des
régions et des secteurs économiques. Nous entendons
que l'application de ces arrêtés soit conduite en fonc-
tion de l'évolution de la situation, avec toute la
flexibilité nécessaire pour que les remèdes ne nuisent
pas à l'organisme et n'aillent pas à fin contraire de
notre objectif commun, la prospérité durable de notre
économie dans son ensemble.

Avant d'analyser rapidement les cinq arrêtés, il
convient de rappeler qu'ils s'inscrivent dans un effort
plus général de lutte contre l'inflation: la modération et
la recherche d'équilibre des budgets publics dont vous
avez, à l'invitation du Conseil fédéral, donné ces
derniers jours la stoïque démonstration; l'arrêté fédéral
du 8 octobre 1971 sur la sauvegarde de la monnaie;
l'arrêté du Conseil fédéral du 26 juin 1972, interdisant
le placement de fonds étrangers en immeubles, en
papiers-valeurs et en hypothèques; l'arrêté de 1971 sur
la construction, pour ne pas parler de mesures fiscales
dont les effets ne seront pas immédiats.

Notre Conseil, en 1969, avait préféré la certitude
immédiate d'une convention entre la Banque nationale
et les banques cantonales et privées, en vue de la
modération du crédit, à la procédure législative et
référendaire, à ses aléas et à ses délais, qui eût doté le
Conseil fédéral et la Banque nationale d'un instrument
d'intervention adéquat. Mais il était bien entendu, et
cela fut dit alors, que cet «instrumentarium» était
simplement mis en attente et que, si nécessaire était, il
devrait être rapidement retiré du frigorifique. La regret-
table brèche ouverte dès juillet dernier dans le dispositif
de freinage — la convention cessant de porter effet —
a permis, en dépit des avertissements forts clairs de la
Banque nationale, une forte accélération du crédit,
dépassant en volume le double de ce qu'auraient
autorisé un encadrement raisonnable et la pratique de la
convention défunte. Il est donc urgent d'appliquer le
garrot et de doter le Conseil fédéral et la Banque
nationale des moyens indispensables à modérer le
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crédit. Vous connaissez la substance de l'article de
l'arrêté qui nous est proposé et que la commission a
admis pour l'essentiel avec quelques modifications.

En ce qui concerne l'arrêté H, votre commission a
marqué plus de réserve à l'égard du dépôt à l'exporta-
tion. Certes, la mesure a paru préférable soit à une
réévaluation, lourde de conséquences pour le tourisme
autant que pour bien des industries et qu'il nous serait
d'ailleurs difficile de décréter unilatéralement dans
l'état de précaire équilibre des monnaies européennes,
soit à un impôt sur l'exportation. Le dépôt à l'exporta-
tion n'est, en effet, qu'un prélèvement temporaire et
rétrocessible. Mais même sous cette forme, dans les
circonstances d'aujourd'hui, son application ne paraît pas
opportune. En effet, certaines de nos industries d'expor-
tation et non seulement l'horlogerie — citée comme cas
d'école — se heurtent sur les marchés étrangers à de
dures concurrences. La lutte contre l'inflation à quoi se
vouent parallèlement nos partenaires peut en accroître
la difficulté de nos ventes. Or les marchés perdus se
retrouvent difficilement. Le Conseil fédéral ayant con-
firmé ses craintes et déclaré inopportune l'application
actuelle du dépôt, la commission, comme l'a fait le
Conseil des Etats, vous propose de conserver ou plus
exactement de prolonger l'existence de cet instrument
conjoncturel disponible pour d'autres circonstances au-
delà de la fin de cette année.

Pour ce qui est de l'arrêté III, l'immunité fiscale
assurée aux amortissements dans la législation fédérale
et cantonale pouvait inciter certaines entreprises à
engager, comme une sorte de réserve immobilière, des
constructions nouvelles, réduisant d'autant leurs béné-
fices imposables mais stimulant l'inflation. Bien que cet
arrêté empiète sur la souveraineté fiscale des cantons, il
est apparu que sa justification conjoncturelle était
évidente. Après l'avoir amendé dans le sens d'allége-
ments pouvant éviter des rigueurs manifestes, votre
commission vous propose, à l'unanimité moins une voix,
d'adopter ce troisième arrêté.

L'arrêté IV. 11 a pu paraître que tant, par les
limitations directes que par le jeu indirect des restric-
tions de crédits ou de l'interdiction des investissements
étrangers, l'industrie du bâtiment et du génie civil ferait
les frais principaux de la lutte contre l'inflation. Il n'en
demeure pas moins que les indices de la construction
continuent de montrer une croissance inquiétante. Les
majorations de salaires réalisées dans la profession
témoignent d'ailleurs d'une forte pressiion sur ce marché
du travail. Les investissements en valeurs nominales
ont crû de 11 pour cent en 1969, de 21 pour cent en
1971 et l'enquête du début de cette année annonçait la
promesse d'une hausse de 25 pour cent et de 5 milliards
de plus que les réalisations de l'an dernier. Dès lors,
votre commission ne pouvait qu'accepter la proposition
du Conseil fédéral étendant les possibilités de modérer
la construction. Elle a toutefois admis, dans l'ensemble,
les atténuations et les assouplissements apportés par le
Conseil des Etats quant aux régions, aux limites et à
l'application et en a ajouté d'autres. L'arrêté sous sa
forme amendée a été accepté .sans opposition.

Enfin, à défaut du blocage et du contrôle des prix,
le Conseil fédéral nous propose, par le cinquième
arrêté, un dispositif et un préposé à la surveillance des
prix, des marchandises et des prestations de service. Il
s'agit là d'une expérience d'étude et d'observations
indispensables, nous paraît-il, à la connaissance du
phénomène inflation mais qui, par l'information, les

avertissements et les interventions diverses, peuvent con-
tribuer au combat contre la hausse. La transparence doit
tempérer les abus. Le Conseil des Etats et la majorité
de la commission ont jugé opportun d'y ajouter une
surveillance des salaires. Dans une logique qui nous
apparaît quant à nous incontestable, une minorité de la
commission aurait jugé utile d'y joindre la surveillance
des prix des immeubles et des loyers. Tel est le train des
mesures que nous vous proposons avec le Conseil
fédéral et le Conseil des Etats en vous suggérant
d'entrer en matière sur l'ensemble et sur chacun des
arrêtés.

A une forte majorité, la commission a préféré cinq
arrêtés distincts plutôt que la procédure préconisée par
le Conseil des Etats, qui consisterait à grouper en un
seul lot les arrêtés I, III, IV et V soumis au référendum
obligatoire. Chacun des arrêtés, nous paraît-il, constitue
une mesure particulière, applicable d'une manière diffé-
rentielle dans un temps et dans une intensité divers,
l'amalgame contredirait l'unité de la matière.

Par ailleurs, la commission avait écarté les tenta-
tions de faire flotter les changes, y voyant plutôt un
élément d'incertitude monétaire qu'un instrument de
modération conjoncturelle. Elle a écarté, à la majorité,
une proposition d'arrêté portant réduction d'un montant
global de 200 millions de francs sur le budget fédéral
1973 que nous venons d'adopter, faisant confiance au
Conseil fédéral pour opérer sur un budget déjà serré les
compressions encore possibles.

Enfin, une motion qui eût invité le Conseil fédéral à
réunir les organisations économiques et les syndicats
pour la définition d'une politique commune de modéra-
tion des prix, des salaires et des profits a été retirée
devant l'opposition des représentants des partenaires
sociaux; nous en avons pris acte avec regret.

La commission a dû travailler dans des conditions
de hâte qu'imposaient les circonstances. Elle tient à
exprimer sa gratitude au Conseil fédéral, à M. Celio,
président de la Confédération, à M. le conseiller fédéral
Brugger et à la direction de la Banque nationale ainsi
qu'à tous leurs collaborateurs pour le remarquable
travail de préparation et pour leur contribution à nos
débats dans un rythme de travail exceptionnellement
exigeant. Ces mesures, mais c'est peut-être leur mérite,
n'annoncent aucun miracle; elles n'en marquent pas
moins un vigoureux effort pour modérer une inflation
de plus en plus nocive aux structures mêmes de notre
économie, à notre sécurité sociale et à notre prospérité
à long terme. Mais aux efforts engagés par la collectivi-
té publique, par le Conseil federali en particulier, aux
sacrifices demandés à l'important secteur économique,
il serait nécessaire que corresponde une volonté géné-
rale de modération et d'économie de l'ensemble du
peuple suisse. L'inflation nous concerne tous par ses
conséquences et ses dégâts à court et à ilong terme.

Allgemeine Beratung — Discussion générale

Hofmann: Im Namen der SVP beantrage ich Ihnen
Eintreten auf die dringlichen Bundesbeschlüsse zur
Dämpfung der Ueberkonjunktur. Die Schweizerische
Volkspartei — ihre Fraktion — tut dies aus folgenden
Gründen:

1. Wenn der Inflation freier Lauf gelassen wird, so
führt das immer mehr zu einem monetären Volksbe-
trug. Die Betrogenen sind diejenigen Sparer, die ihr
Geld nicht in wertbeständigen Sachwerten anlegen
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können, sowie diejenigen Wirtschaftssubjekte, die die
Teuerung nicht automatisch durch höhere Löhne, höhe-
re Preise oder höhere Renten auszugleichen vermögen.

2. Eine galoppierende Inflation führt zu einer immer
weitergehenden Aushöhlung und letztlich zur Zerstö-
rung unseres Wirtschaftssystems, das man als individua-
listisch, privatwirtschaftlich und sozialmarktwirtschaft-
lich zu bezeichnen pflegt und das man auch als freie
Wirtschaft bezeichnen darf.

Leider erkennen viele Anhänger der freien Wirt-
schaft nicht oder noch zu wenig, dass die Ablehnung
einer wirksamen Anti-Inflationspolitik als eigentliche
Totengräberei an dieser freien Wirtschaft zu bewerten
ist. Deshalb sollten vor allem auch die Anhänger einer
freien Wirtschaft die ordnungspolitischen Vorschläge
des Bundesrates nicht verwässern wollen. Für die
Richtigkeit dieser Ansicht kann man sich ausser auf her-
vorragende Nationalökonomen auch auf Lenin berufen.
Er hat in Erkenntnis der Zusammenhänge die Empfeh-
lung ausgesprochen, die bürgerliche Gesellschaft durch
Verwüstung ihres Geldwesens zu zerstören.

3. Die galoppierende Inflation schliesst auch die
Gefahr in sich, dass wir eines Tages auf dem Weltmarkt
nicht mehr konkurrenzfähig sind.

Die Fraktion der Schweizerischen Volkspartei be-
grüsst deshalb die vom Bundesrat unterbreiteten dringli-
chen Bundesbeschlüsse. Sie richtet in diesem Zusam-
menhang an den Bundesrat folgende Frage: Das Parla-
ment wird nun alter Voraussicht nach ein konjunktur-
politisches Notstandsprogramm in Kraft setzen. Als-
dann ist der Behandlung und Verabschiedung des in
Revision stehenden Konjunkturartikels der Bundesver-
fassung und dem Erlass der sich aus ihm ergebenden
Gesetzgebung oberste Priorität einzuräumen. Welchen
Zeitplan hat der Bundesrat hiefür vorgesehen? Wir
legen Wert auf die Beantwortung dieser Frage, damit
künftig ein möglichst vollständiges, eingehend geprüftes
Instrumentarium für die Bekämpfung der Teuerung zur
Verfügung steht.

Was nun die vom Bundesrat vorgeschlagenen Mass-
nahmen betrifft, haben wir uns folgende Fragen ge-
stellt: 1. Sind sie systemkonform, d. h. passen sie zu
unserm Wirtschaftssystem, um die Teuerung bekämpfen
zu können, ohne dass wir in einen schauderhaften
Interventionismus hineingeraten? 2. Handelt es sich um
Massnahmen zur kausalen Bekämpfung der Inflation,
d. h. zur Bekämpfung ihrer Ursachen, oder handelt es
sich um blosse Massnahmen zur Bekämpfung der
Erscheinungsformen der Inflation, also um Symptom-
therapie? 3. Sind die Massnahmen zielkonform?

In Gesamtwürdigung der vom Bundesrat vorgeschla-
genen Massnahmen sind wir zur Schlussfolgerung ge-
langt: Die bis jetzt erfolgte Inflation lässt sich dadurch
nicht mehr beseitigen; es gilt jedoch zu verhindern, dass
wir künftig wieder so hohe Inflationsraten erreichen,
und deshalb ist den Vorschlägen zuzustimmen.

Die Massnahmen auf dem Gebiete des Kreditwesens
betrachten wir als systemkonform, als eine kausale
Bekämpfung der Inflation und als zielkonform. Die
conditio sine qua non jeder Inflation ist, was von den
Inflationsinteressenten oft verschwiegen wird, eine ent-
sprechende Elastizität des volkswirtschaftlichen Geldvo-
lumens. Liegt diese Elastizität nicht vor, d. h. wird sie
durch eine entsprechende Geld- und Notenbankpolitik
beseitigt, so kann keine der conditiones per quam, also
keine aus der primären Ursache hervorgehende folgen-

de Ursache in gefährlicher Weise wirksam werden. In
unserem Lande fehlte es bislang an genügenden Mass-
nahmen, um die Geldmenge im Griff zu behalten, trotz
den Möglichkeiten des Währungsbeschlusses. Die darge-
legte Absicht wird zwar von den Wortführern der
Inflationsinteressenten gern als quantitätstheoretisch
oder monetaristisch bezeichnet und mit einem negativen
Beigeschmack versehen. Das ändert jedoch nichts dar-
an, dass sie eine unausweichliche Wahrheit zum Aus-
druck bringt, die jeder leicht erkennt, der die zuneh-
mende Inflationsrate der Schweiz und anderer Länder
mit den gestiegenen Raten ihrer Versorgung mit Noten-
bankgeld vergleicht; denn dass die hohen Inflationsra-
ten möglich gewesen wären, wenn man die starke
Ausdehnung des Geld- und Kreditvolumens verhindert
hätte, wird selbst ein volkswirtschaftlicher Laie nicht
behaupten dürfen.

Um so mehr sind nun die vom Bundesrat vorge-
schlagenen Massnahmen für die Zukunft zu begrüssen.
Durch sie wird die Kredit- und Geldschöpfung der
Geschäftsbanken in den Griff genommen. Die Noten-
bankgeldmenge wird jedoch dadurch nicht reduziert.
Wesentlich ist daher — das möchten wir betonen —,
dass die vorgeschlagenen Massnahmen auch durch eine
zielkonforme Wechselkurspolitik der Notenbank ergänzt
werden. Bei einer wirksamen Inflationsbekämpfung
muss man auch die extern verursachte Ausdehnung des
Notenbankgeldvolumens verhindern oder bremsen. Wir
halben in der Kommission mit Genugtuung zur Kennt-
nis genommen, dass ein fester Wechselkurs für den
Bundesrat in der Zukunft keine «heilige Kuh» darstel-
len wird. Eine Aufwertung steht zurzeit auch von uns
aus nicht zur Diskussion, da sie die Exportindustrie
generell treffen würde und sich nun eine Anpassungsin-
flation abspielt. Dagegen ist vom Bundesrat aus sicher
immer wieder die Frage eines flexiblen Wechselkurses
mit einer grösseren Bandbreite ins Auge zu fassen,
wenn die Gefahr bestehen sollte, dass unser Land
wiederum mit ausländischen Devisen überschwemmt
wird, wie wir das nun wiederholt erlebt haben.

Nun möchten wir aber auch nicht verhehlen, dass
uns die Kreditrestriktionen mit gewissen Sorgen erfül-
len, indem sie die Gefahr höherer Hypothekarzinse und
damit höherer Mietzinse und einer stärkeren Belastung
der Landwirtschaft in sich bergen. Weil eine Beschrän-
kung der Kredit- und Geldvolumenexpansion die condi-
tio sine qua non jeder Anti-Inflationspolitik ist, darf
darauf sicher nicht verzichtet werden. Auch Zinserhö-
hungen dürfen nicht zum vornherein abgelehnt werden;
denn eine Billiggeldpolitik ist in Vollbeschäftigungszei-
ten inflationsfördernd und nicht inflatonsdämpfend.
Anderseits fordern wir aber doch, dass die Kreditbe-
grenzungsmassnahmen so anzuwenden sind, dass eine
Verteuerung des Hypothekarzinses im Wohnungsbau
und in der Landwirtschaft verhindert wird, da dies
sonst wiederum über den Lebenskostenindex höhere
Teuerungszulagen für die Arbeitnehmer bedingt, aber
auch nach höheren Preisen für landwirtschaftliche
Produkte ruft.

Was nun die Emissionskontrolle betrifft, so ist sie
zwar nicht systemkonform und nicht kausal; Emissio-
nen können ja nur gezeichnet werden, wenn die nötige
Geldmenge dafür vorhanden ist. Bei dieser Massnahme
geht es somit mehr um die Frage der zweckmässigen
Verteilung der vorhandenen Geldmenge und der Set-
zung von Prioritäten in der Kreditschöpfung. Deshalb
befürworten wir auch diese Massnahme. Eine wesentli-
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ehe Bedeutung messen wir der Frage zu, dass dafür
gesorgt wird, eine zielkonforme Aufteilung der Emis-
sionsrechte auf die einzelnen Wirtschaftsgruppen und
innerhalb der öffentlichen Hand zu erreichen. Es ist
hervorzuheben, dass es doch in unserem Lande
Regionen gibt, die nicht von der Ueberkonjunktur
betroffen sind und auch wenig von der Konjunktur
profitieren. Das Instrumentarium darf nicht so ange-
wendet werden, dass es zu einer weiteren Existenz-
schwächung der heute schon benachteiligten Randregio-
nen führt. Es sollte auch nicht so angewendet werden,
dass es zu einem weiteren Wachstum der Ballungszen-
tren Anreiz gibt, mit all den damit verbundenen
Nachteilen in der Infrastruktur.

Die Massnahmen zur Beschränkung der Abzah-
lungsgeschäfte werden von uns ebenfalls befürwortet,
handelt es sich hier doch um Kreditrestriktionen, um
die konsumptive Nachfrage etwas zu dämpfen.

In bezug auf das Exportdepot möchte ich festhalten:
Die Fraktion der SVP hat mich beauftragt, im Plenum
an den Bundesrat die Frage zu richten, ob er bereit sei,
mit dem Gesamtpaket der Massnahmen zur Dämpfung
der Ueberkonjunktur auch das Exportdepot in Kraft zu
setzen. Die Inflation kann ja sowohl von der Exportin-
dustrie wie auch von der Binnenwirtschaft ausgehen.
Die Fraktion der SVP erwartet, dass das Exportdepot
nicht weiterhin eine Reservemassnahme bleibe, wenn
sich dessen Einsatz zur Bekämpfung der Ueberkonjunk-
tur aufdrängt. Ich habe diese Frage bereits in der
Kommission gestellt, und ich wäre dem Bundesrat
dankbar, wenn er sie hier zuhanden des Parlamentes
auch noch beantworten könnte. Wir betrachten das
Exportdepot als systemkonform und als zielgerecht.
Dass das dabei eingenommene Geld sterilisiert wird, ist
grundsätzlich ein Schritt in der richtigen Richtung.
Beim Depot besteht jedoch das heikle Problem der
späteren Rückzahlung der sterilisierten Depotbeträge.
Werden sie zurückbezahlt in einer Zeit der Inflation, so
folgt eine Geldmengenausdehnung, die dann wiederum
inflatorisch wirken kann. Wir sind deshalb dem Bun-
desrat dankbar, dass er nun für die Rückzahlung ein
Timing und eine Lösung gewählt hat, die die Infla-
tionsschübe durch solche Rückzahlungen nach Möglich-
keit ausschalten. Wenn eine Aufwertung nicht möglich
ist, weil sie jeweils alle generell trifft, ist das Export-
depot diejenige flexible Massnahme, gegen die sich die
Exportindustrie unseres Erachtens nicht sträuben darf.
Wenn die Exportindustrie generell gebremst werden
müsste, so wäre auch die zeitweise Erhebung einer
Exportsteuer diskutabel. Eine solche Steuer müsste
dann nicht mehr zurückbezahlt werden. Voraussetzung
ist jedoch, dass sie ebenfalls sterilisiert würde, sonst
wirkt die Steuer ebenfalls nicht inflationshemmend.
Steuererhöhungen wirken an sich nicht inflationsdämp-
fend, sondern nur dann, wenn sie durch Sterilisierung
zu einer Geldmengenreduktion führen; sonst gibt ein-
fach der Staat das Geld aus, das sonst die Besteuerten
ausgegeben hätten.

Die Einschränkung der steuerlichen Abschreibungen
wird von uns ebenfalls befürwortet. Es ist eine Mass-
nahme zur Bremsung der Selbstfinanzierung und somit
zur Nachfragebremsung.

Kurz zu den Massnahmen betreffend Stabilisierung
des Baumarktes. Wir betrachten die Baubeschränkungen
nicht als kausale Inflationsbekämpfungsmassnahmen. Es
handelt sich um eine Symptomtherapie. Wenn nicht die
Geldmenge durch taugliche monetäre und kreditäre

Massnahmen ausreichend kontrolliert, d. h. am Steigen
gehindert wird, vermögen zwar Baubeschränkungen den
Anstieg der Baukosten und des allgemeinen Preisni-
veaus zu verzögern, aber keineswegs dauernd zu verhin-
dern. Wird jedoch die Geldmenge ausreichend kontrol-
liert, so sind solche Beschränkungen im Grunde weni-
ger erforderlich. Der Baubeschluss dient jedoch vom
Baumarkt her dazu, eine geringere Geldmenge zu
beanspruchen, dem Nachfrageüberhang entgegenzu-
wirken und gleichzeitig auch den Arbeitsmarkt zu
entlasten. Wir betrachten deshalb den Baubeschluss als
eine zurzeit notwendige flankierende Massnahme zu
den Kreditbeschränkungen. Die Baunachfrage derjeni-
gen, die sich selbst finanzieren können, kann nur auf
diesem Wege gesteuert werden. Der Baubeschluss führt
somit zu einer Lenkung des Geldvolumens im Sinne der
Prioritäten, er gestattet die selektive Verwendung der
Gelder.

Und nun noch zur Ueberwachung der Preise. Wir
stimmen auch dieser Massnahme zu. Es handelt sich
zwar um eine Symptombekämpfung. Wie weit sie eine
gewisse Wirkung haben wird, ohne in eine kriegswirt-
schaftliche Preiskontrolle hineinzugeraten, muss die
Zukunft zeigen. Wir halten aber mit dem Bundesrat
dafür, dass von ihr aus doch eine gewisse Dämpfung
ausgehen kann, indem sie zur Selbstdisziplin der Wirt-
schaftssubjekte anregt und somit mindestens eine gewis-
se psychologische Wirkung haben kann. Die Preisüber-
wachung der Güter und Dienstleistungen schliesst eine
gewisse Kontrolle der Löhne und Gewinne auf dem
kontrollierten Sektor implizite in sich, auch wenn das
nicht ausdrücklich erklärt wird. So wie die Massnahmen
im Bundesratsvorschlag genannt sind, stellen sie jedoch
unseres Erachtens eine einseitige, eine asymmetrische
Ueberwachung dar. Wir halten dafür, dass, wenn man
die Preise überwacht, doch auch die Lohnentwicklun-
gen im Sinne der Vorschläge des Ständerates überwacht
werden sollten. Der Lohn ist der Preis der Arbeit. Was
für den einen der Lohn darstellt, ist für den ändern der
Preis. Es geht dabei nicht um einen Lohnstopp, und es
geht auch nicht um einen Preisstopp. Auch die Land-
wirtschaft erwartet, dass der Bundesrat ihr noch die
Preisforderungen erfüllen wird und er für sie keine
Geburtsunterbrechung im neunten Monat vornehmen
will, nachdem bei den übrigen Sozialpartnern die Lohn-
und Preiskinder auf den 1. Januar 1973 bereits geboren
wurden.

Wir möchten also betonen: Wir halten dafür, dass
jedes Wirtschaftssubjekt, das seine Arbeit als Produk-
tionsmittel zur Verfügung stellt, auch seinen wachsen-
den Anteil am wachsenden Volkseinkommen bekom-
men soll. Wir treten ein für eine Verteilung des
Bruttosozialproduktes, bei der die Arbeit — gegenüber
den nach der klassischen Terminologie genannten än-
dern Produktionsmitteln Kapital und Boden — das ihr
Zukommende erhalten soll. Unbestreitbar ist, wenn die
Löhne über den Produktivitätsfortschritt hinaus erhöht
werden und das nicht zu Lasten von Gewinnen, Divi-
denden und Tantiemen gehen kann, dass von solchen
Lohnerhöhungen eine inflatorische Wirkung ausgeht.
Deshalb müssen im Sinne der Missbrauchsgesetzgebung,
wenn man die Preise überwachen will, auch die Löhne
überwacht werden, ohne dass man wesentliche Eingriffe
in die Einkommenspolitik vornimmt. Die Zeit reicht
hier nicht aus, um auf die Bestimmungsgründe der
Verteilung des Volkseinkommens eintreten zu können.
Wir halten aber dafür, dass, wenn der Staat eine gewisse
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Ueberwachung der Verteilung durchführt, er alle we-
sentlichen Bestimmungsgründe in Betracht ziehen muss,
um eine angemessene Verteilung des Volkseinkommens
unter den Sozialpartnern anzustreben und zu erreichen,
in unserem Lande den sozialen Frieden im Interesse
aller zu erhalten.

Bürgi: Ein arithmetisch begabter Kollege hat gestern
um Mitternacht ausgerechnet, dass die Mitglieder der
Kommission auf die Stunde berechnet ungefähr den
Taglohn eines guten Lehrlings verdient hätten. Das ist
offenbar ein Zeichen dafür, dass ein parlamentarisches
Mandat weniger denn je eine Sinekure darstellt.

Lassen Sie mich nun zum Problem der Inflation und
zum Massnahmenpaket im Rahmen der radikal-demo-
kratischen Fraktion die folgenden Ueberlegungen an-
stellen. Zur Diagnose, die uns in der Botschaft durch
die beiden Referate vorgetragen wurde, möchte ich
folgendes beifügen. Wir befinden uns offenkundig in
der zweiten Phase der Inflation. Sie ist gekennzeichnet
durch eine selbsttätige Weiterentwicklung der Geldent-
wertung. In wesentlichen Bereichen der Volkswirtschaft
und der öffentlichen Hand wird die weitere Inflation
als sicher angenommen und bei den Entschlüssen
berücksichtigt. Das gilt für den Konsum; das gilt für
die Investitionen; das gilt für die Ausgabenentscheide
der öffentlichen Hand; das gilt aber auch für die
Lohnfestsetzung. Als generelle Formel könnte man
sagen: Wer sich vor Schaden bewahren will, der gibt
sein Geld heute aus und nicht erst morgen. Durch eine
Weiterentwicklung dieser Situation könnte eindeutig
eine Gefährdung der volkswirtschaftlich notwendigen
Spartätigkeit entstehen. Ich bin eigentlich erstaunt, wie
hoch die Sparquote zurzeit in unserem Lande noch ist.
Bei den zahlreichen Referaten über die zweite Säule,
die ich vor dem 3. Dezember halten musste, habe ich
indessen in der Diskussion festgestellt, dass das Problem
des Sparens die Leute bewegt. Sie fragen sich, ob sich
das Sparen überhaupt noch lohne. Es ist dies ein
Symptom dafür, dass dieses Problem plötzlich von
grösster Aktualität werden könnte.

Auch die Unternehmungen, denen es scheinbar so
gut geht, stecken wegen der Inflation in Problemen. Sie
leiden vor allem unter stark ansteigenden Kosten. Bis
jetzt konnten diese Kosten durch Umsatzausweitungen
aufgefangen werden. Indessen stehen — das darf man
ohne Uebertreibung sagen — zahlreiche mittlere und
kleinere Unternehmungen trotz scheinbarer Blüte unter
einem inflationären Kostendruck. Alle sind im Grunde
genommen interessiert daran, dass diese Drucksituation
beseitigt wird.

Schliesslich müssen wir bei einer weiteren Entwick-
lung der Inflation mit gesellschaftlichen und sozialen
Spannungen rechnen. Der Herr Kommissionspräsident
hat sich darüber mit seiner gewohnten Eloquenz geäus-
sert. Das Schweizervolk steht irgendwie in einer eigen-
artigen psychologischen Verfassung. Man hat zwar
Teil an der Inflation, man versucht, sich ihr durch
Einkommenssteigerung zu entziehen — und dennoch
besteht ein wachsendes Unbehagen. Aus allen diesen
Gründen ist ein Handeln notwendig. Dieses Handeln
möchte ich mit dem Titel versehen: Durch partiellen,
zeitlich befristeten Dirigismus ein Abgleiten in einen
späteren, immer schlimmer werdenden Dauerdirigismus
vermeiden.

Die radikal-demokratische Fraktion stimmt dem vor-
geschlagenen Massnahmenpaket zu. Die Massnahmen
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sollen allen in der Schweiz folgendes kundtun: Die
Inflation soll gebremst werden. Wer auf steigende
Geldentwertung setzt, liegt falsch. Das vorgeschlagene
Instrumentarium wurde teilweise schon in früheren
Phasen angewendet. Das betrifft beispielsweise den
Kreditbeschluss. Von allen vorgeschlagenen Massnah-
men ist er zweifellos der wichtigste, nimmt er doch
direkten Einfluss auf die der Wirtschaft zur Verfügung
stehende Geldmenge. Mit einer scharfen Anwendung
dieses Beschlusses könnte ein eigentlicher Deflations-
effekt ausgelöst werden. Das darf indessen nicht das Ziel
der Massnahme sein; sie soll vielmehr dazu führen, das
die Investitions- und Konsumentscheide sorgfältiger als
bis jetzt erwogen werden. Bei der Festlegung der
Kreditlimiten möchte ich die Nationalbank, die in
diesem Saale nicht vertreten ist, daran erinnern, dass
man mit scharfen Limiten nicht primär die Banken,
sondern ihre Kunden trifft. Falls die Nationalbank das
einmal vergessen sollte, wäre ich dem Chef des Finanz-
und Zolldepartementes dankbar, wenn er es ihr in
Erinnerung rufen wollte.

Der Baubeschluss visiert die Bauherren an. Wir
mussten indessen zur Kenntnis nehmen, dass in der
Bauwirtschaft psychologische Sekundärwirkungen ent-
standen sind. Ich möchte deshalb deutlich zum Aus-
druck bringen, dass dieser Baubeschluss keine Bestra-
fungsaktion für das Baugewerbe ist und auch keine sein
darf. Es geht darum, eine vernünftig angewandte Priori-
tätsordnung einzuführen. Man darf bei dieser Gelegen-
heit der Bauvvirtschaft für ihre grossen Anstrengungen
zur Leistungssteigerung in den letzten lahren die ver-
diente Anerkennung aussprechen. Die Kommission liess
sich eingehend über die geplante Handhabung des
Baubeschlusses informieren. Sie kam zum Schluss, dass
eine vernünftige Handhabung in Aussicht steht. Ich
möchte in diesem Zusammenhang meinem vollen Ver-
trauen zu Herrn Bundesrat Brugger Ausdruck verleihen,
dass alle diese Zusicherungen nachher tatsächlich auch
eingehalten werden.

Beim Exportdepot steht eine Auseinandersetzung
mit einem Vorschlag zur Einführung einer Exportsteuer
in Aussicht. Aufgrund der Ausführungen in der Kom-
mission stehe ich unter dem Eindruck, dass die Anhän-
ger einer Exportsteuer von einem falschen Leitbild
ausgehen. Sie identifizieren die schweizerische Export-
wirtschaft mit einigen grossen Namen. Ich darf doch
darauf hinweisen, dass der überwiegende Teil der
Exportwirtschaft aus mittleren und kleineren Unterneh-
mungen besteht. Sie stehen alle unter dem Kostendruck,
von dem ich vorher sprach, und der Cash-flow, der
am Ende eines Jahres erarbeitet werden kann, ist
vielfach viel kleiner, als man denkt. Ich bin deshalb der
Meinung, und ich darf das auch im Namen der
Fraktion sagen, die ich hier vertrete, dass wir aus
diesem Grunde im Zweifelsfall für die mildere Mass-
nahme, also für das Exportdepot sind.

Einige Ausführungen zum Problem der steuerlichen
Abschreibungen: Ich mache persönlich kein Hehl aus
der Tatsache, dass ich diesen Vorschlag für das proble-
matischste aller vorgeschlagenen Mittel ansehe. Von
verschiedenen möglichen Fiskalmassnahmen ist das of-
fenbar diejenige gewesen, die am Schluss noch im Korb
geblieben ist. Es geht um einen erstmaligen Versuch,
durch fiskalische Massnahmen bewussten Einfluss auf
die Investitionsentscheide der Wirtschaft zu nehmen.
Ich bin nicht so ganz sicher, ob überall die erwartete
Wirkung eintreten wird. Der sicherste Effekt ist sicher
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einmal die Tatsache, dass zusätzliche Mittel aus dem
privatwirtschaftlichen in den öffentlichen Bereich über-
geführt werden. Bei der Beratung dieser Massnahme
sind wir auf die Tatsache gestossen, dass bestimmte
Bestimmungen eine ausgesprochene Härte für einzelne
Unternehmungen beinhalten können. Aus diesem Grun-
de wurde durch die Kommission ein Härteparagraph in
den Beschluss eingefügt. Die Zustimmung zu dieser
Massnahme erfolgt unsererseits ohne Jubel, einfach aus
staatsbürgerlicher Disziplin.

Schliesslich einige kurze Bemerkungen zur Preis-
und Lohnüberwachung: Für die mittlere und jüngere
Generation wird damit Neuland betreten. Die Aelteren
erinnern sich noch an die Preisüberwachung nach der
Abwertung im Jahre 1936 und an die Preiskontrolle
während des Zweiten Weltkrieges. Von der vorgeschla-
genen Massnahme darf nicht zu viel erwartet werden.
Ich glaube indessen, dass bei kluger Anwendung doch
gewisse Wirkungen ausgelöst werden können. Es könnte
etwa das Gewissen für gewisse Preisentscheide geschärft
werden. Ein Gleiches soll nun durch einen Zusatz der
Kommission auch für die Löhne herbeigeführt werden.
Ich bin deshalb sehr überrascht über die ausserordent-
lich negative Reaktion der Gewerkschaftsvertreter zu
dieser verhältnismässig harmlosen Bestimmung. Es ist
doch so, dass die Löhne eine ausserordentlich wichtige
Komponente bei der Verteilung des Bruttosozialproduk-
tes darstellen. Ich glaube, man sollte die öffentliche
Meinung nicht falsch beurteilen. Ich wage hier zu
behaupten, dass ein genereller Preis- und Lohnstopp
beim Volk viel populärer ist, als man gemeinhin
annimmt. Ich bitte unsere Kollegen von der Gewerk-
schaftsbewegung, uns nicht dazu zu nötigen, dass wir
das allenfalls durch eine Petition oder durch eine
Initiative nachweisen müssten.

Ich komme zur abschliessenden Beurteilung: Das
Paket hat für jede Gruppe wenig erfreuliche Bestandtei-
le. Jedermann hätte ein echtes Motiv zur Ablehnung;
wir müssen es aber als Gesamtpaket in dieser Situation
nehmen, wie es nun vor uns liegt. Die staatsbürgerliche
Verantwortung muss die Richtschnur unseres Handelns
sein.

Stich: Mit der Vorlage der fünf Beschlussentwürfe
hat der Bundesrat gezeigt, dass er als Konjunkturdoktor
die ziemlich heftigen Fieberanfälle des Patienten
Marktwirtschaft doch auch noch bemerkt hat und bereit
ist, wenn möglich zu helfen. Ohne Zweifel hat unser
Konjunkturdoktor auch schon etwas mehr Erfahrung
und Routine in der Anlegung von Schnellverbänden.
Die sozialdemokratische Fraktion hofft zuversichtlich,
der Doktor werde sich auch noch etwas weiterbilden,
und zwar hinsichtlich der Vorbeugemassnahmen, der
Diagnose und der Therapie. Einigermassen erstaunt
haben uns aber jene Krankenhelfer im Ständerat und in
der nationalrätlichen Kommission, welche jetzt, nach-
dem sie rund zehn Jahre lang den Beizug eines Arztes
verhindert haben, plötzlich glauben, der Fieberkranke
bedürfte dringend eines Gipsbeines in Form der
Lohnüberwachung, um ihn am Gehen zu hindern. Bei
einem Fieberkranken hat ein solcher Verband vermut-
lich wenig Sinn. Offenbar dient er nur dazu, dass die
Herren Krankenpfleger ihren Namen darauf verewigen
können, um zu zeigen, dass sie doch auch gegen die
böse Fieberkrankheit sind. Die Behandlung des Ge-
schäftes hat deutlich gezeigt, dass ein konjunkturpoliti-
sches Instrumentarium in der heutigen Zeit einfach eine

Notwendigkeit ist, genau so wie exakte und genügende
statistische Unterlagen notwendig sind, um überhaupt
die richtigen Massnahmen beurteilen zu können. Es ist
nicht in Ordnung, wenn man dauernd mit Notmassnah-
men regieren muss in einem Zeitpunkt, da nicht mehr
viel zu machen ist; wenn das ganze Volk endlich
gemerkt hat, dass etwas nicht stimmt. Dann ist aber
auch nichts mehr zu machen mit einem Lohn- und
Preisstopp, Herr Bürgi. Wir hoffen zuversichtlich,
dass Sie sich an diese Situation erinnern, wenn es gilt,
im kommenden Jahr einen Verfassungsartikel und die
dazu gehörende Ausführungsgesetzgebung zu schaffen.

Doch nun zur aktuellen Situation. Bereits bei der
Begründung meiner Interpellation habe ich ausgeführt,
wie es zur heutigen Situation gekommen ist. Ausgehend
vom Jahre 1970 erleben wir zurzeit eine Anpassungsin-
flation, weil damals zu spät und zudem ungenügend
aufgewertet worden ist. Deutlich muss hier festgehalten
werden, dass eine importierte Inflation nicht erst mit
konjunkturpolitischen Massnahmen im Inland bekämpft
werden kann, sondern dazu sind währungspolitische
Massnahmen notwendig. In dieser Hinsicht hat jetzt
der Bundesrat — im Gegensatz zum Jahre 1970 —
die entsprechenden Kompetenzen, und er hat auch die
entsprechende Verantwortung.

Die gegenwärtige Inflationswelle kann mit keinen
Massnahmen mehr rückgängig gemacht werden. Doch
wir müssen versuchen, die Auswirkungen abzubremsen,
um nicht in eine noch schlimmere Situation zu geraten.
Jede Inflation bewirkt eine Umverteilung der Einkom-
men und Vermögen, und zwar eindeutig in der falschen
Richtung; in der Richtung der Konzentration, und zwar
in der Konzentration vor allem bei den Sachwertbesit-
zern, zum Nachteil der einkommens- und vermögens-
mässig schwächsten Bevölkerungsteile. Dessen muss
man sich bewusst sein, wenn man von Lohnkontrolle
spricht. Das ist auch der Grund, warum die sozialdemo-
kratische Fraktion der Auffassung ist, es müsse alles
unternommen werden zur Meisterung der Inflation.
Dies ist nur möglich, wenn es gelingt, den bestehenden
Nachfrageüberhang abzubauen.

In der Interpellationsbegründung habe ich im Na-
men der sozialdemokratischen Fraktion deshalb gefor-
dert, die Massnahmen hätten sich auf die Dämpfung
der Auslandnachfrage, der Verminderung der Geld-
und Kreditmenge und auf finanz- und steuerpolitische
Massnahmen zu beziehen, wobei das Paket durch
weitere gezielte Massnahmen zu ergänzen wäre. So
gesehen ist das Paket etwas einseitig geraten. Das
Exportdepot stellt, selbst wenn es nach der vorgesehe-
nen Verschärfung angewendet werden sollte, keine
Massnahme dar, die die Auslandnächfrage wirksam
dämpfen kann, vielmehr ist es eine rein geldpolitische
Massnahme, die der Abschöpfung dient. Mit einem
Zinsverlust von 0,25 bis 0,3 Prozent im Jahr auf dem
Exportwert wird aber die Konkurrenzfähigkeit sicher
nicht beeinträchtigt. Zudem ist die Rückzahlungspflicht
innert zehn Jahren problematisch. Wann hätte in den
letzten zehn Jahren ein solches Depot ohne konjunktur-
politische Katastrophe zurückbezahlt werden können?

Die sozialdemokratische Fraktion ist sich bewusst,
dass heute dem Bundesrat zwar währungspolitische
Massnahmen zur Verfügung stehen, doch ist sie der
Meinung, es müssten auch weitere Instrumente auf dem
gleichen Gebiet zur Verfügung gestellt werden, die eine
gewisse Wirkung erzielen können, ohne gleich zu den
schärfsten Massnahmen greifen zu müssen. Deshalb
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schlagen wir Ihnen vor, die Warenumsatzsteuer auch
auf die Exporte auszudehnen bzw. dem Bundesrat eine
entsprechende Kompetenz zu geben. Es ist keine Alter-
native, Herr Bürgi, zum Exportdepot, sondern es wäre
eine zweite Massnahme zu einer Ergänzung. Der Bun-
desrat hätte also dann praktisch drei Massnahmen: Er
könnte das Exportdepot erheben, er könnte die Waren-
umsatzsteuer auf Exporte ausdehnen, oder er könnte
währungspolitische Massnahmen treffen.

Das Hauptgewicht der gegenwärtigen Massnahmen
beruht auf den Geld- und Kreditrestriktionen. Die
sozialdemokratische Fraktion ist damit einverstanden,
doch legen wir grossen Wert auf die Feststellung, dass
in einem Land, das derart mit dem Ausland verflochten
ist, Geld- und Kreditrestriktionen allein nie genügen
können, um eine übermässige Expansion zu vermeiden.
Kreditrestriktionen haben immer das Ziel, das Kredit-
angebot zu reduzieren und führen deshalb tendenziell
zu höheren Zinssätzen. Damit wird aber vor allem
einerseits via Hypothekaranlagen und Mieten die Teue-
rung wieder angeheizt, und anderseits ziehen wir wieder
zusätzliche Mittel in unser Land, auch wenn es nur die
Repatriierungen der Grossbanken sind. Aus diesen
Gründen schlägt Ihnen unsere Fraktion verschiedene
Abänderungsanträge vor, die es unter anderem ermögli-
chen sollen, Mindestreserven auch auf der Aktivseite zu
erheben und damit eine gewisse Differenzierung zu
ermöglichen, je nach dem Verwendungszweck der Kre-
dite, also zum Beispiel im Sinne einer Begünstigung der
Hypothekardarlehen für Wohnungsbau.

Wir hätten es auch begrüsst, wenn Finanzierungs-
vorschriften zur Begrenzung der Kreditnachfrage erlas-
sen worden wären. Doch hätte dies eines weiteren
Erlasses bedurft. Jedenfalls muss alles getan werden,
um nicht nur das Angebot, sondern auch die Nachfrage
nach Kredit zu reduzieren. Diesem Ziel dient vor allem
auch der Baubeschluss. Es wäre unvorstellbar, den
Kreditbeschluss ohne Baubeschluss realisieren zu wol-
len. Deshalb ist es auch völlig unverständlich, wenn die
Baumeister auf die Strasse bzw. der Würde ihres
Standes entsprechend in den Kursaal gehen. Zudem
geht ein beträchtlicher Teil der Teuerung gerade von
diesem Sektor der Wirtschaft aus, was nicht heisst, die
Baumeister trügen, ganz abgesehen von den auch nicht
sehr kleinen Gewinnen, dafür die Verantwortung. Viel-
mehr ist es zum Teil bereits eine Inflationspsychose mit
der Flucht in die Sachwerte, die diesen Nachfrageüber-
hang schafft. Aber auch der Nachfrageüberhang ist
doch gross und muss deshalb abgebaut werden.

Mit dem modifizierten Beschluss erhält der Bundes-
rat ein flexibles Instrument zur Steuerung der Nachfra-
ge. Gerade in diesem Zusammenhang muss deutlich
darauf hingewiesen werden, dass der Bundesrat durch
dieses Paket eine ganze Menge von Bedenken erhält.
Für die Anwendung trägt er die Verantwortung aber
allein. Deshalb wird es auch von der Durchführung
dieser Beschlüsse abhängen, welche Stellung nachher
einzunehmen sein wird, wenn diese dringlichen Bundes-
beschlüsse einmal Volk und Ständen vorgelegt werden
müssen.

Die bisherige Anwendung der bestehenden Baube-
schlüsse hat den Willen des Bundesrates gezeigt, die
Baukapazität des Baugewerbes optimal auszunützen, so
dass hier an sich kein Grund zu einer Beunruhigung
besteht.

Beim dritten von uns in der Interpellation anvisier-
ten Gebiet, dem Finanz- und Steuersektor, ist wenig

vorgesehen. Die sozialdemokratische Fraktion unter-
stützt den Beschluss über die Höchstsätze der Abschrei-
bungen als tendenziell richtiges Instrument zur Einwir-
kung auf die zukünftigen Investitionen. Vor allem aber
auch als eine erste Harmonisierung im Steuerchaos. Wir
sind uns aber bewusst, dass dabei die Betriebe in
fortschrittlichen Kantonen mit einjähriger Veranlagung
härter getroffen werden als die ändern. Diese Kantone
sind übrigens auch sonst schon benachteiligt, indem sie
bei der Berechnung der Verteilungsschlüssel mit einem
unverhältnismässig höheren Steuerertrag zu Buch ste-
hen. Deshalb bitten wir den Bundesrat, alle Möglichkei-
ten wahrzunehmen, um möglichst rasch zur einjährigen
Veranlagung zu kommen. Das wäre eine Massnahme
gewesen, die wir auch als sinnvoll angesehen hätten,
denn gerade dadurch wäre einiges Geld abgeschöpft
worden. Wir haben hier aber keinen Minderheitsantrag
eingereicht, weil auf der ändern Seite gerade in
dieser Woche ja noch die Beschlüsse über die Mehr-
einnahmen gefasst worden sind. Da haben wir gefun-
den, es wäre nicht opportun, das gleichzeitig zu tun.
Aber wir werden zweifellos darauf zurückkommen;
konjunkturpolitisch wäre aber jene Massnahme besser
gewesen.

Grundsätzlich müssen wir hier auch anfügen, dass
eine Harmonisierung des Steuersystems in der Schweiz
auch eine wichtige Frage darstellt, um nicht zuletzt
auch die Steuern wirklich der Konjunkturpolitik dienst-
bar machen zu können. Das ist leider heute nicht
möglich.

Abschliessend noch ein Wort zum Bundesbeschluss
über die Preisüberwachung. Wir sind uns bewusst, dass
sehr viele Leute, auch Arbeitnehmer, die Meinung
vertreten, im Grunde genommen wäre ein Lohn- und
Preisstopp richtig. Aber diese Leute geben sich nicht
Rechenschaft über die Auswirkungen. Wir haben uns
gerade bei der bundesrätlichen Fassung gefragt, ob hier
nicht einfach dem Volk etwas Sand in die Augen
gestreut werde, da es ohnehin nur eine Symptombe-
kämpfung sei und der Erfolg vermutlich nur negativ
sein könne und die Enttäuschung dann auch entspre-
chend gross wäre. Es ist vollkommen unmöglich, eine
wirksame Preisüberwachung ohne grossen administrati-
ven Apparat durchzuführen. Deshalb haben wir in der
Kommission einen Antrag eingebracht, welcher die
Preisüberwachung bei marktmächtigen Unternehmun-
gen und Organisationen ermöglichen sollte. Es schien
uns, das wäre eine Möglichkeit, die Preisüberwachung
dort zu haben, wo der Markt monopolistisch ist, also in
einem eng begrenzten Gebiet, wo man an sich eine
gewisse Ueberwachung durchführen könnte.

Wir haben uns dann einem Antrag unseres verehr-
ten Kommissionspräsidenten angeschlossen, der mit
einer ändern Formulierung das gleiche Ziel erreichen
will. Wir müssen doch einfach festhalten, dass es für
den Bundesrat nicht möglich ist, sämtliche Preise zu
überwachen. Wenn nun die Leute in der Schweiz das
Gefühl haben, der Bundesrat überwache die Preise, und
es schlägt irgendwo etwas auf, dann kommen unendlich
viele Briefe zum Bundesrat, und dann muss er wahr-
scheinlich noch einige Leute anstellen, nur damit er
diese Briefe ablegen, geschweige denn beantworten
kann. Zudem müssen wir hier auch festhalten, dass
Preiskontrollen in einer Marktwirtschaft absolut system-
widrig sind. Ich bin heute eigentlich erstaunt, wenn
man die ganze Geschichte von 1964 an erlebt hat, mit
dem Notenbankinstrumentarium usw., wie man da
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immer auf die freie Marktwirtschaft tendiert hat. Heute
kommen nun ausgerechnet die Leute, die damals das
Notenbankinstrumentarium verhindert haben, mit sol-
chen Massnahmen, wie sie eine Preiskontrollstelle dar-
stellt. Es ist eine Preiskontrolle — effektiv hätte der
Bundesrat die Möglichkeit, aufgrund des Artikels auch
Preise herabzusetzen.

Ganz entschieden aber widersetzen wir uns einer
Lohnkontrolle, wie sie vom Ständerat und von unserer
Kommissionsmehrheit vorgeschlagen wird. Nachdem
nun die grossen Gewinne im Trockenen sind und nur
noch Anlage im zweiten Ferienhaus und ähnlichem
Luxus suchen, soll nun eine Lohnkontrolle eingeführt
werden mit dem Ziel, den Anteil der Arbeitnehmer am
volkswirtschaftlichen Kuchen wenn möglich so klein zu
belassen, wie er vor der Inflation war. Für uns sind
nicht die Preise und die Löhne die Korrelate, sondern
die Löhne und die Gewinne. Ich bin eigentlich erstaunt,
dass niemand hier den Antrag gestellt hat, man solle
auch die Gewinne, die Dividenden und die Verwal-
tungsratshonorare verschiedener Herren kontrollieren
und überwachen, denn da wäre viel mehr herauszuholen
als bei einer Lohnüberwachung. Zudem müssen wir
doch auch festhalten, dass die Löhne nicht die Ursache
der Inflation sind. Die Arbeitnehmer haben die Export-
industrie nicht aufgebläht und der Nationalbank keine
Dollars zugeführt und auch keine Auslandguthaben
repatriiert. Die Auslandnachfrage und die Dollar-
schwemme haben unser Geldvolumen aufgebläht. Ich
erinnere nur daran, dass noch in diesem Sommer vier
Milliarden zugeflossen sind. Ich habe bereits zweimal
gefragt, ob die Nationalbank wisse, wohin diese vier
Milliarden gekommen seien, aber noch keine Antwort
erhalten; ich kann es ja jetzt das dritte Mal tun. Aber
wenn man an eine solche Geldvermehrung denkt, dann
muss man sich doch nicht wundern, wenn die Löhne
und die Preise in Bewegung geraten. Dieses Geld sucht
doch irgendwelche Anlagen. Deshalb ist es unseres
Erachtens nicht richtig und nicht gerecht, wenn man
dann den Hebel ausgerechnet bei den schwächsten
Gliedern ansetzt. Zudem ist es auch ganz klar — ich
kann dies aus eigener Erfahrung sagen —, dass nicht
die Löhne, die im Gesamtarbeitsvertrag abgemacht
werden, entscheidend sind, sondern — wenn schon —
es sind einzelne Löhne, welche bezahlt werden. Hier
muss man sagen, dass es vor allem eine Sache der
Arbeitgeber ist. Wir werden darauf in der Detailbera-
tung zurückkommen und müssen hier einfach feststel-
len, dass die Herren, welche solche Anträge hier
eingebracht haben, entweder schlicht und einfach den
Gewerkschaften den Schwarzen Peter zuschieben wol-
len oder vielleicht auch noch nicht gemerkt haben, dass
die Schweizer Arbeitnehmer mündig geworden sind.

Wir werden von unserer Fraktion aus auf die
Vorlage eintreten. Wir bitten Sie, das auch zu tun und
dann unserem Beschlussentwurf über die Warenumsatz-
steuer auf Exporten ebenfalls zuzustimmen. Im übrigen
bitten wir Sie, unseren Minderheitsanträgen zuzustim-
men und klar und eindeutig jeden Versuch zu staatli-
cher Einkommenspolitik und der Bevormundung der
schweizerischen Arbeitnehmer abzulehnen.

Schwarzenbach: Ich möchte zu Beginn weniger über
das reden, was uns an der Vorlage freut und was wir
von ganzem Herzen unterstützen, sondern ich möchte
eher über das reden, bei dem wir finden, es seien einige
Fragen zu stellen.

Als erstes einmal eine ganz interne Angelegenheit,
die das Parlament angeht: Wir sind in keiner Weise
erfreut, wie diese Vorlage durchgepeitscht werden muss
und finden, dass eine seriöse Behandlung fast unmög-
lich ist. Es kommt einer Ueberforderung des Parlamen-
tes gleich, und es ist äusserst merkwürdig, wenn eine
Vorlage wie der Grundstückerwerb durch Ausländer,
die als äusserst dringlich bezeichnet wird, durchgeführt
werden muss, während eine 27er-Kommission perma-
nent in den untern Räumen tagt und diesen Verhand-
lungen gar nicht folgen kann. Das möchte ich einmal
als erstes kritisieren.

Als zweites möchte ich darauf hinweisen, dass
selbstverständlich die Dringlichkeit der Inflationsbe-
kämpfung uns allen geboten scheint und dass es
selbstverständlich verschiedene Wege gibt, um dieses
schwierige Problem anzupacken. Aber die Wahl des
Bundesrates ist nur eine Methode, und man könnte sich
vorstellen, dass es auch andere Methoden zur Bekämp-
fung der Inflation geben würde als ein einseitiges
Programm, das ziemlich dirigistischen Charakter zeigt
und in erster Linie auf die Verringerung der zirkulie-
renden Geldmenge zielt, dann aber auch nur ganz
bestimmte Berufszweige erfasst, nämlich die Banken
und in erster Linie das Baugewerbe. Da kann man sich
fragen, ob es andere Möglichkeiten gegeben hätte. Ich
möchte doch dem Bundesrat sagen, dass, bevor solche
Massnahmen dringlich eingeführt werden, eine psycho-
logische Vorbereitung unseres Volkes vorangegangen
sein sollte. Man kann nicht plötzlich von einem Tag auf
den ändern von der Dringlichkeit der Inflationsbekämp-
fung sprechen und bis zum Stichtag — sagen wir erste
Sessionswoche — von dieser Inflationsgefahr mehr oder
weniger keine Kenntnis nehmen. Unsere Botschaft wäre
besser aufgenommen worden, wenn vorher bereits alle
Kreise auf das Problem der Inflation, und zwar vom
Bundesrat her, aufmerksam gemacht worden wären und
sie es nicht nur am eigenen Portemonnaie als
Gefahr gespürt hätten. Ich habe schon gesagt, wir
hätten Massnahmen vorgezogen, die auf jeden Dirigis-
mus und direkte Eingriffe in die Wirtschaft verzichten
und die von selbst konjunkturdämpfend und regulativ
wirken. Ich weiss, dass Herr Celio diese Massnahmen
nicht zu ergreifen wünscht, und er hat ganz sicher seine
Gründe dafür. Dennoch sei es mir gestattet, einige
Fragen an den Herrn Bundespräsidenten zu richten:

Wo bleiben die festen Prozentsätze zur Rückführung
des überlasteten Budgets, wie sie Herr Hürlimann in
seiner Motion gefordert hat, die, wie ich weiss, weil un-
durchführbar, zurückgezogen wurde? In den Augen
vieler scheint es aber, dass eine Rückführung des
überlasteten Budgets zwar eine schwere Aufgabe, aber
eine notwendige Aufgabe wäre, um wirklich alles
glaubhaft zu machen.

Warum kein Verzicht auf Tariferhöhungen bei den
öffentlichen Diensten, der PTT und den SBB? Ich
weiss, auch das ist ein Kunststück; aber im Volk würde
man es doch eher verstehen, dass es uns mit der
Inflationsbekämpfung ernst ist, wenn man nicht ab
1. Januar 1973 mit erheblichen Taxerhöhungen bei
diesen beiden Gewährten Diensten rechnen müsste.

Warum keine notwendigen energischen Bemühungen
— ich bedaure, hier mit den Damen und Herren der
Sozialdemokratie wahrscheinlich auf ein böses Geleise
zu geraten —, um im Hinblick auf Preise und Löhne Zu
einem freiwilligen Stillhalteabkommen zwischen Arbeit-
nehmern und Arbeitgebern zu kommen, etwa analog
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dem, wie man es im englischen Unternehmerverband
oder neuestens in Oesterreich fertiggebracht hat? Da
wurde auf freiwilliger Basis doch allerhand erreicht,
weil ja letzten Endes alle im gleichen Boot sitzen.

Warum enthält diese Botschaft nichts über flankie-
rende Massnahmen aüssenwirtschaftlicher Natur? Ich
habe mich manchmal gefragt — es ist zwar etwas
perfid, ich möchte es aber doch erwähnen —, ob wir
nicht schon irgendwie etwas Gefangene des schönen
Freihandelsabkommens mit Brüssel seien. Ich denke da
an die Wust oder das Exportdepot, wo es schon nicht
mehr als zu 100 Prozent gesichert erscheint — auch im
Bundesrat —, ob wir wirklich so ganz aus eigenen
Stücken werden entscheiden können bzw. ob wir in den
nächsten Tagen durch den verehrten Herrn Bundes-
präsident auch hier hören werden (wie es beim Zoll-
ausfall geschah): «letzt darf man es ja sagen!»

Wie lange noch will der Bundesrat den Dollarkurs
stützen und auf die Einführung eines freien Wechsel-
kurses verzichten? Warum ist in dieser Botschaft nir-
gends die Rede davon (ich wähle hier einen Berufs-
zweig, genau wie in der bundesrätlichen Botschaft auch
eine Kategorie anvisiert ist), z. B. das Personal bei den
Grossbanken prozentual abzubauen oder in anderen
Betrieben, die in bezug auf das Personal in den letzten
Jahren ganz unsinnig überwuchert haben? Auf die
Bankfilialen und ähnliche Uebel ist ja schon hingewie-
sen worden; sie werden ja durch den Baubeschluss
erfasst. Durch einen solchen Personalabbau würden
viele Arbeitskräfte für wirklich wichtige Branchen und
Dienstleistungen frei werden können.

Zuletzt sei nur ganz am Rande erwähnt (trotzdem es
mir sehr am Herzen liegt): Ist der Bundesrat nicht doch
auch der Meinung, dass wenigstens am Rande — so ein
bisschen — 1,2 Millionen Ausländer, die zusätzlich
in unserem Lande leben, auch an der Inflation
mitbeteiligt sind, so dass vielleicht nicht nur eine
Stabilisierung, sondern eine Reduzierung notwendig
wäre?

Ungeachtet dieser verschiedenen Fragen, die nicht
nur wir allein stellen, sind wir Republikaner bereit, aus
grundsätzlichen Erwägungen die Beschlüsse des Bun-
desrates zu unterstützen. In einer derart schwierigen
Situation muss man sich ja über jeden Beschluss freuen,
der gefasst wird, um die Inflation in den Griff zu
bekommen.

Ich erlaube mir nur noch zwei Punkte zu erwähnen,
in denen wir den Beschlüssen etwas zufügen möchten:
Beim Beschluss über das Kreditwesen haben wir einen
Antrag eingereicht, es seien die Hypothekarzinse zu
überwachen und zu stabilisieren, und es seien Schutz-
vorschriften gegen die Kündigung von Grundpfanddar-
lehen zu erlassen, damit durch die Inflation nicht der
Wohnungs- und Mietsektor noch angeheizt wird. Wir
möchten auch auf der Ueberwachung der Preise bzw.
der Forderung auf ein freiwilliges Preis- und Lohnstill-
halteabkommen (sogar in Verbindung mit einem zeitlich
befristeten Verzicht auf weitere Arbeitszeitverkürzun-
gen) bestehen. Das scheint mir in diesem Zusammen-
hang auch wichtig zu sein. Es darf schliesslich gesagt
werden, dass auch die ständigen Arbeitszeitverkürzungs-
forderungen letztlich inflationstreibend wirken.

Wir werden den Antrag des Herrn Kollegen Brun-
ner unterstützen, der einen baldigen Entzug liquider
Mittel verlangt, die sonst zu Investitionen führen wür-
den.

Wir werden also diese Massnahmen unterstützen
und sind überzeugt, dass der Bundesrat sie mit einer
gewissen Milde — die ihm in der «Kann»-Vorschrift
zusteht —• behandeln wird; aber wir hoffen, er sei sich
bewusst, dass das Volk von ihm nicht ein «Kann»
erwartet, sondern ein «Muss».

M. Muret: Je suis obligé, à mon grand regret, de me
trouver d'accord avec M. Schwarzenbach sur la procé-
dure suivie, contre laquelle je proteste.

Le Conseil des Etats a pris hier soir des décisions
qui changent profondément l'aspect du problème; on
vient de nous dire que la commission de notre Conseil
avait siégé à ce sujet jusqu'aux environs de minuit et
c'est ce matin qu'on entame un débat d'une importance
pareille sans avoir pu consulter véritablement les déci-
sions du Conseil des Etats, ni avoir en main les
décisions de notre propre commission, sans avoir pu les
examiner, sans avoir pu se prononcer sur elles. Cela me
paraît inadmissible; et on voudrait arracher une déci-
sion au pas de charge qu'on ne s'y prendrait pas
autrement.

Je proteste d'autant plus que le Parti du travail n'est
pas représenté à la commission, pas plus que dans
aucune autre, et que ce n'est que par des conversations
de couloirs que l'on obtient un certain nombre de
renseignements. Je n'ai pas besoin de dire qu'au lende-
main des décisions du Conseil des Etats cette hâte et ce
déroulement — qui est tout de même singulier — des
opérations ne peuvent que donner à l'opinion populaire
une idée particulièrement fâcheuse et négative, sans
doute à juste titre d'ailleurs, du paquet de mesures
urgentes qui nous sont proposées par le Conseil fédéral.

Une politique en pièces détachées: Ceci dit, j'avais
préparé une intervention comme d'habitude mûrement
pesée, puissamment réfléchie et d'une haute élévation
de pensée! Aujourd'hui tout est changé et je m'efforce-
rai de mon mieux de préciser la position du Parti du
travail devant les événements qui sont survenus.

Les accents de patriote alarmée et réconfortée à la
fois que, ce matin, faisait résonner par exemple la
Gazette de Lausanne en commentant les débats du
Conseil des Etats, ne sauraient nous empêcher de
rappeler tout d'abord en deux mots quelques vérités, qui
sont du reste connues, sur la politique conjoncturelle
fédérale ou du moins sur ce qui en tient lieu jusqu'ici.

On constate en effet, je le dis en style télégraphique,
que c'est tout d'abord une politique à retardement; il
n'y a même pas besoin d'en apporter des exemples, ils
sont multiples.

Puis c'est une politique en pièces détachées et à la
petite semaine. Et il suffit pour s'en convaincre de jeter
un coup d'œil sur la mosaïque des mesures fragmen-
taires et isolées qui ont été prises jusqu'ici depuis huit
ans, en y joignant les occasions manquées, manquées
d'ailleurs en bonne partie grâce à la majorité de droite
de cette salle.

Une politique nourrie de contradictions: Enfin, il
s'agit d'une politique qui est nourrie de contradictions
permanentes. Et là vous me permettrez de donner deux
exemples qui nous paraissent patents. Premier exemple:
d'une part, tout ce qu'il y a d'officiel en Suisse mène
une grande campagne nationale en faveur de la ratifica-
tion de l'accord avec la CEE, lequel permettra, à ce
qu'on proclame urbi et orbi, d'assurer l'essor de notre
industrie d'exportation, première mamelle de notre
bien-être, de notre prospérité, etc.; et, d'autre part, le
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Conseil fédéral demande aujourd'hui la prorogation du
dépôt à l'exportation, afin au contraire de freiner cet
essor dont on assure que les effets inflationnistes sont
redoutables!

Deuxième exemple: d'une part, on a déjà pris et on
continue, on va continuer à prendre, des mesures
sévères afin de barrer la route à une accumulation de
capitaux aussi désastreuse qu'inflationniste par excel-
lence; mais d'autre part on déclenche une autre grande
campagne gouvernementale en faveur d'une prévoyance
professionnelle obligatoire dont le deuxième pilier accu-
mulera les capitaux inflationnistes en question, jusqu'à
concurrence de 477 milliards durant les prochains
vingt-cinq ans! Vous admettrez qu'en fait de politique
harmonieuse et cohérente, on pourrait trouver mieux...

La puissance de l'Etat au service du grand capital:
Ceci dit, les contradictions flagrantes que je viens de
relever ne font que refléter celles qui se manifestent au
sein même de la bourgeoisie capitaliste suisse et les
divergences d'intérêts qui opposent ses couches diverses
les unes aux autres. Et c'est pourquoi, dans le kaléido-
scope des diverses mesures dites conjoncturelles, on se
trouve parfois devant certaines d'entre elles qui, prises
isolément, sont positives et valables, mais en même
temps devant une politique qui dans son ensemble — et
les décisions du Conseil des Etats et de la majorité de
la commission en témoignent éloquemment — ne vise
qu'à mettre la puissance de l'Etat au service du
renforcement de la puissance du grand capital.

Car un fait demeure, et il est essentiel. Si on passe
son temps à attendre, à retarder et à reculer devant des
moyens nouveaux, devant des moyens d'envergure qui
seraient seuls efficaces, c'est parce que leur utilisation
porterait atteinte, il faut le dire et le redire, à de gros
intérêts capitalistes. C'est là en réalité le fond du
problème.

Au détriment du pays et des travailleurs: On peut
parler de timidité, d'impuissance, de complaisance, de
complicité ou de tout cela à la fois, mais ce qui est
évident, c'est qu'une politique qui refuse de s'attaquer
aux privilèges des grandes concentrations capitalistes à
caractère ou à tendances monopolistes, c'est-à-dire de
celles mêmes qui sont à la source de l'inflation, cette
politique-là ne peut être que négative. Elle ne fait ainsi
que défendre et favoriser ces privilèges, qu'accentuer le
mouvement de concentration, qu'assurer le développe-
ment massif des plus puissantes sociétés capitalistes
nationales et multinationales au détriment des intérêts
du pays, au détriment des petites et moyennes entre-
prises, au détriment des travailleurs inévitablement
soumis à une exploitation renforcée.

Et le tout ne revient à plus ou moins longue
échéance qu'à aggraver encore le mal inflationniste au
lieu de le combattre.

Aux frais du monde du travail: Aujourd'hui, les
décisions du Conseil des Etats et de la majorité de la
commission confirment avec éclat ces constatations.
Ceux qui avaient été assez nourris d'illusions pour
imaginer que le Conseil fédéral allait faire accepter un
paquet de mesures, certes largement insuffisantes, no-
tamment en matière de surveillance des prix, mais qui
dans leurs grandes lignes pouvaient avoir des effets
positifs, ceux-là n'auront pas tardé à déchanter.

En effet, et pour autant qu'on ait eu le loisir de s'en
rendre compte ce matin, le Conseil des Etats a systéma-
tiquement atténué la portée déjà combien trop maigre
des mesures envisagées, et cela systématiquement aussi,

en faveur et à l'avantage des intérêts des banques et du
grand capital. Et nos rapporteurs viennent de nous
annoncer, puisqu'on ne le sait pas par écrit, que la
majorité de la commission s'est ralliée à la plupart de
ces modifications.

Non à la «surveillance des salaires»: La nouveauté
(si l'on peut dire) essentielle et qui étiquette significa-
tivement toute l'opération, c'est la décision d'introduire,
à côté d'une dérisoire surveillance des prix, une surveil-
lance des salaires qui, elle, n'est rien d'autre que
l'amorce d'un blocage de ceux-ci, et qui est l'expression
crue de la volonté de la classe dirigeante de faire
supporter au monde du travail le poids et les frais de ce
qui n'est plus qu'une prétendue lutte contre l'inflation.

On en revient ainsi à la trop fameuse politique dite
antisurchauffe à laquelle M. Schaffner avait donné son
nom et que nous avions dénoncée et combattue avec la
plus grande énergie. Déjà on parle d'union sacrée. Nous
ne marchons pas. Et nous nous félicitons de la réaction
immédiate de l'Union syndicale suisse qui a fait part de
son opposition absolue à une telle politique. Nous
disons avec elle le «non» le plus résolu à une surveil-
lance des salaires qui, surtout dans les conditions
présentes, constituerait à l'endroit des salariés une
duperie encore plus criante que le fameux accord de
stabilisation d'il y a un quart de siècle. Il est évident en
effet qu'elle aboutirait fatalement à un blocage des
salaires qui serait à la fois certain et rigoureux en même
temps qu'à une prétendue surveillance des prix qui
demeurerait, elle, un slogan privé de tout contenu.

La position du Parti du travail: La position du Parti
du travail dépendra donc entièrement des décisions qui
seront prises au cours du débat qui s'ouvre. Nous ne
nous opposerons pas à l'entrée en matière mais il va de
soi que, si la majorité de ce Conseil devait se rallier à la
position du Conseil des Etats, nous repousserions sans
hésiter tout le «paquet» des mesures d'urgence au cas
où elles seraient jointes pour former un tout. Dans le
cas contraire, nous réservons notre décision sur chaque
arrêté. Mais d'emblée nous exprimons, dans les condi-
tions présentes, les plus expresses réserves et la plus
profonde méfiance quant au sens même et au contenu
véritable de la politique conjoncturelle qui est aujour-
d'hui en discussion.

Pour une politique nouvelle: En conclusion, nous
tenons à souligner que ce qui s'impose aujourd'hui c'est
moins que jamais le recours aux formules les plus usées
que l'on s'acharne à proposer, mais au contraire et de
toute nécessité une politique différente, une politique
nouvelle, qui est indispensable.

Il aura fallu près de dix ans pour passer à l'étude du
fameux article conjoncturel qui doit être inséré dans la
constitution. Mais tant que la classe dirigeante se
refusera à tout ce qui, comme le dit le message du
Conseil fédéral, est «contraire à notre système économi-
que», aucune disposition constitutionnelle ne suffira à
résoudre un problème — celui de l'inflation — qui se
révèle inséparable du fonctionnement et du développe-
ment même du monde capitaliste à son époque actuelle.

Nos solutions: Car c'est bien de cela en définitive
qu'il s'agit. Qu'on le veuille ou non, c'est bel et bien
une question de régime qui se pose. Et si la Gazette de
Lausanne elle-même, pour continuer à la citer, p^ut
écrire aujourd'hui tranquillement que «l'économie de
marché si vantée est morte il y a de cela bien
longtemps», cela doit aussi se savoir à Berne et ailleurs
encore.
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Ce sont donc des réformes de structure, de profon-
des modifications du système, qui doivent s'accomplir
et qui s'accompliront tôt ou tard. Les solutions qu'exigé
la situation, c'est un contrôle général des prix, des
profits et des investissements, c'est une véritable imposi-
tion des grandes entreprises (que réclame — soit dit en
passant — même un organe aussi peu révolutionnaire
que celui de la FTMH), ce sont enfin, il faut le dire, les
nationalisations. Et si ces solutions ne sont pas celles
d'aujourd'hui, ce seront inévitablement celles de de-
main.

Le président: J'aimerais vous rendre attentifs au fait
que lundi je vous proposerai qu'après les représentants
de groupe, le temps de parole soit limité à dix minutes.
En effet, trente-quatre collègues sont déjà inscrits pour
la discussion sur l'entrée en matière.

Je regrette que notre règlement ne consente pas à
limiter le temps de parole à cinq minutes mais je garde
toutefois l'espoir que les orateurs sauront exprimer en
cinq minutes ce qu'ils ne diraient pas mieux en dix
minutes.

Hier wird die Beratung abgebrochen
Ici, le débat est interrompu

Schluss der Sitzung um 12.55 Uhr

La séance est levée à 12 h 55

#ST# Sechzehnte Sitzung — Seizième séance

Montag, 18. Dezember 1972, Vormittag
Lundi 18 décembre 1972, matin

10.00 h

Vorsitz — Présidence: M. Franzoni

11460. Dämpfung der Ueberkonjunktur.
Dringliche Bundesbeschlüsse

Lutte contre la haute conjoncture.
Arrêtés fédéraux urgents

Fortsetzung — Suite

Siehe Seite 2266 hiervor — Voir page 2266 ci-devant

Im Zuge der Behandlung des Geschäfts 11460
werden die folgenden persönlichen Vorstösse weiter
behandelt:

Les interventions personnelles suivantes sont traitées
dans le cadre de l'objet 11 460.

11463. Interpellation Biirgi

11462. Motion Biel

11470. Motion Hiirlimann

11461. Interpellation Stich

11471. Motion Etter

Teuerungsbekämpfung
Lutte contre le renchérissement

Siehe Seiten 1896, 1901, 1904, 1910 und 1914 hiervor
Voir pages 1896, 1901, 1904, 1910 et 1914 ci-devant

Hiirlimanu: Die hektische Hast, in der die dringli-
chen Massnahmen zur Bekämpfung der Inflation im
Rahmen dieser Session vorbereitet und vorberaten wer-
den mussten, streifte verschiedentlich die Grenzen des
Tragbaren und Verantwortbaren. Dennoch darf es alle
mit Genugtuung erfüllen, dass es uns in einer unerhör-
ten Kraftanstrengung zu gelingen scheint, noch vor den
Festtagen durch ein kompaktes Bündel gezielter Mass-
nahmen die müde Resignation zu überwinden, die weite
Kreise angesichts der scheinbar schicksalhaft voran-
schreitenden Teuerung erfasst hatte, und den lähmen-
den Eindruck zu korrigieren, als ob die Führung
unseres Staates ratlos und hilflos die Dinge einfach
treiben liesse.

Die CVP-Fraktion dankt dem Bundesrat, dass er
sich, wenn auch reichlich spät, zum energischen Han-
deln entschlossen hat. Wir anerkennen auch mit Freu-
de, dass dabei eine ganze Reihe konkreter Forderungen,
die wir auf dem Motionswege geltend gemacht haben,
ganz oder teilweise mitberücksichtigt worden ist. Die
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Teuerungsbekämpfung
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Hiirlimanu: Die hektische Hast, in der die dringli-
chen Massnahmen zur Bekämpfung der Inflation im
Rahmen dieser Session vorbereitet und vorberaten wer-
den mussten, streifte verschiedentlich die Grenzen des
Tragbaren und Verantwortbaren. Dennoch darf es alle
mit Genugtuung erfüllen, dass es uns in einer unerhör-
ten Kraftanstrengung zu gelingen scheint, noch vor den
Festtagen durch ein kompaktes Bündel gezielter Mass-
nahmen die müde Resignation zu überwinden, die weite
Kreise angesichts der scheinbar schicksalhaft voran-
schreitenden Teuerung erfasst hatte, und den lähmen-
den Eindruck zu korrigieren, als ob die Führung
unseres Staates ratlos und hilflos die Dinge einfach
treiben liesse.

Die CVP-Fraktion dankt dem Bundesrat, dass er
sich, wenn auch reichlich spät, zum energischen Han-
deln entschlossen hat. Wir anerkennen auch mit Freu-
de, dass dabei eine ganze Reihe konkreter Forderungen,
die wir auf dem Motionswege geltend gemacht haben,
ganz oder teilweise mitberücksichtigt worden ist. Die
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Fraktion stimmt denn auch praktisch einstimmig für
Eintreten auf das gesamte Massnahmenpaket und er-
sucht Sie, im Sinne einer eindeutigen Willenskundge-
bung zur Eindämmung der übermächtig gewordenen
inflatorischen Auftriebskräfte, die gleiche Haltung ein-
zunehmen.

Eine zusammenfassende Würdigung der vorgeschla-
genen Massnahmen führt zur positiven Feststellung,
dass damit erstmals versucht wird, durch eine konzen-
trierte Gesamtaktion gleichzeitig sämtliche wichtigen
Teuerungsherde anzugehen und so die unausweich-
lichen Opfer, die der Weg zurück aus der Welt hochstap-
lerischer Selbstüberschätzung auf den harten Boden
der Realität zwangsläufig mit sich bringt, auf alle
beteiligten Volksgruppen emigermassen gleichmässig zu
verteilen. Dies entspricht der Tatsache, dass die galop-
pierende Inflation der letzten Jahre die Folge einer
Kollektivschuld ist, an der wir alle durch mangelnden
Sinn für das Masshalten mehr oder weniger, direkt oder
indirekt, beteiligt sind.

In diesem Zusammenhang begrüssen wir es grund-
sätzlich, dass auch die öffentliche Hand einen kräftigen
Beitrag im Rahmen der kombinierten Dämpfungsaktion
zu leisten haben wird. Bedauerlich bleibt, dass es
offenbar, wie es das Schicksal eines Antrages auf Erlass
eines sechsten entsprechenden dringlichen Bundesbe-
schlusses in der Kommission bewiesen hat, die mensch-
liche Kraft übersteigt, das Budget der Eidgenossen-
schaft pro 1973 nachträglich noch vollumfänglich dem
konjunkturpolitischen Gebot der Stunde anzupassen,
welches Defizite der öffentlichen Hand verpönt. Wenn
das am grünen Holze der eidgenössischen Finanzpolitik
geschieht, was wird dann erst am dürren der überfor-
derten kantonalen Haushalte passieren, die ohnehin
wegen ihrer viel schmäleren Basis auch bei bestem
Willen erst nach Jahren wieder einigermassen ins
Gleichgewicht gebracht werden können?

Aber trotz dieses Schönheitsfehlers anerkennen wir,
dass das vorgelegte Inflationsdämpfungspaket vollstän-
dig genug ist, um die Bremsen anziehen zu können,
dass sie knirschen. Diese harte, zugriffige Methode
scheint uns besser zu sein als ein zaghafter Versuch,
zunächst mit milden Hausmitteln auszukommen, die
sich dann doch als ungenügend erweisen würden und
dauernd angepasst und verändert werden müssten,
wobei der letzte Rest des Vertrauens in der Oeffentlich-
keit vor die Hunde gehen würde. Die Wiederherstellung
des Vertrauens in die Behörden und in die Zukunft ist
aber die psychologische Hauptvoraussetzung jeder er-
folgreichen Konjunkturpolitik. Einschneidende Mass-
nahmen, die regional oder national sukzessive wieder
gemildert und abgebaut werden können, wenn die
Entwicklung sich beruhigt hat, dienen diesem Ziel.
Halbbatziges «Tun-als-ob» erhöht die Unsicherheit.

Nach dieser rückhaltlosen Anerkennung der Anträ-
ge des Bundesrates fühle ich mich verpflichtet, doch
auch noch auf eine wesentliche Lücke im Kranz der
vorgeschlagenen Massnahmen hinzuweisen. Ich sehe sie
im praktischen Verzicht auf jeden Versuch zur soforti-
gen Abschöpfung bereits vorhandener überschüssiger
Kaufkraft auf dem Markt. Eine Analyse des Weih-
nachtsgeschäftes 1972 würde bezüglich der inflatori-
schen Wirkungen der in den meisten Portemonnaies
reichlich und deswegen locker sitzenden Geldmittel
drastische Illustrationen liefern. Offenbar ist aber ein
sofortiger Eingriff zur Reduktion dieser im Endresultat
der Gemeinschaft wenig Weihnachtsglück bescherenden

Konsumfreudigkeit technisch kaum durchführbar. Fis-
kalische Massnahmen zur Absorption und SterilisierUng
übergrosser Kaufkraft bedürfen längerer organisatori-
scher Vorbereitungen, da wir bisher überhaupt keinen
Anlauf unternahmen, die Steuerpolitik in den Dienst
der Konjunkturlenkung zu stellen. Auch bezüglich der
Sparforderung oder gar der vorübergehenden Einfüh-
rung mehr oder weniger sanfter Methoden des Zwangs-
sparens zur Ueberbrückung von abnormalen Auftriebs-
phasen im Konjunkturverlauf ist man noch nie über
allgemeine Empfehlungen oder Wunschvorstellungen
hinaus vorgestossen. Wir müssen uns aber bewusst sein,
dass ohne sofortige Beeinflussung der bereits auf den
Markt wirkenden übermässig angestiegenen Kaufkraft
ein Erfolg der übrigen beschlossenen Massnahmen stark
hinausgezögert, vorübergehend vielleicht sogar völlig
paralysiert wird. Man wird also nicht darum herum-
kommen, diese hedssen Eisen anzufassen und minde-
stens für die Zukunft ein Instrumentarium bereitzustel-
len, das sofortige marktregulierende Eingriffe möglich
macht. Auch in diesem Zusammenhang geht es freilich
letztlich um eine Frage des Vertrauens, des Vertrauens
nämlich, ob derart aus konjunkturpolitischen Gründen
abgeschöpfte Mittel auch wirklich sterilisiert bleiben
und der damit verbundene Konsumverzicht nicht für
den Bürger früher oder später auch noch den ganzen
oder teilweisen Verlust der betreffenden Substanz im
Gefolge hat.

Mit diesen Ausführungen ist bereits angedeutet, dass
es bei den heute zum Entscheid unterbreiteten Beschlüs-
sen nicht sein Bewenden haben darf. Wir haben denn
auch in unserer Motion konkrete Vorschläge für fort-
führende Massnahmen unterbreitet, um zu verhindern,
dass dieser dritten konjunkturpolitischen Improvisa-
tionsvorstellung noch eine vierte oder fünfte folgen
muss. Die rasche Ergänzung der Bundesverfassung
durch den im Entwurf vorliegenden Konjunkturartikel
bildet dafür eine wichtige Voraussetzung. Wir werden
gerne unsere Hilfe leihen, um unangebrachte Verzöge-
rungsmanöver zu vereiteln. In der Folge dürfte es
unerlässlich sein, den neuen Delegierten für Konjunk-
turfragen im Vollamt anzustellen und ihn mit einem
leistungsfähigen Stab zu umgeben, um die auftauchen-
den Probleme, die wohl Dauerprobleme bleiben werden,
mit überlegter Gründlichkeit, nicht mit fiebriger Ueber-
stürztheit anzupacken.

Was die weitere Rolle der öffentlichen Hand in der
langfristigen Konjunkturpolitik anbetrifft, begnüge ich
mich damit, zwei Stichworte zu erwähnen, die beide ein
wesentliches Programm enthalten: Prioritätsordnung
der eigenen Aufgaben, Lösung des Bodenproblems im
Rahmen der Raumplanung.

Ohne eine alle Departemente verpflichtende, auf
mittlere Frist ausgerichtete Prioritätsordnung des Bun-
des und im Anschluss daran auch der Kantone und der
Gemeinden werden die Haushalte in Zukunft noch
weniger als dieses Jahr mit den Geboten der Konjunk-
turpolitik in Einklang gebracht werden können. Wir
insistieren deshalb auf der Forderung nach einer klaren
Festlegung der Prioritäten, auch wenn wir die Schwie-
rigkeiten und die Widerstände nicht verkennen.

Die Bodenpreisentwicklung ist ein wesentlicher
Konjunkturfaktor. Wir wären sie gerne im Rahmen der
dringlichen Massnahmen angegangen. Aber es müss
objektiverweise anerkannt werden, dass in diesem kom-
plexen Problemkreis eine Symptombehandlung nitht
nur nutzlos ist, sondern zu Enttäuschungen führen
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müsste, die ihrerseits wieder äusserst negative Auswir-
kungen haben würden. Nur eine umfassende Neurege-
lung der Bodennutzung, verbunden mit einer gleichzeiti-
gen zielklaren Erschliessungspolitik, kann die Uebel an
der Wurzel fassen. Die Beratung des Raumplanungsge-
setzes ist deshalb so dringlich wie unsere jetzige gesetz-
geberische Anstrengung.

Im Rahmen dieser Debatte wird die Rolle der
Lohnpolitik bei den Bemühungen zur Bekämpfung der
Inflation wohl, wie wir das bereits gespürt haben, einen
breiten Raum einnehmen. Wir möchten alle Kollegin-
nen und Kollegen bitten, dieses Thema nicht so zu
behandeln, dass es zum Schauspiel zweier verschanzter
Lager führt. Aus dieser Debatte muss ein Klima
hervorgehen, das es Bundesrat und Sozialpartnern
gestattet, im Rahmen der Anstrengungen zur Eindäm-
mung der Ueberkonjunktur durch gemeinsames Bemü-
hen auch eine Lohnentwicklung zu sichern, die sowohl
den gerechten Aspirationen des arbeitenden Volkes als
auch den Bedürfnissen der gesamten Wirtschaft ent-
spricht und ebenfalls ihren Beitrag leistet, um die
erreichten wirtschaftlichen und sozialen Fortschritte
gegen die tödliche Gefahr der Inflation abzuschirmen.
Man kann an diesen Fragen nicht einfach vorbeisehen;
aber man muss sie im Geiste der Sachlichkeit und der
Menschlichkeit behandeln. Die Oeffentlichkeit wird wohl
ihr Urteil über unser Tun weitgehend darnach richten,
ob uns das gelingt. Es geht sicher nicht darum, den
Gewerkschaften den Schwarzen Peter zuzuspielen,
nachdem die verheerenden wirtschaftlichen und morali-
schen Auswirkungen der schamlosen lohntreibenden
Abwerbungspolitik gewisser Arbeitgeberkategorien noto-
risch sind. Die unteren Einkommensschichten der Arbei-
terschaft erwarten von uns in erster Linie die Erhaltung
des Realwerts, der Kaufkraft ihres Zahltags. An den
Volksbetrug der ständig nominell höheren Zahlen, die
durch die damit ebenfalls zusätzlich angeheizte Teue-
rung sofort wieder angefressen und ausgehöhlt werden,
glauben sie schon längst nicht mehr. Wie sollten sie
dann an uns glauben, wenn wir nicht einmal den Mut
aufbrächten, die volle Realität der Zusammenhänge zu
sehen und anzuerkennen?

Ich bitte Sie, auf alle fünf dringlichen Bundesbe-
schlüsse einzutreten und die entgegenlaufenden Anträge
abzulehnen. Ob die Beschlüsse einzeln verabschiedet
werden sollen oder nach der von Herrn Kollega Koller
übernommenen Auffassung des Ständerates in zwei
Erlasse zusammenzufassen sind, ist eine Ermessensfra-
ge, über die wir uns nicht ereifern. Hier geht es um eine
Aufgabe, bei der die Materie eindeutig dominiert, die
äussere Form aber sekundär ist.

M. Peyrot: Le groupe libéral et évangélique votera
l'entrée en matière au terme de ce débat sur les mesures
proposées par le Conseil fédéral pour lutter contre la
surchauffe économique. Il désire cependant présenter
un certain nombre d'observations et de réflexions.

L'inflation n'est pas un mal spécifiquement suisse. Il
affecte en effet aujourd'hui tous les peuples qui ont
atteint un haut niveau de développement. Par contre, ce
qui est inquiétant, c'est que notre pays, qui était
jusqu'ici moins touché par cette fièvre que d'autres, a
vu soudain sa température monter à un degré supérieur
à celui de ses voisins. Le Conseil fédéral a donc raison
de réagir plus vigoureusement qu'en juin dernier, où il
s'agissait essentiellement de mesures monétaires pour
protéger le pays de l'invasion des capitaux étrangers. Le

Nationalrat — Conseil national 1972

Parlement semble favorable à cette action. En est-il de
même de l'opinion publique? Est-elle suffisamment
consciente du danger que représente cette inflation?
Est-elle prête à jouer le jeu? Car ne nous faisons pas
trop d'illusions, si les médicaments qu'on nous propose
aujourd'hui peuvent être dans une certaine mesure
efficaces, c'est surtout la volonté du malade de se guérir
qui importe. Il faut donc qu'elle comprenne bien, cette
opinion publique, que l'inflation ce n'est pas le senti-
ment agréable de voir son salaire nominal augmenter
chaque année par le calcul d'un renchérissement basé
sur des indices dont le verdict a trop tendance à être
considéré comme sans appel, alors qu'ils sont composés
de facteurs essentiellement variables certes, mais pas
toujours appréciés avec une extrême rigueur. Serait-il
ainsi exact que l'indice des loyers, par exemple, ne
tienne pas compte de ceux des HLM, que l'apport de la
collectivité tend pourtant à abaisser dans une notable
proportion? C'est pourquoi il faut bien mettre en
évidence le revers de la médaille. L'inflation c'est
l'érosion du franc, c'est-à-dire une enflure de la masse
monétaire qui n'équivant pas à un accroissement corres-
pondant de la valeur des biens et des services, ce qui est
malsain. C'est l'augmentation continuelle des prix, qui
courent au-devant des salaires, rendant ainsi leur aug-
mentation parfaitement illusoire. C'est le renchérisse-
ment de nos produits à l'extérieur. Quel danger lorsque
l'on sait que notre industrie, source de notre prospérité,
est à 90 pour cent basée sur l'exportation. C'est enfin le
profond découragement de l'épargnant qui voit l'argent
mis péniblement de côté fondre graduellement comme
neige au soleil, en dépit de l'intérêt qui lui est consenti.
Comment cet intérêt pourrait-il lutter contre un renché-
rissement de 7 pour cent par année? N'est-ce pas
singulièrement le cas des gens souvent modestes, ren-
tiers ou agriculteurs, qui vivent d'un revenu fixe ou
rarement modifié? Aussi est-il juste et nécessaire de
prendre des mesures. Mais quelles mesures?

Le Conseil fédéral nous propose aujourd'hui un
train d'arrêtés qui forment en fait un tout et qui visent
à encadrer le crédit, à proroger le dépôt à l'exportation,
à limiter les amortissements, à stabiliser la construction,
à surveiller les prix. Ce sont quelques-unes des mesures
classiques empruntées à l'arsenal de celles qui ont été
discutées et mises au point ces dernières années par les
organismes internationaux de coopération économique.
Le Conseil des Etats et notre commission les ont
passées au crible, 'amendées ici, renforcées là. Mais
avant d'en parler, nous pensons qu'il est nécessaire de
les placer dans leur contexte. Leur but est d'éponger la
demande intérieure, celle de l'extérieur n'étant pas —
pour le moment du moins — jugée dangereuse. Pour-
quoi cette demande intérieure est-elle trop grande?
Parce que nous avons voulu trop entreprendre à la fois.
Nous indexons systématiquement les salaires et donnons
des treizièmes mois. Nous doublons les rentes AVS,
nous votons des articles constitutionnels sur la forma-
tion qui vont entraîner des investissements considéra-
bles dans le domaine de l'éducation, de la science et de
la recherche. Nous nous apprêtons à discuter d'une loi
très importante sur l'aménagement du territoire qui, elle
aussi, chargera les finances publiques. A juste titre
préoccupés par les problèmes d'écologie, nous préconi-
sons l'accélération des mesures d'épuration de l'eau et
de l'air. Enfin, poussés par le progrès technologique et
le développement des échanges, nous voulons adapter
sans cesse notre équipement et notre infrastructure en
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construisant des usines atomiques, des tunnels alpins et
des autoroutes.

Implacable engrenage des progrès techniques qui
fait passer l'humanité de l'ère de la civilisation à celle
de la technocratisation, c'est-à-dire finalement à •!'anti-
humanisme. Dans cette optique, les mesures antisur-
chauffe apparaissent comme un bien léger coup de
frein, comme une rétrofusée, tout juste suffisante pour
tenter de garder la juste trajectoire, alors que c'est dans
un programme plus rigoureux de choix, en vertu de
priorités mieux établies, que l'on voudrait que se situent
des dépenses toutes nécessaires et, bien sûr, urgentes. A
y bien réfléchir, les Grandes lignes du Conseil fédéral
pour la législature ne devraient-elles pas faire l'objet
d'un réexamen sévère quant au calendrier d'exécution?
Qui trop embrasse mal étreint. Combien est-ce vrai
aujourd'hui plus que jamais!

Mais revenons aux mesures proposées. Elles sont un
peu comme un barrage que l'on tente de jeter au travers
du courant. Là où elles seront souples, elles le ralenti-
ront un peu; là où elles seront rigides, le niveau des
besoins montera avec une vertigineuse rapidité et alors
gare à la pression ou à l'inondation le jour où le
barrage cédera volontairement ou non. Nous en avons
un vivant exemple avec les arrêtés présentement en
vigueur sur la construction. Le fait, louable en soi, de
vouloir les assouplir en laissant partir des trains d'auto-
risations par petits paquets, à date fixe, entraîne
fatalement un afflux de soumissions au même moment,
générateur de prix surfaits. C'est pourquoi, plus l'appa-
reil sera souple et diversifié, plus il s'attaquera aux
racines du mal — la trop grande liquidité et l'appétit de
consommation — et mieux il approchera du but.

Dans cette optique, nous voyons d'un œil très
favorable le système de la surveillance des prix s'éten-
dre à celle des iSaJaires. Car nous le savons bien tous, il
n'y a pas de mesures dont les effets ne soient différen-
ciés selon ceux à qui elles s'appliquent. Dans le
domaine de la construction, par exemple, les jeunes ou
modestes architectes, ingénieurs, entrepreneurs ou géo-
mètres .souffriront beaucoup plus que ceux qui ont les
épaules larges. Il en sera de même pour tous ceux — et
combien nombreux sont-ils? — qui connaissent les
effets des mesures d'encadrement du crédit. Il est donc
juste que l'on s'attaque aussi aux prix et aux salaires.
Après tout, le but vise est le salut public et non la
pénitence de quelques-uns. On l'a dit à bien des reprises
à cette tribune: il est vain de chercher des responsabili-
tés. Ce qu'il faut au peuple suisse maintenant, c'est une
volonté commune de revenir par des sacrifices, somme
toute modestes, à une situation plus saine dans laquelle
chacun se portera mieux. C'est dans ce sens qu'après
réflexion nous pensons qu'il est bon que le Conseil
fédéral ait étroitement associé les Chambres à ces
importantes décisions. On aurait pu imaginer que, vu
l'urgence, les pleins pouvoirs fussent demandés. Mais la
situation ne le justifiait pas et le peuple ne l'aurait pas
compris.

Il est, cependant, regrettable qu'un train de mesures
aussi important nous soit soumis au dernier moment et
exige de ce fait un examen aussi rapide. Un parlement
est une organisation plus lourde à manier qu'un gou-
vernement. C'est pourquoi le nôtre pense aujourd'hui —
nous croyons pouvoir le dire — qu'une telle expérience
ne saurait se renouveler sans dommage.

Ceci dit, le groupe libéral et évangélique est prêt à
s'associer aux décisions qui vont être prises, sous

réserve des détails. Mais il attend que, la fièvre tombée,
l'on revienne aussitôt au libre jeu d'une économie qui,
dans la règle, ne peut que s'anémier sous le carcan
étatique. II déplore que les méfaits de l'inflation attisent
chez M. Schwarzenbach et ses amis leur sentiment
d'isolationnisme, fait à la fois d'égoïsme et d'étroitesse
de vue, comme il donne l'occasion au Parti du travail
de rendre le capitalisme cause de tous les maux et d'en
appeler, une fois de plus, à la lutte des classes. Il
souhaite que ces arrêtés soient compris et soutenus par
le peuple suisse tout entier, sans quoi ils ne sauraient
avoir beaucoup d'efficacité. Il espère, enfin, que celui-ci
réalise, au travers de cette péripétie, le prix de la qualité
de la vie qui lui, heureusement, possède une valeur
intangible.

Biel: Die Konjunkturentwicklung war schon seit
langem bekannt, aber offensichtlich ist längerfristig
überhaupt nichts vorbereitet worden. Die Tatsache, dass
wir in der Art einer Schnellbleiche — Kollegen haben
von einer unwürdigen Art und Weise gesprochen — so
weitreichende Massnahmen durchpeitschen müssen, ist
Beweis genug dafür. Bei der Fraktionspräsidentenkonfe-
renz jedenfalls war noch nicht bekannt, dass derartige
Massnahmen ergriffen werden sollen. Das müssen wir
hier einmal festhalten. Es bleibt uns angesichts der
Dringlichkeit der Lage aber nichts anderes übrig, als
auf die Vorlagen einzutreten, obschon die wenigsten
von uns überhaupt Zeit und Gelegenheit gehabt haben,
die Massnahmen gründlich zu prüfen. Wir haben das
auch in der Kommission gesehen, als man durch Fragen
merkte, dass nicht einmal die Verwaltung bei bestimm-
ten Abschnitten genau wusste, was alles enthalten war,
was man einbeziehen wollte und was nicht.

Wir haben Ihnen eine Motion unterbreitet. Ich hatte
Gelegenheit, anlässlich der Budgetdebatte diese Motion
und die Massnahmen, die wir dort vorschlugen, zu
begründen. Wir haben dort Gelegenheit gehabt, einge-
hend auf die Konjunkturlage einzutreten und die Ent-
wicklung zu analysieren. Heute geht es darum, dieses
Massnahmenbündel, das uns auf den Tisch geworfen
wurde, fast ärtikelweise auf seine Zielkonformität und
Wirksamkeit zu prüfen.

Worum geht es hier? Es geht um die Bekämpfung
der Teuerung. Wenn wir die Teuerung bekämpfen
wollen, müssen wir die Hauptauftriebskräftc, die zur
Teuerung geführt haben, dämpfen. Ueber die Problema-
tik haben wir hier auch schon gesprochen; es ist eine
sehr komplexe Geschichte. Insbesondere muss man sich
bewusst sein, dass es Zeit, teilweise sogar sehr viel Zeit
braucht, bis derartige Massnahmen wirken. Es gibt
keine Wundermethoden.

Damit eine derartige Konjunkturüberhitzung über-
haupt möglich ist, braucht es als Hauptvoraussetzung
eine ausreichende Geldversorgung. Die schweizerische
Geldversorgung war nicht nur ausreichend, sie war
überreichlich. Man kann sogar sagen: sie war chronisch
überreichlich. Dass das in einer vollbeschäftigten Wirt-
schaft zur Inflation führen musste, liegt auf der Hand.
Wir haben eine offene Wirtschaft. Bei uns in der
Schweiz spielt der Auslandeinfluss gerade im Geldbe-
reich eine sehr grosse Rolle. Die monetäre Basis für
unsere Geldversorgung wird eindeutig vom Ausland
bestimmt, in kleinerem Masse von der Ertragsbilanz,
hauptsächlich von der Kapitalverkehrsbilanz her. Die
Devisen-Inländer verfügen über Milliarden von kurzfri-
stig mobilisierbaren Auslandguthaben. Allein die Ban-
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ken können innert Kürze Milliarden in die Schweiz
transferieren, in Schweizerfranken umwandeln und
dank dem Kreditmechanismus des Bankenapparates ein
Vielfaches davon an Krediten gewähren. Die Noten-
bank als Hüterin über unsere Währung ist dem Phäno-
men gegenüber machtlos. Die geldpolitischen Instrumente,
die sie hat, sind ungenügend.

In einer Wirtschaft wie der schweizerischen gibt es
keine wirksame Geldpolitik ohne Währungspolitik. Da-
mit kommen wir wieder einmal zu einem Problem, das
ich hier immer wieder aufwerfen muss. Es ist absolut
risikolos, heute Milliardenbeträge hin und her zu trans-
ferieren. Man weiss ja immer, zu welchem Minimalkurs
man seine Devisen in Franken umwandeln kann. Dage-
gen gibt es nur ein Mittel, nämlich das Floating, den
Verzicht der Notenbank auf Interventionen zur Kurs-
stützung. Wir haben das auch in unserer Motion erneut
gefordert. Es bestände zwar die Möglichkeit, beim
heutigen System die Bandbreiten zu erweitern, aber de
facto führt das zum gleichen. Innert Kürze wird man
wieder beim unteren Interventionspunkt sein, und dann
haben wir wieder das alte Lied. Wenn sich der Bundes-
rat gegen das Floating wendet, verzichtet er auf eine
wirksame Kontrolle der Geldmenge. Er hat zwar einige
Ersatzmassnahmen im Rahmen des Kreditbündels vor-
geschlagen: nämlich erstmals auch Mindestreserven auf
den Beständen. Es ist interessant, dass er heute auch
dazu kommt. Wir haben das schon mehrfach vorge-
schlagen, erstmals anlässlich der Beratung des Noten-
bankinstmmentariums. Damals wollte man nichts davon
wissen. Es ist immerhin ein Fortschritt.

Es besteht aber noch eine weitere Lücke in der
Geldmengenbewirtschaftung, nämlich die Postcheckgut-
haben. Glücklicherweise hat der Ständerat diese Lücke
gesehen und ausgefüllt. In unserer Kommission ist dies
aber abgelehnt worden, weil man nicht einsehen will,
dass auch über den Postcheck Geldschöpfung möglich
ist. Der Bundesrat weiss das und auch die National-
bank. Die Geldmenge besteht nämlich nicht nur aus
den Banknoten; dazu kommen auch noch die Sichtgut-
haben von Nichtbanken bei den Banken und die
Postcheckguthaben. Die Postcheckguthaben betragen
immerhin über 6 Milliarden Franken. Wir empfehlen
Ihnen als Minderheit, in diesem Punkt dem Ständerat
zuzustimmen, um auch diese Lücke zu schliessen. Die
Post ist nämlich in geldwirtschaftlicher Hinsicht eine
Bank. Sie kann Kredit schöpfen. Der einzige Unter-
schied zu den Banken ist, dass sie nur zwei Kunden
kennt: nämlich sich selbst, die eigenen Betriebe, ihre
Anschaffungen und Investitionen zu finanzieren, und
die Eidgenossenschaft, da die überschüssigen Gelder
bei der eidgenössischen Finanzverwaltung angelegt sind.

Sie sehen, die Voraussetzung ist auch mit diesen
Beschlüssen nicht gegeben, um die Geldmenge unter
Kontrolle zu bringen. Wie steht es nun mit der
Dämpfung der Hauptauftriebskräfte? Auch hier muss
man sagen: Es wird dem Bundesrat nur zum Teil
gelingen. Nehmen wir einmal die Investitionen. Investi-
tionen können gedämpft werden, indem man die Kredi-
te begrenzt. Das trifft in erster Linie jene, die auf
Bankkredite angewiesen sind. Es sind aber erstmals
auch Massnahmen vorgesehen, um jene Investoren zu
dämpfen, die sich selbst finanzieren. Der Bundesrat will
nämlich die Kompetenz, die steuerlich zugelassenen
Abschreibungssätze für die Steuern aller drei Ebenen
senken zu können. Wir haben das schon anlässlich der
Dämpfungsdebatte von 1971 hier im Saal vorgeschla-

gen. Wären Sie damals schon darauf eingetreten, hätten
wir vielleicht heute etwas weniger Hast zeigen müssen.

Schliesslich die öffentliche Hand: Die Emissions-
kontrolle soll dazu dienen, es vor allem den Kantonen
und Gemeinden zu verunmöglichen, ihre Defizite voll
auf dem Kapitalmarkt zu decken. Ferner soll die
Krediteinschränkung verhindern, dass die gleichen Kör-
perschaften zur Kantonalbank oder zu einer Lokalbank
gehen, um sich dort zu finanzieren. Es kommt natürlich
jetzt sehr darauf an, wie diese Emissionskontrolle in der
Praxis durchgeführt wird. Wie wir in der Kommission
gehört haben, will man — aus gesamtwirtschaftlichen
Gründen — nicht nur dafür sorgen, dass das Angebot
auf die Nachfrage nach Kapital abgestimmt wird,
sondern man will gezielt eingreifen. Nun ist es unbe-
dingt nötig, dass auch die übrigen Löcher in diesem
Zusammenhang gestopft werden. Ich habe in der Kom-
mission auf die AHV-Gelder aufmerksam gemacht.
Man hat gesagt, dass sie nicht mehr so ins Gewicht
fallen. Auch die SUVA sollte man im Auge behalten.
Es ist unbedingt unerlässlich, dass der Bundesrat dafür
sorgt, dass dann nicht öffentliche Körperschaften, de-
nen man keine Möglichkeiten am Kapitalmarkt direkt
gibt, zur AHV oder zur SUVA gehen, um sich zu
refinanzieren. Neuerdings sollen sogar Gemeinden be-
reits bei der Lottogesellschaft angeklopft haben — eine
weitere Lücke. Schliesslich ist es auch wichtig, dass der
Bund und seine Betriebe dafür sorgen, dass sie ihre
Ausgaben nicht über den Postcheck finanzieren. Auch
die Eidgenossenschaft wäre dazu in der Lage.

Warum ist .das so wichtig? Die Investitionen sollten
doch im grossen und ganzen durch Ersparnisse finan-
ziert werden und nicht durch Kredite, sonst ist jede
Inflationsbekämpfung sinnlos.

Wir haben einen weiteren Kreis von Auftriebskräf-
ten: den Konsum. Es ist richtig, dass man sich nicht
nur auf die Abzahlungsgeschäfte beschränkt, sondern
dass man erstmals auch versucht, die Kleinkredite in
die ganze Konjunkturdämpfung einzubeziehen. Der
Ständerat hat wesentlich weitergehende Anträge ge-
stellt, weil man natürlich heute sehr viele Umgehungs-
möglichkeiten hat. Wir empfehlen Ihnen auch dort
Zustimmung zum Ständerat, denn es ist unerlässlich,
wenn wir wirklich etwas gegen den Konsum tun, dass
wir hier einsetzen. Ich glaube nicht, dass es der
sinnvollste Konsum ist, der voll mit Kleinkrediten und
ändern Dingen finanziert wird.

Offen bleibt aber auch hier die Auslandsflanke.
Bereits zeichnet sich weltwirtschaftlich ein neuer Auf-
schwung ab. Der Bundesrat macht uns in seiner Bot-
schaft selbst darauf aufmerksam. Mit diesem Auf-
schwung wird auch wieder die Nachfrage nach schwei-
zerischen Produkten zunehmen.

In der Botschaft wird vom bereits wachsenden
Export gesprochen, aber auch davon, dass die Auftrags-
bestände bereits wieder zunehmen. Wenn wir hier
nichts unternehmen, heisst das, dass alle unsere übrigen
Bemühungen illusorisch werden, weil wir dann wieder
das Phänomen der importierten Inflation haben. Auf
dem Importgebiet zeichnet sich bereits wieder eine
Preissteigerung ab. Was kann man hier tun? Ich glaube,
eine Aufwertung im jetzigen Moment wäre sehr schwie-
rig, weil niemand den Satz bezeichnen kann, auch jene
nicht, die nach wie vor von einer Unterbewertung des
Frankens sprechen. Es drängt sich auch aus diesen
Gründen das Floating auf. Nimmt tatsächlich die
Nachfrage nach schweizerischen Produkten zu, dann
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haben wir die Möglichkeit, dass der Markt das reguliert
und dafür sorgt, wenn der Frankenkurs steigt, dass die
Exporte wenigstens teilweise etwas gedämpft werden
und vor allem, 'dass die Importe in Schweizerfranken
billiger werden. Das ist das Entscheidende. Wir be-
trachten das Exportdepot als ungenügend, auch eine
eventuelle Exportsteuer. Es geht nicht darum, eine
Strafaktion gegen die Exportwirtschaft durchzuführen,
sondern darum, die Expansion einigermassen in ver-
nünftigen Grenzen halten zu können, mit positiven
Wirkungen eben auch auf der Importseite.

Unser Minderheitsantrag, das Exportdepot zurück-
zuweisen und dafür den Bundesrat zu beauftragen, von
seinen Kompetenzen auf währungspolitischem Gebiet
Gebrauch zu machen, zielt darauf hin. Wir haben leider
keine andere Möglichkeit, um den Bundesrat zu dem zu
veranlassen, was er eigentlich tun sollte. Ich bin mir der
Problematik dieses Antrages durchaus bewusst. Aber
nachdem der Bundesrat nach wie vor nichts tut, müssen
wir zu diesem Mittel greifen.

Der Bundesrat sagt natürlich: Die Aufwertungen
waren konjunkturpolitisch nichts wert, sie haben nicht
gewirkt. Er nimmt Bezug auf die verschiedenen Auf-
wertungen, die auch in ändern Ländern erfolgt sind.
Wenn man natürlich zu spät aufwertet und erst noch
ungenügend, kann man nachträglich nicht erklären, es
hätte nichts genützt. Diesen Sommer, als die Währungs-
krise ausgebrochen war, hätte eigentlich der Bundesrat
wieder das Floating weiterführen sollen. Das wäre
weitaus das Wirkungsvollste gewesen.

Problematischer sind die letzten zwei Beschlüsse. Da
haben wir einmal den Baubeschluss. Er bekämpft in
erster Linie die Folgen und nicht die Ursachen des
Auftriebs. Die Folgen des Auftriebs werden natürlich in
der Bauwirtschaft immer am extremsten sichtbar. Wir
sind auch der Auffassung, dass man dort etwas tun soll,
da eben der Bausektor doch ausserordentlich neural-
gisch ist für unsere Konjunkturentwicklung. Immerhin
hat man auch hier einiges von unserer Kritik vom
Sommer 1971 verwirklicht; man hat zumindest das
Abbruchverbot und einige Bauverbote generell auf das
ganze Land ausgedehnt. Das ist immerhin besser als
das, was wir hatten.

Nun zur Preisüberwachung: Diese kann psychologi-
sche Wirkungen haben. Eine vernünftige Zusammenar-
beit zwischen Behörden, Kartellkommission und Konsu-
mentenorganisationen ist denkbar und könnte dazu
dienen, gewisse Auswüchse zu bekämpfen. Aber wir
dürfen uns hier nicht zu viel versprechen. Wir müssen
uns der Begrenztheit der Möglichkeiten bewusst sein.
Bei uns in der Fraktion ist die Meinung über diese
Massnahme sehr geteilt.

Dann kommt noch die Lohnüberwachung. Das ist
nun wirklich dem Publikum Sand in die Augen ge-
streut. Die Löhne werden vom Markt diktiert. Das ist
das Entscheidende, das hat uns auch Herr Bundesrat
Celio deutlich gesagt. Deshalb hat ja der Bundesrat
darauf verzichtet, derartige Anträge zu stellen. Die
Löhne werden ja laufend überwacht. Das BIGA macht
laufend Erhebungen und publiziert sie auch, es ändert
also gar nichts. Sozialpartnergespräche finden immer
wieder statt, das ist auch nichts Neues. Ich gehe nun
nicht so weit wie unsere Freunde von den Sozialdemo-
kraten, die ausserordentlich allergisch reagiert haben bei
dieser Massnahme. Aber ich bin dagegen, dass man
nur um der Optik willen Massnahmen vorschlägt von
denen man weiss, dass sie keine Wirkung haben.

Schliesslich sollte man sich auch bei dem Lohnanstieg
bewusst sein, dass Lohnsteigerung an sich nicht unbe-
dingt inflationär wirken, sondern die konsumptive Ver-
wendung der zusätzlichen Lohnbestandteile; das ist
nicht immer das gleiche. Hier, auf diesem Gebiet, wird
man sich künftig einiges in Richtung Sparlohn oder
Investivlohn, wie Sie das bezeichnen wollen, einfallen
lassen müssen, im Interesse nicht nur der Inflationsbe-
kämpfung, sondern auch der Vermögensumverteilung.

Wenn wir diese Massnahmen ansehen, dann müssen
wir festhalten, dass sie spät erfolgt sind und dass sie
unvollständig sind. Immerhin ist ein Teil unserer Vor-
schläge verwirklicht worden. Das ist schon ein Fort-
schritt. Nur möchten wir hier davor warnen, zu viel zu
erwarten. Bremsaktionen brauchen Zeit und — was wir
nicht vergesse wollen — die aussenwirtschaftliche
Absicherung fehlt. Sollten aber diese Massnahmen —
wenn auch nur einen bescheidenen — Erfolg haben,
dann stellt sich das Problem der Aussenwirtschaft erst
recht. Ich möchte Herrn Bundespräsident Celio doch
bitten, mir zu erklären, wie man in einer inflationären
Umwelt ein stabiles Preisniveau mit einem stabilen
Wechselkurs vereinbaren kann. Ich sehe das nicht. Seit
1968, als ich hier meine Motion zur Aenderung des
Münzgesetzes eingereicht habe, diskutieren wir darüber.
Die Entwicklung hat mir leider recht gegeben. Je mehr
Erfolg man mit internen konjunkturpolitischen Mass-
nahmen hat, desto stärker wird der Druck von aussen.
Es wird wieder zu einer Anpassungsinflation führen.
Wir haben die importierte Inflation, und alle Anstren-
gungen sind illusorisch geworden. Wir treten mit wenig
Freude, ja mit Resignation auf die Beratung dieser
Massnahmen ein. Gesamtnote bestenfalls: 3 bis 4.

Im Zuge der Behandlung des Geschäftes 11 460
wird das folgende Postulat behandelt:

Le postulat suivant est traité dans le cadre de l'objet
11 460:

11 501. Postulat Ochen.
Inflationsbekampfung — Lutte contre l'inflation

Wortlaut des Postulates vom 11. Dezember 1972

Seit 1964 wird immer wieder mit grundsätzlich
gleichen Mitteln versucht, der Inflation und Ueberkon-
junktur Herr zu werden. Die Vorschläge und Warnun-
gen bekannter Wirtschaftswissenschafter, die eine aktive
Wechselkurspolitik befürworten, wurden unter den
Tisch gewischt, da dieselben den herrschenden Wirt-
schaftskreisen nicht ins Konzept passten.

Obwohl seit drei Jahren der gegenwärtige Inflations-
schub vorauszusehen war, wurden wirksame Massnah-
men versäumt.

Jetzt aber soll ein Notmassnahmenpaket in Rekord-
zeit durchgepeitscht werden, ohne dass unabhängige
Wirtschaftswissenschafter konsultiert worden wären.
Die dirigistischen Notmassnahmen bedrohen die freie
marktwirtschaftliche Ordnung, der wir sehr viel zu
verdanken haben, da diese in grossem Umfange nicht
systemkonform sind.

Der Bundesrat wird deshalb eingeladen:

1. Die weitere Beratung des Notmassnahmenpakets
in dieser Session auszusetzen;

2. Endlich von den vorhandenen Möglichkeiten,
insbesondere einer aktiven Wechselkurspolitik, zur In-
flationsbekämpfung vollen Gebrauch zu machen;
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3. Zur Ausarbeitung eines wirksamen antiinflationä-
ren Programmes die folgenden Wirtschaftsexperten bei-
zuziehen:

— Prof. Dr. Hugo Allemann, Delegierter des Bun-
desrates für Konjunkturfragen;

— Prof. Dr. H. Würgler, Präsident der Kommission
für Konjunkturfragen;

— Prof. Dr. E. Küng, Hochschule St. Gallen;
— Prof. Dr. Hugo Sieber, Universität Bern;

4. Das neue Massnahmenpaket dem Parlament in
der Frühjahrssession oder gegebenenfalls in einer Son-
dersession vorzulegen.

Texte du postulat du 11 décembre 1972

Depuis 1964, on tente, généralement avec les mêmes
moyens, de maîtriser l'inflation et la surchauffe. Les
propositions et les mises en garde d'économistes de
renom, préconisant une politique dynamique en matière
de cours des changes, ont été ignorés parce qu'ils ne
correspondaient pas aux conceptions des milieux écono-
miques dominants.

Bien que la présente pousée inflationniste ait été
prévisible, depuis trois ans déjà, on a négligé de prendre
des mesures efficaces. Et voici que maintenant tout un
paquet de mesures doivent être prises en un temps
record, sans que des économistes indépendants aient été
consultés auparavant. Ces mesures urgentes de caractère
dirigiste constituent une menace pour le libre fonc-
tionnement de l'économie de marché auquel nous
devons tant d'avantages car, dans leur ensemble, elles
vont à rencontre de ce système.

Le Conseil fédéral est invité en conséquence:

1. A suspendre les délibérations sur ce paquet de
mesures urgentes dans la présente session;

2. A faire enfin plein usage des moyens disponibles,
en particulier d'une politique dynamique en matière de
cours des changes, afin de lutter contre l'inflation;

3. A élaborer un programme antiinflationniste effi-
cace et à consulter à ce propos les experts ci-après:

— le professeur Hugo Allemann, délégué du Con-
seil fédéral aux questions conjoncturelles,

— le professeur H. Würgler, président de la com-
mission pour les questions conjoncturelles,

— le professeur E. Küng de la Haute Ecole de
Saint-Gall,

— le professeur Hugo Sieber, de l'Université de
Berne.

4. A présenter le nouveau paquet de mesures au
Parlement à la session de printemps ou, le cas échéant,
au cours d'une session extraordinaire.

Oehen: Ich begründe gleichzeitig mein Postulat und
meinen Antrag auf Nichteintreten.

In einem Communiqué haben wir am 9. Dezember
unserem Befremden darüber Ausdruck gegeben, dass
nach jahrelangem Zaudern nun unter höchstem Zeit-
druck, und ohne neutrale Experten anzuhören, ein
Notstandspaket durchgepeitscht werden soll. Wir be-
gnügten uns nicht, wie nach Pressenotizen gewisse
Kollegen hier im Saale, mit der Feststellung, die ganze
Uebung sei ja verrückt, sondern forderten in einem
Postulat den Bundesrat am vergangenen Montag auf,

die weitere Beratung des Notmassnahmenpaketes in
dieser Session auszusetzen; endlich von den vorhande-
nen Möglichkeiten, insbesondere einer aktiven Wechsel-
kurspolitik, zur Inflationsbekämpfung vollen Gebrauch
zu machen; zur Ausarbeitung eines wirksamen antiinfla-
tionären Programmes die Wirtschaftsexperten Dr. Alle-
mann, Dr. Würgler, Professor Küng und Professor
Sieber beizuziehen, und das neue Massnahmenpaket
dem Parlament in der Frühjahrssession oder gegebenen-
falls in einer Sondersession vorzulegen. Da sich das
ganze Spiel tatsächlich — wie dies der «Tagesanzeiger»
vom 16. Dezember schreibt — im Zwischenbereich des
knapp verantwortbaren und des verantwortungslosen
Handelns abspielt, haben wir dde Begründung des
Postulates sofort schriftlich eingereicht und auch der
Presse bekanntgegeben. Da erst heute morgen das
Parlament den Postulatstext ohne Begründung erhalten
hat und die Presse auf unser Anliegen bis jetzt nicht ein-
trat, gestatte ich mir, Ihnen im folgenden die volle Be-
gründung vorzutragen.

Es ist offensichtlich, dass das vorgelegte Notmass-
nahmenpaket als Reaktion auf die zahlreichen parla-
mentarischen Vorstösse im Zusammenhang mit dem
Budget 1973 verstanden werden muss. So ist es nicht
verwunderlich, dass lediglich eine verbesserte Neu-
auflage bekannter antiinflationärer Massnahmen vorgelegt
wird, die ihre Wirkungslosigkeit längst unter Beweis
gestellt haben. Da in diesen Vorschlägen noch immer am
System der starren Wechselkurse festgehalten wird, ist
zu betonen, dass der heutige Inflationsschub lediglich
einen Akt in einem von den Regierungsparteien selbst
gewählten Drama darstellt.

Die weltweite Dauerinflation verdammt alle Einzel-
massnahmen langfristig zur Wirkungslosigkeit und da-
mit Sinnlosigkeit, wenn nicht endlich eine flexible
Wechselfcurspolitik eingeleitet wird. Der Zeitpunkt hie-
für ist immer richtig, da es sich, wie bereits betont, um
einen kontinuierlichen Prozess handelt. Die Bedenken
des Bundesrates und der Exportindustrie sind nicht
stichhaltig, da es aus der Sicht der exportorientierten
Wirtschaft für solche Massnahmen immer zu früh oder
zu spät ist. So sind auch die vorgesehenen Kreditrestrik-
tionen völlig verfehlt, die letztlich die ganze Last der
Massnahmen den schwächeren, ohnehin unter Druck
stehenden Wirtschaftszweigen aufladen, die Kapitalzinsen
und schliesslich Mietzinsen und Gestehungskosten der
Landwirtschaft in die Höhe treiben.

Da der Bundesrat über Mittel verfügt, in eigener
Kompetenz antiinflationäre Massnahmen zu treffen, ist
kein Zwang ziu überstürzten und wenig durchdachten
Massnahmen vorhanden. Die im Postulat genannten
Wirtschaftsexperten halben in Vorträgen und Publikatio-
nen von einem umfassenden Wissen der wirtschaftli-
chen Zusammenhänge Zeugnis abgelegt. Da sie zum
Teil Auffassungen vertreten, die neue Möglichkeiten
einer antiinflationären Politik eröffnen könnten, ist es
unbegreiflich, wenn sie nicht angehört werden; dies um
so weniger, als sich alle bisherigen Massnahmen als
Fehlschläge erwiesen.

Da mit der Annahme des Freihandelsvertrages mit
der EWG ohnehin eine wirtschaftspolitische Bestandes-
aufnahme nötig ist und langfristige Zielsetzungen erar-
beitet werden müssen, haftet einem so überstürzten
Massnahmenpaket die Mangelhaftigkeit zwangsläufig
an. Die Zeit Ms zur Frühjahrssession ward zur Erarbei-
tung seriöser Massnahmen dringend benötigt.
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Die Nationale Aktion ist zu dieser besonnenen
Haltung um so mehr legitimiert, als wir schon seit
langer Zeit auf die Grundprobleme aufmerksam mach-
ten. Schon 1948 wurde aus unseren Kreisen im Sinne
einer Vorbeugung verlangt, dass expandierende Betriebe
die benötigten Wohnungen für ihre Arbeitskräfte selbst
bereitstellen müssten. Damit wäre das Fremdarbeiter-
und Wohnungsproblem im heutigen Umfange niemals
entstanden. In den Grundsätzen unserer Bewegung vom
Frühjahr 1963 wurde die sofortige Aufwertung gefor-
dert und 1964 in einer Petition dlie Einführung von
Exportzöllen verlangt. Diese Petition wurde vom Natio-
nalrat in der Frühjahrssession 1965 aufgrund einer
offensichtlich falschen Lagebeurteilung der Handelsab-
teilung abgelehnt. Komischerweise wird nun heute von
Mitgliedern dieses Rates nach Exportabgaben gerufen,
nachdem solche nach Artikel 7 des soeben angenomme-
nen EWG-Vertrages ausdrücklich verboten sind.
Gleichzeitig erinnere ich Sie an mein Votum in der
Bintretensdebatte zum Budget 1973, wo ich unter
anderem ausführte: «Wir sind .gespannt, ob wir einmal
mehr Zeuge einer echt schweizerischen Manöverübung
mit guten schauspielerischen Leistungen werden oder
ob diesmal der Krieg tatsächlich durchgeführt wird. Mit
unserem Nein zum Budget gaben wir zu verstehen, dass
wir befürchten, dass der Raubzug am Sparer und
Gläubiger weitergehen, die inflationäre selbstmörderische
Wachstumspolitik ungebrochen dominieren und mit lauen
Beschlüssen von Regierung und Parlament der Anfang
vom Ende unserer Gesellschafts- und Sozialordnung
markiert wird.»

Bei der Analyse unserer Konjunkturpolitik drängt
sich ein Vergleich mit einem schlecht kommandierten
Schiff geradezu auf. Der Kapitän — d. h. die Politiker
der Regierungsparteien — geniesst vor allem die gute
Schiffsküche. Von Zeit zu Zeit gerät das Schiff in
schwere See, was den Kapitän zum Poltern und aufge-
regter Tätigkeit veranlasst. Sobald er feststellt, dass die
Küche weiterhin funktioniert, gibt er sich wieder zufrie-
den. Leider hat er längst vergessen, wohin eigentlich die
Fahrt gehen soll. Da er sich ausser mit dem Geniessen
vor allem mit dem berühmten Tanz ums Goldene Kalb
befasst, ist auch seine Kompassnadel ausser Rand und
Band geraten.

Begreiflicherweise bringt diese Situation den Steuer-
mann — d. h. den Bundesrat — in nicht geringe
Verlegenheit. So beschränkt er sich darauf, treibenden
Eisbergen, kreuzenden Schiffen und schweren Stürmen
auszuweichen. Dass dabei eine ziellose Fahrt — einfach
vorwärts — herauskommt, ist nicht weiter verwunder-
lich.

Der Maschinist — d. h. die Wirtschaftsfachleute —,
im Dunkeln des Schiffskörpers tätig, ist begeistert von
den stampfenden Maschinen, dem hohen Tempo und
dem pulsierenden Leben im Getriebe. Er wehrt sich
empört ob dem Ansinnen des Steuermanns, etwas Kraft
wegzunehmen. Dass auch noch die Möglichkeit besteht,
die Maschine auf rückwärts zu schalten, nimmt er
längst nicht mehr zur Kenntnis. Das Dröhnen im
Maschinenraum hat ihn geistig etwas blockiert. Ein
Beispiel dafür liefert der Wirtschaftsberater, der kürz-
lich auf dem Gurten 12 Millionen Menschen für unser
Land für das Jahr 2000 forderte.

In den Schlussbemerkungen der Botschaft des Bun-
desrates steht der aufschlussreiche Satz: «Es ist besser,
mit unvollkommenen Mitteln und spät einzugreifen, als
der unheilvollen Entwicklung vollständig freien Lauf zu

lassen.» «Qui s'excuse s'accuse!» Der Bundesrat gibt
damit implizite zu, dass die vorgeschlagenen Massnah-
men offensichtlich von ihm selber als unvollkommen
und verspätet betrachtet werden. Ja, die Unvollkom-
menheit der vorgeschlagenen Massnahmen geht weit
über jedes entschuldbare Mass hinaus, und völlig unent-
schuldbar ist auch das verspätete Eingreifen. Das
Notmassnahmenpaket des Bundesrates muss wegen sei-
ner bürokratisch-dirigistischen Konsequenzen so lange
abgelehnt werden, als andere, zweckmässigere und
wirksamere Mittel zur Verfügung stehen. Seit dem
1. April 1971, als das revidierte Bundesgesetz über das
Münzwesen in Kraft gesetzt wurde, besitzt der Bundes-
rat ein solches Mittel, indem ihm die Kompetenz
übertragen wurde, eine aktive Wechselkurspolitik zu
betreiben. Doch der Bundesrat und Herr Bundespräsi-
dent Celio wehren sich verbissen gegen die Einsetzung
dieses wichtigsten Mittels im Kampf gegen die Infla-
tion. Warum eigentlich? Herr Bundespräsident, am
5. Juni dieses Jahres erklärten Sie: «Es ist hier leichter
zu sagen, durch eine grosse Aufwertung können wir die
Inflation dämpfen. Das weiss ich auch; dies weiss jeder.
Aber dann muss man aiuch noch die Konsequenzen
tragen und nicht klagen, wenn die Betriebe dann
schliessen müssen.» Entgegen der Vermutung, die Sie
am 6. Juni aussprachen, scheint das Schweizervolk doch
inflationsempfindlich zu sein. Die Vorgänge in dieser
Session beweisen es, und die Bereitschaft, auch ernst-
hafte Eingriffe zu ertragen, ist offensichtlich gewach-
sen. Die durch eine Aufwertung nach Ihrer Aussage
gefährdeten 100 Betriebe sind ja auch durch die
Inflation gefährdet. Setzen Sie aber diese Zahl in
Beziehung zu den innert Jahresfrist in unserer Wirt-
schaft neu geschaffenen 26000 Arbeitsplätzen, die
durch Ausländer besetzt werden müssten, sieht die
Geschichte etwas anders aus. Sie, Herr Bundespräsi-
dent, haben damals von 20 oder 30 Prozent Aufwertung
gesprochen und vor den Schockwirkungen gewarnt.
Darf ich darauf hinweisen, dass es auch noch das
«Crowling-peg-System» gibt. Wir haben dieses System
schon beim Abstimmungskampf über die Massnahmen
zum Schütze der Währung vom vergangenen Sommer
vorgeschlagen. Nach dem heutigen Stand der Dinge
beurteilt, war diese Forderung nicht so abwegig, wie sie
zum Beispiel von Direktor Hay dargestellt wurde. Das
Ziel unserer Konjunkturpolitik formulierte der Bundes-
rat im Zusammenhang mit den Konjunkturmassnahfnen
1964 wie folgt: Oberstes Ziel unserer Konjunkturpolitik
muss es sein, ein ruhiges Wachstum unserer Wirtschaft
unter voller Beschäftigung der einheimischen Arbeits-
kräfte, optimaler Ausnützung aller verfügbaren Pro-
duktionsmittel und Aufrechterhaltung eines stabilen
Geldwertes zu sichern. Kurz gesagt — ein Wachstum
im Gleichgewicht. Vor dem Abstimmungskampf für die
Bekämpfung der Teuerung vom 28. Februar 1965 Wur-
den den Stimmbürgern grosszügige Versprechen ge-
macht, wobei Herren wie Professor Böhler, Ständerat
Obrecht, die Nationalräte Chevallaz, Dürrenmatt, Hau-
ser, Hürlimann und Sauser und «last but not least»
unser heutiger Bundesrat Gnägi verantwortlich zeichne-
ten. Man versprach — ich zitiere wörtlich —: «Die
Annahme dieser Konjtinkturbeschlüsse ist die Voraus-
setzung zur Bekämpfung der Ueberfremdung. Kreditbe-
schluss, Baubeschluss und Fremdarbeiterabbau bilden
eine Einheit. Wer zur Abwehr der Ueberfremdung ja1

sagt, muss auch zu den Konjunkturbeschlüssen ja
sagen.» Man betreibt unseres Erachtens einen unverant-
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wortlichen Missbrauch mit der Demokratie und den
Stimmbürgern, wenn man so hohe Dinge verspricht,
ohne sich in der Folge daran zu halten.

Herr Bundesrat Brugger hat im Abstimmungskampf
über das Freihandelsabkommen mit der EWG immer
wieder ausgeführt, wie unser nationales Wohl von der
Exportwirtschaft abhänge. Er hat das Schema «Export
gleich Wohlstand» propagiert. Diese Verabsolutierung
des Exportes ist fragwürdig. Ich wäre Herrn Bundesrat
Brugger dankbar, wenn er mir erklären würde, wie mit
gesamtwirtschaftlich verlustbringenden Exporten der
Wohlstand gemehrt, AHV, Krankenversicherung und
die Bildung finanziert werden können oder — wie er
auch gesagt hat — die Landwirtschaft mit einer solchen
Exportpolitik gesichert werden kann. In der «Wirt-
schaf ts-Revue» Nr. 62 von 1965 wurden aus unseren
Kreisen diese gesamtwirtschaftlich verlustbringenden
Exporte als Webstübler-Exporte gebrandmarkt. Professor
Bohley hat kurz darauf diese Aussage bestätigt, als er
sagte, dass einem unrealistischen Wechselkurs zuliebe
ein Teil unserer Exporte verschenkt würde.

Der Bundesrat wird für sein unbegreifliches Festhal-
ten am System der starren Wechselkurse von verschie-
denen Experten mehr und mehr desavouiert. Die Kom-
mission für Konjunkturfragen hatte schon im April
1969 eine Aufwertung des Schweizerfrankens vorge-
schlagen. Sie schreib dazu wörtlich: «Es ist zudem
wahrscheinlich, dass die vorbeugende Aufwertung die
Ziele einer konstanten Ausländerquote und eines ausge-
glichenen Wohnungsmarktes leichter erfüllen lässt, als
wenn die Aussenwertanpassung des Geldes über die
Inflation erfolgt. Der optimale Weg dürfte vermutlich
in einer Relativierung der Preisniveaustabilität und der
Wechselkursstabilität liegen.»

Die vorgelegte Botschaft des Bundesrates zeichnet
sich durch die unerfreuliche Tatsache aus, dass mit
dringlichen Bundesbeschlüssen ohne Ausnützung der
normalen gesetzlichen Möglichkeiten weiter rein punk-
tuelle Symptombehandlung betrieben werden soll. Dabei
wissen wir alle, dass eben diese Behandlungsmethode
den Patienten seit einem Jahrzehnt immer kranker wer-
den liess.

Zwei kurze Hinweise: Zur Verminderung der Nach-
frage auf dem Wohnungsmarkt wäre wohl ein Einwan-
derungsstopp und bewusster Abbau der ausländischen
Wohnbevölkerung von grösster Wirksamkeit. Falls der
Kapitän wieder einmal aus seiner Luxuskabine heraus-
gehen würde, müsste er feststellen, dass sein Schiff
ohnehin überladen ist und der weitere Zustrom von
Passagieren — in den letzten vier Jahren waren es weit
über 100 000 — gefährliche Folgen haben kann.

Die Infrastrukturbedürfnisse und Umweltschutz-
massnahmen sind weitere Faktoren der Anheizung der
Ueberkonjunktur auf dem Baumarkt. Es ist bemühend,
immer wieder feststellen zu müssen, dass die infrastruk-
turellen Bedürfnisse mit der künstlich wachsenden
Bevölkerung und dem wirtschaftlichen Wachstum von 4
bis 6 Prozent pro Jahr überproportional zunehmen.
Nicht vergebens und unsinnigerweise werden 1973 die
Aufwendungen für die Hygiene der Umwelt rund eine
Milliarde erreichen.

Zusammenfassend stellen sich folgende Fragen:

Wieso präsentiert man uns verspätet ein ungenügen-
des Konzept, das nun in Rekordzeit durchgepeitscht
werden soll, obwohl die ganze Entwicklung seit Jahren
vorausgesehen werden konnte?

Warum hat der Bundesrat für die Ausarbeitung des
Konzeptes die erwähnten unabhängigen Wirtschaftsex-
perten ausgeschaltet?

Weshalb macht der Bundesrat von den ihm einge-
räumten Kompetenzen für eine aktive Wechselkurspoli-
tik keinen Gebrauch, obwohl auf diesem Wege im
Kampfe gegen die Inflation weit mehr Wirkung, ohne
bürokratisch-dirigistische Nebeneffekte, erzielt werden
können?

Aus welchen Gründen wird die Exportwirtschaft «à
tout prix» geschützt, auch die gesamtwirtschaftlich
unrentablen, ja sogar verlustbringenden Grenzkosten-
produkte?

Wäre das Exportdepot, wenn es erneuert würde,
nach der EWG-Abstimmung überhaupt noch anwend-
bar und rechtlich zulässig für rund 60 Prozent unseres
Exportes?

Ich glaube, der Steuermann wird sich einmal mehr
gegenüber dem Maschinisten nicht durchsetzen, da der
Kapitän es, wie schon lange, weiterhin unterlässt, das
Ziel der Fahrt zu bestimmen; das Ziel, das nach
Meinung unserer Bewegung z. B. heissen könnte: abso-
luter Schutz unserer Lebensgrundlagen; Einfügung der
Wirtschaftspolitik in die Naturgesetzlichkeiten; Bevöl-
kerungsstabilisierung; Vollbeschäftigung der einheimi-
schen Bevölkerung; Geldwertstabilität. Eine Vorlage
mit so viel Fragezeichen und Ungereimtheiten ist
unseres Erachtens nicht reif für die Verhandlung im
Parlament. Wir beantragen daher Nichteintreten.

Abschliessend möchte ich im Namen der Nationalen
Aktion der Rechten dieses Rates zurufen: Eure Wähler
haben euch beauftragt, die freiheitliche Grundordnung
unseres Landes zu hüten und zu schützen. Wie könnt
ihr das bürokratisch-dirigistische Notstandspaket des
Bundesrates gutheissen? Der Linken aber sei die Frage
gestellt, wie sie einem Notmassnahmenpaket zustimmen
kann, das die Inflation unter Schonung der Grossen auf
dem Rücken der Kleinen bekämpfen will. Die Nationa-
le Aktion, die weder der Rechten noch der Linken,
sondern nur dem Schweizervolk in seiner Gesamtheit
verpflichtet ist, muss, wenn es auch nichts nützen wird,
gegen diese Lösung entschieden protestieren.

Im Zuge der Behandlung des Geschäftes 11460
wird die folgende Interpellation behandelt:

L'interpellation suivante est traitée dans le cadre de
l'objet 11 460:

11 468. Interpellation Brunner.
Gehaltskonten der Banken

Comptes de salaires auprès des banques

Wortlaut der Interpellation vom 27. November 1972

Vor einigen Jahren hat eine Bank zur Gewinnung
neuer Kunden mit grossem Propagandaaufwand soge-
nannte Salärkonti lanciert. Aus Konkurrenzgründen
sahen sich andere Banken veranlasst, diesen Schritt
nachzuahmen. Ausser besonderen Zinskonditionen bo-
ten sie ihren Kunden gleichzeitig zusätzliche Dienstlei-
stungen, insbesondere die Erledigung sogenannter Dau-
eraufträge an. Zahlreiche Arbeitnehmer haben sich in
den letzten Jahren entschlossen, von diesen Angeboten
der Banken Gebrauch zu machen.

Inzwischen hat es sich gezeigt, dass die Banken
gezwungen waren, für Arbeiten, die vorher jeder einzel-
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ne ohne Mühe selbst erledigen konnte, mehrere tausend
zusätzliche Angestellte zu finden, die heute eine unge-
heure, völlig unproduktive Papierflut zu bewältigen
haben. Diese Beanspruchung wertvoller Arbeitskräfte
für eine volkswirtschaftlich durchaus überflüssige
Dienstleistung ist der Hauptgrund dafür, dass der
Personalzuwachs der Banken in den letzten Jahren weit
grösser war als in irgendeinem anderen Wirtschafts-
zweig.

In Bankkreiseri ist heute die Einsicht weit verbreitet,
dass die Einführung der Salärkonti (und die Offerte für
zusätzliche Dienstleistungen) eine unerwünschte Mass-
nahme darstellte. Es fällt den Banken jedoch aus
verständlichen Gründen sehr schwer, diese Tatsache
von sich aus einzugestehen. Sowohl aus Konkurrenz- als
auch aus Prestigegründen kann es sich keine einzelne
Bank erlauben, diese unerwünschte Massnahme rück-
gängig zu machen, obschon dies volkswirtschaftlich
dringend erwünscht wäre, weil damit die Freisetzung
von mehreren tausend Arbeitskräften möglich würde,
die anderswo nützlichere Aufgaben erfüllen könnten.

Aus diesem Grunde wird der Bundesrat angefragt:

1. Ist der Bundesrat bereit, die volkswirtschaftlichen
Auswirkungen dieser Salärkonti abklären zu lassen?

2. Ist der Bundesrat bereit, falls eine solche Abklä-
rung diese unerwünschten Auswirkungen bestätigt, die
sich aufdrängenden Massnahmen mit den Banken zu
besprechen und es ihnen durch seine Intervention zu
erleichtern, durch gemeinsames Vorgehen die arbeits-
aufwendigen Dienstleistungen wieder abzuschaffen?

Texte de l'interpellation du 27 novembre 1972

Afin d'élagir le cercle de sa clientèle, une banque a
lancé il y a quelques années, par une campagne
publicitaire de grande envergure, les comptes dits de
salaire. Pour des raisons d'ordre concurrentiel, d'autres
banques furent contraintes d'emboîter le pas. Outre des
conditions d'intérêt particulières, elles offrirent à leurs
clients des services tels que ,1'exécution d'ordres perma-
nents. Au cours de ces dernières années, de nombreux
travailleurs se sont décidés à faire usage de ces offres.

On a constaté entre-temps que les banques étaient
forcées de trouver plusieurs milliers d'employés en
supplément pour exécuter des travaux que chacun
pouvait accomplir auparavant sans peine. Ces employés
doivent maîtriser aujourd'hui un flot énorme de papier
absolument improductif. L'emploi de précieuses forces
de travail pour rendre des services qui, du point de vue
économique, sont absolument superflus explique pour-
quoi l'accroissement de l'effectif du personnel des
banques au cours de ces dix années a été de loin plus
important que dans n'importe quel autre secteur de
l'économie.

L'opinion selon laquelle l'introduction des comptes
de salaire (ainsi que l'offre de services complémen-
taires) est une mesure indésirable et largement répandue
dans les milieux bancaires. Pour des raisons compréhen-
sibles, il est très difficile aux banques d'avouer cet état
de choses. Aucune banque ne peut se permettre, pour
des raisons de concurrence et de prestige, de revenir sur
une telle mesure, bien que cela s'impose d'une manière
pressante du point de vue économique afin qu'on puisse
disposer de milliers d'employés qui rendraient de plus
utiles services ailleurs.

Le Conseil fédéral est invité en conséquence à
répondre aux-questions suivantes:

1. Est-il disposé à fahre étudier les conséquences
économiques découlant de l'introduction des comptes
de salaire?

2. Est-il prêt, au cas où l'analyse du problème
confirmerait le caractère indésirable de ces comptes, à
s'entretenir avec les banques des mesures qui s'imposent
en l'occurrence et à faciliter par son intervention la
suppression, d'un commun accord, de services exigeant
un travail aussi considérable?

Mitunterzeichner — Cosignataires: Eibel, Eng, Fischer-
Bern, Grass, Grolimund, Grünig, Keller, Künzi,
Letsch, Meier Kaspar, Muff, Müller-Balsthal, Nef,
Raissig, Ribi, Rüegg, Schürch, Schwarz, Weber-
Altdorf (19)

Brunner: Ich mache Ihnen die Freude, meine Rede-
zeit nicht auszuschöpfen, aber nicht etwa wegen meiner
Heiserkeit, sondern weil ich der Meinung bin, die von
mir eingereichte Interpellation stelle die Probleme deut-
lich genug dar und brauche nicht noch einmal begrün-
det zu werden. Sie wissen, dass sich die Interpellation
auf das Problem der Umtriebe bezieht, die sich daraus
ergeben, dass die Banken den Kunden überflüssige
Dienstleistungen anbieten. Nun habe ich von Herrn
B-undesrat Celio vernommen, er sei ohnehin der Mei-
nung, dagegen sollte etwas getan wenden.

Auf der ändern Seite möchte ich aber die Zeit
ausnützen für die allgemeine Eintretensdebatte. Grund-
sätzlich halte ich es — wie jedermann — für richtig,
Massnahmen zur Bekämpfung der Teuerung zu ergrei-
fen. Gegenüber einem Teil der vorgeschlagenen Mass-
nahmen mache ich jedoch deshalb Vorbehalte, weil von
vornherein feststeht, dass sie in vielen Fällen die
«Falschen» treffen, nämlich jene, die sich nicht wehren
können. Die wirtschaftlich Starken haben dagegen von
den vorgeschlagenen Massnahmen keine ernsthaften
Nachteile zu erwarten, was mir als problematisch
erscheint. Das gilt — wie ich seinerzeit mehrfach
feststellte — insbesondere für das Exportdepot. Diese
Massnahme wird nur für die Schwachen eine wirklich
einschneidende Wirkung haben. Die Erhebung eines
Exportdepots in Prozenten des Ausfuhrwertes nimmt
weder auf die spezifischen Verhältnisse der einzelnen
Exportbranchen noch auf die Ertragslage der Exporteu-
re Rücksicht. Falls der Bundesrat diese Massnahme in
Kraft setzen sollte, wird er sich von Anfang an einer
Flut von Ausnahmegesuchen gegenübergestellt sehen.
Sobald aber Ausnahmen bewilligt werden, besteht die
Gefahr, dass schliessldch nur noch jene Branchen oder
Unternehmer erfasst werden, welche sich bemühen, eine
loyale Haltung einzunehmen. Aus diesem Grunde habe
ich schon immer für Massnahmen plädiert, welche sich
nach der ausgewiesenen Ertragskraft der einzelnen
Unternehmer richten, also für Massnahmen, welche in
erster Linie die Starken treffen sollen. Schon 1964
schlug ich vor, bisher nicht besteuerte Gewinne —
nämlich die unversteuerten Rücklagen auf Warenlager
— zu erfassen. 1970 habe ich diesen Vorschlag wieder-
holt und anstelle eines Exportdepots ein Depot auf
unversteuerten Rücklagen vorgeschlagen, weil bei diesen
Massnahmen die Ertragskraft der Unternehmer berück-
sichtigt würde. Konjunkturpolitisch ist es doch zweifel-
los widersinnig, durch die Duldung überflüssiger Rück-
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Stellungen und Rücklagen eine Senkung der Steuern zu
fördern und damit die Mittel für zusätzliche Investitio-
nen zu vergrössern.

An sich sollte es mich deshalb freuen, wenn nun
auch der Bundesrat Massnahmen zur Begrenzung der
steuerlichen Abschreibungen vorschlägt. Leider besteht
jedoch zur Freude nicht der geringste Anlass, weil die
von der Eidgenössischen Steuerverwaltung — ganz
gegen ihren Willen — vorgeschlagenen Massnahmen
einerseits konjunkturpolitisch völlig wirkungslos sein
werden, und weil sie zudem jene in geradezu provozie-
render Weise begünstigen, welche von diesen Massnah-
men eigentlich am meisten getroffen werden sollten.
Der Bundesrat weist ja in seiner Botschaft ausdrücklich
darauf hin, dass eine ganze Reihe von Kantonen auch
bei der Veranlagung der direkten Bundessteuer bisher
weit grössere Abschreibungen und Rückstellungen zu-
liessen, als es nach den Weisungen der Eidgenössischen
Steuerverwaltung zulässig gewesen wäre. Da diese Tat-
sache unbestreitbar ist, wäre es doch die einzig logische
Konsequenz gewesen, in allererster Linie diese übermäs-
sigen steuerlichen Abschreibungen und Rückstellungen
nun endlich steuerlich zu erfassen. Aus unverständli-
chen Gründen will jedoch die Eidgenössische Steuerver-
waltung Massnahmen in dieser Richtung um jeden Preis
verhindern. Vielmehr schlägt sie genau das Gegenteil
vor, nämlich ausgerechnet eine ausdrückliche «Besitz-
standsgarantie» für derartige übermässige Abschreibun-
gen und Rückstellungen, und zwar eine Besitzstandsga-
rantie, welche jeden schlauen Steuerpflichtigen dazu
veranlassen ward, auf Ende des Geschäftsjahres 1972
noch möglichst grosse Abschreibungen und Rückstel-
lungen vorzunehmen, um die 1973 und 1974 zu bezah-
lenden Steuern so stark wie möglich zu reduzieren.
Umgekehrt soll es jenen, welche wenig verdient haben,
sogar verboten werden, auch nur die Normalaibschrei-
bungen vorzunehmen, welche sie bisher nicht vorneh-
men konnten. Wer den Antrag des Bundesrates ver-
steht, weiss ganz genau, dass dies die unverantwortli-
chen Ergebnisse des vorgeschlagenen Beschlusses sein
werden. Das wird auch von der Eidgenössischen Steuer-
verwaltung gar nicht in Abrede gestellt.

Es bestünde deshalb wirklich aller Grund, die
Abschreibungsmassnahmen anders zu konzipieren. Die
Art und Weise, wie diese Beratungen durchgepeitscht
werden, lässt jedoch befürchten, dass Anträge für eine
bessere und gerechtere und auch konjunkturpolitisch
zweckmässigere Lösung wenig Chancen haben, da's
nötige Gehör zu finden. Das ist um so bedauerlicher,
als gerade dieser Beschluss frühestens 1974 zur Auswir-
kung kommen soll, also zeitlich überhaupt nicht dring-
lich ist. Wir hätten durchaus Zeit, diesen Beschluss und
dazu vorgeschlagene Alternativen gründlich zu überprü-
fen.

So wie die Dinge liegen, wird allerdings nichts
anderes übrigbleiben, als bei der Detailberatung zu
versuchen, Sie davon zu überzeugen, dass die Abschrei-
bungsmassnahmen anders geregelt werden sollten, und
zwar so, dass in erster Linie jene unzähligen Milliarden
Franken unversteuerter Gewinne erfasst werden, welche
bisher — mit Duldung der kantonalen Steuerbehörden
— der Besteuerung entgingen, was einem Teil der
Steuerpflichtigen bisher einige Milliarden Franken an
Steuern ersparte und damit deren Potential für zusätzli-
che Investitionen um einige Milliarden Franken erhöh-
te. Wenn unsere Konjunkturpolitik glaubhaft sein
soll, wäre es unsere erste Pflicht, an diesem Punkt

Nationalrat — Conseil national 1972

einzugreifen, beim Selbstfinanzierungspotential jener
Unternehmen, welche weder durch die Kreditmassnah-
men noch durch andere Massnahmen ernsthaft in ihrer
Investitionstätigkeit eingeschränkt werden.

Im Zuge der Behandlung des Geschäftes 11460
wird das folgende Postulat behandelt:

Le postulat suivant est traité dans le cadre de l'objet
11 460:

11 486. Postulat Müller-Zürich.
Konjunktursteuerung — Politique conjoncturelle

Wortlaut des Postulates vom 4. Dezember 1972

Infolge der offenkundigen Konjunkturüberhitzung
mit dem anhaltenden Kaufkraftschwund des Schweizer-
frankens wird der Bundesrat eingeladen, die Verwirkli-
chungsmöglichkeit der nachstehenden ausserordentli-
chen Massnahmen zu prüfen und umfassend oder aber
teilweise kombiniert auf dem Wege des Notrechtes, d. h.
des dringlichen Bundesbeschlusses, in Kraft zu setzen.

A. AussenWirtschaftlich

1. Flexiblere Wechselkursgestaltung gegenüber dem
US-Dollar und Aufwertung gegenüber der westdeut-
schen D-Mark um 7 bis 10 Prozent.

2. Keine weiteren Wechselkursstützungen der
Schweizerischen Nationalbank mehr am Devisenmarkt.

3. Beibehaltung des Anlageverbotes ausländischer
Gelder.

4. Vollständiger Einwandererstopp von Fremdarbei-
tern mit Ausnahme von Grenzgängern und Saisonniers,
letztere bis maximal dreimal 9 Monate, ohne Einräu-
mung eines Anspruchs auf spätere Aufenthaltserteilung
mit Familiennachzug.

S.Kündigung von Einwandererabkommen wie des
Römer Vertrages 1964 mit Zusatzprotokollen, zur Her-
absetzung des Infrastrukturnächholbedarfs von Gemein-
den und Kantonen.

6. Erhebung einer Infrastruktursteuer bei Arbeitgebern
mit mehr als 10 ausländischen Arbeitskräften, ausge-
nommen Dienstleistungsbetriebe im öffentlichen Inter-
esse (wie Spitäler, Heime, Schulen, landwirtschaftliche
Betriebe, Lebensmittelhersteller, Bahnen und öffentli-
chen Anstalten, Hôtellerie und Gastgewerbe) einerseits
und Saisonniers wie Grenzgänger anderseits.

B. Binnenwirtschaftlich

1. Kürzungen des Bundesbudgets wie der Bundes-
beiträge an die Kantone.

2. Zeitliche Zurückstellung grosser Bauvorhaben der
öffentlichen Hand (z. B. Zürcher U-Bahn mit SBB-
Doppellinie nach Kloten) und primäre Fertigstellung
begonnener öffentlicher Werke.

3. Dekretierung einer Verringerung des Geld- und
Kreditvolumens (Einfriermassnahmen).

4. Bauverbot von noch nicht begonnenen Ferien- und
Zweit- sowie Luxuswohnungen.

5. Staatliche Förderung von freiwilligen preisstabili-
sierenden Stillhalteabkommen zwischen Branchen,
Marktstufen innerhalb solchen, und zwischen Arbeitge-
bern und Arbeitnehmern, Lohn-, Preis-, Zinsabspra-
chen.
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Texte du postulat du 4 décembre 1972

En raison de la surchauffe manifeste de l'économie et
de la1 diminution constante du pouvoir d'achat du franc
suisse, le Conseil fédéral est invité à examiner si les
mesures extraordinaires ci-après sont réalisables et, le
cas échéant, à les faire mettre en vigueur, entièrement
ou partiellement, par la voie du droit d'urgence, c'est-à-
dire par arrêté fédéral urgent:

A. Affaires économiques extérieures

1. Donner plus de flexibilité au cours des changes
par rapport au dollar USA et réévaluer le franc suisse
de 7 à 10 pour cent par rapport au mark allemand.

2. Mettre fin aux mesures que prend la Banque
nationale pour soutenir le cours des changes sur le
marché des devises.

3. Maintenir l'interdiction de placer des fonds étran-
gers en Suisse.

4. Stopper complètement l'immigration de travail-
leurs étrangers, à l'exception des frontaliers et des
saisonniers, ces derniers n'étant admis que pour trois
fois neuf mois au maximum et n'ayant aucun droit
d'obtenir ensuite une autorisation de séjour qui leur
permette de faire venir leur famille en Suisse.

5. Dénoncer les accords d'immigration, notamment
l'accord de Rome de 1964 et ses protocoles addition-
nels, afin de réduire les besoins de rattrapage des
communes et des cantons dans le domaine de l'équipe-
ment collectif.

6. Imposer une taxe d'équipement aux employeurs
qui occupent plus de dix travailleurs étrangers, excep-
tion faite, d'une part, des entreprises fournissant des
services d'intérêt public (tels que les hôpitaux, les
maisons d'accueil, les écoles, les exploitations agricoles,
les producteurs de denrées alimentaires, les chemins de
fer et les établissements publics, les hôtels et les
restaurants) et, d'autre part, des saisonniers et des
frontaliers.

B. Affaires économiques intérieures

1. Réduire le budget de la Confédération et les
subventions versées aux cantons.

2. Ajourner les grands travaux de construction des
pouvoirs publics (p. ex. métro zurichois et double ligne
des CFF pour Kloten) et terminer en premier lieu les
travaux publics déjà entrepris.

3. Réduire le volume de la circulation monétaire et
du crédit (mesures de stérilisation).

4. Interdire la construction de maisons de vacances,
de résidences secondaires et d'appartements de luxe en
tant que les travaux n'ont pas encore commencé.

5. Encourager par une intervention de l'Etat la
conclusion d'accords de stabilisation volontaire des prix
entre les branches économiques, entre les différents
niveaux de la production dans chaque branche, ainsi
que la conclusion de conventions sur les salaires, les
prix et le taux de l'intérêt, notamment entre les
employeurs et les travailleurs.

Müller-Zürich: Als ich mein zur Diskussion stehen-
des Postulat am 2. Dezember angesichts des zunehmend
beschleunigten Kaufkraftschwundes des Schweizerfran-
kens verfasste, war mir nicht bekannt, dass der Bundes-

rat der Bundesversammlung teilweise ähnliche Mass-
nahmen auf dem Dringlichkeitswege vorschlagen wür-
de, da unsere Delegation mangels Fraktionsstärke kei-
ner Kommission angehört und daher jeweils sehr spät
über die in Entwicklung 'befindlichen Vorhaben der
Regierung orientiert wird. Immerhin gehen meine Vor-
schläge derart viel weiter und sind so viel 'umfassender
konzipiert, dass sie sich nur zu einem viel zu beschei-
denen Teil bei Annahme der vorgelegten bundesrätlichen
Entwürfe zu den Konjunkturbesohlüssen als erledigt
abschreiben lassen. Diese Feststellung gilt damit auch
für das Postulat selbst, das ich im schriftlichen Verfah-
ren eingereicht hatte, aber wegen Ueberbeanspruchung
der Druckerei nun mündlich begründe.

Inflation und dadurch bedingte Teuerung haben
nachgerade ein Ausmass wie eine ständig zunehmende
Beschleunigung erreicht, die weite Bevölkerungskreise
beunruhigen und Sparer wie Rentner um die Früchte
ihrer Arbeit bringen. Der Kaufkraftschwund unserer
Währung trifft gerade jene am härtesten, die mangels
grossen Einkommens keine nennenswerten Sachwertan-
lagen zu erwerben vermochten und Spargelder wie auch
Staatsobligationen im guten Glauben an deren Wertbe-
ständigkeit für das Alter mühsam auf die hohe Kante
legten. Die so Betroffenen betrachten sich heute als von
der Wirtschaftspolitik unseres privaten Wirtschaftssy-
stems und von unserer Regierung benachteiligt. Die
vielfach verschlungenen monetären wie marktpoliti-
schen, privaten wie staatlichen Verflechtungen unserer
Wirtschaftspolitik und zusätzlich auch unsere interna-
tionale Abhängigkeit vom Geldmarkt und von der
jeweiligen Marktlage wie von politischen Ereignissen
(ich erinnere in diesem Zusammenhang nur an die
Folgen der Rezession nach dem Koreakrieg) haben sich
zu einem derart unentwirrbaren gordischen Knoten
vertäut, dass, bei allem gebotenen Respekt vor der
Verfolgung einer liberalen Wirtschaftsordnung, jeden-
falls nunmehr vorübergehend ausserordentliche Mass-
nahmen im Sinne der Ausserkraftsetzung der normalen
Handlungsfreiheit im Wirtschaftsleben unausweichlich
geworden sind. Obwohl ein anhaltender staatlicher
Interventionismus im Wirtschaftsleben immer die Ten-
denz zur Dauereinrichtung und damit zum Staatssozia-
lismus aufweist, sind transitorisàhe Massnahmen vorzu-
kehren, um Produktion und Konsum miteinander wie-
der ins Gleichgewicht zu bringen.

Damit allein können wir derzeit soziale Unrast und
politische Spannungen abbauen. Einzelmassnahmen, wie
sie das Parlament vorübergehend schon beschloss, genü-
gen heute nicht mehr; sie würden allenfalls nur einseitige
Benachteiligungen wie im Mietrecht und letztlich auch
soziales Unrecht schaffen. Es dürfte als selbstverständ-
lich gelten, dass wir mit den geplanten Massnahmen
gerechterweise alle Sozialpartner sämtlicher Gesell-
schaftsschichten ausnahmslos zu erfassen haben. Da-
durch wird ein weiter Fächer von sich ergänzenden
Massnahmen bedingt. Vor allem kann nur noch die
Anwendung einer sinnreichen Kombination mehrerer
gleichzeitiger Vorkehren, wie ich sie im Katalog meines
Postulates aufführe, einige Aussicht auf Erfolg eines
Stopps des Währungszerfalls gewährleisten, um zu ver-
hindern, dass Produktion, Handel und Konsum einfach
auf unerwünschte Nebengebiete geraten.

Ueber verschiedene der von mir vorgeschlagenen
Konjunktursteuerungsmassnahmen wurden in anderern
Zusammenhang in der Bundesversammlung einlässlich
Erwägungen angestellt, so dass sie hier keiner weiteren
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Erläuterung bedürfen, um so mehr, als der angestrebte
Zweck meiner Vorschläge offenkundig ist. Leider ist
der Bundesrat bisher immer noch davor zurückge-
schreckt, solche kombinierten Massnahmen auf einmal
anzuordnen. Jetzt wird er es unter dem Zwang der
eingetretenen Verhältnisse, unter Zeitnot um so eiliger
tun wollen, was um so bedauerlicher erscheint, weil
dabei die zur fachlichen Vorbehandlung prädestinierten
Wirtschaftswissenschafter unserer Hochschulen in unse-
rer Kommissdon nicht angehört werden können.

Zusammenfassend stelle ich fest: Wegen unserer
hausgemachten wie importierten Inflation bedürfen wir
eines umfassenden Therapie-Instrumentariums. Massnah-
men wie Kreditbeschränkung und Emissionskontrolle
sind Hilfsmittel gegen die Inflation und treffen die
gesamte Wirtschaft, was sozial gerecht erscheint. Von
der Einschränkung der steuerlichen Abschreibung ver-
spreche ich mir schon wegen deren verspäteter Wirk-
samkeit sehr wenig. Die Wehrsteuererhöhungs- und
Warenumsatzsteuererhöhungsbeschlüsse der letzen Wo-
che nützen da schon mehr, wenn sie, wie im Postulat
gefordert, zur Sterilisierung der Mehreinnahmen ver-
wendet werden dürfen und nicht wieder vom Bund über
die Kantone und Gemeinden ins Wirtschaftsleben zu-
rückgepumpt werden. Obwohl die Baubeschlussver-
schärfung nach 20 fetten Baujahren kommt, wird be-
reits im Baugewerbe zweckgejammert. Der Baubeschluss
ist zumutbar und noch keine Maximalmassnahme auf
diesem Sektor. Mein Postulat fordert aber nachdrück-
lich auch Einschränkungen der Bautätigkeit der öffent-
lichen Hand im Hoch- und Tiefbau, was natürlich nur
möglich ist, wenn wir nicht weiterhin jährlich unnötig
mehr Ausländer als Familiennachzügler zur Wohnbe-
völkerung machen, wie es heute durch die Erteilung
von Aufenthaltsbewilligungen und Niederlassungen ge-
schieht. Darum meine entsprechende Forderung im
Postulat.

Die blosse Kompetenzverlängerung zum Einzug des
Exportdepositums bleibt vorerst eine rein platonische
Massnahme, weshalb ich in meinem Postulat eine auch
tatsächlich gehandhabte Infrastruktursteuer von Arbeit-
gebern mit mehr als 10 Fremdarbeitern, ausgenommen
gewisse Dienstleistungsbetriebe und Saisonniers wie
Grenzgänger, verlangt habe. Die Finanzierung der Be-
wältigung des Infrastrukturnachholbedarfes wie dessen
Abbau würde mit einer einzigen solchen Massnahme
bewerkstelligt und die Abwerbung der Saisonniers
vom Mittelstandsgewerbe durch industrielle Betriebe
endlich erschwert. In diesem Zusammenhang mutet es
grotesk an, wenn der Chef des Finanzdepartements die
Ueberkonjunktur bekämpfen will und sein Kollege
neben ihm gleichzeitig aus 40 000 Aufenthaltern neue
Niederlasser macht, um 40000 Aufenthaltsbewilligungen
an Fremdarbeiter neu zu erteilen, die alsdann neue
Zuzügler als sogenannte Familienangehörige jährlich
nachziehen. Dabei sind darin die jährlich 29 000 Ge-
burten dieser Ausländer hierzulande noch nicht einge-
rechnet. Das nennt man alsdann Stabilisierung. Alle
diese Menschen benötigen doch selbstverständlich auch
Wohnungen, Geburtskliniken, Heime, Spitäler, Schulen,
Strassen, weitere öffentliche Anstalten und dazu noch
deren Personal. So heizt das Eidgenössische Volkswirt-
schaftsdepartement die Konjunktur über den Infrastruk-
turbedarf der Gemeinden und Kantone ständig an,
erhöht deren Finanzbedarf und die Steuerlast der von
solcher Politik betroffenen einheimischen Bevölkerung.
Herr Bundesrat Brugger befiehlt «hüst», und Herr

Bundespräsident Celio möchte «hott» rufen. Herr Bun-
desrat Bruggers forcierter und bis zur Erschöpfung
geforderter EWG-Freihandelsvertrag dürfte sich be-
kanntlich in diesem Zusammenhang auch nicht gerade
konjunkturdämpfend auswirken. Was man von solch
unkoordinierter Konjunkturpolitik halten soll, mögen
die Ratsmitglieder selbst beurteilen. Während mein
Postulat Preis- und Zins- wie Lohnvereinbarungen vor-
schlägt, bescheidet sich der bundesrätliche Vorschlag
auf eine Ueberwachung, die nach gewonnenen Unterla-
gen später doch als gestaffelte Preis-, Zins- und Lohn-
stoppmassnahme im von mir angeregten Sinne als
höchst wirksame antiinflationäre Massnahme, als soge-
nannte ultima ratio, verspätet eingesetzt werden dürfte.
Diese an sich höchst unangenehme Massnahme hat
zweifellos dann Erfolg, wenn es mit flankierenden
Anordnungen gelingt, den Konsum einzuschränken. So
weist denn 'das bundesrätliche Massnahmenpaket nicht
nur grosse Lücken auf, sondern es erweist sich als
harmlos aufgeblasener Frosch. Gerade diese Ueberle-
gung veranlasste mich, auf der zweiten Seite meines
Postulates unter Litera c die vorzeitige Inkraftsetzung
von ArtikelSlquinquies der Bundesverfassung als Not-
standsmassnahme zu erwägen. Wenn mein Postulat als
einheitliches Ganzes im Sinne von Artikel Slquinquies
angesehen werden kann, so handelt es sich bei den
bundesrätlichen Vorschlägen um in der Materie völlig
verschiedene Einzelvorschläge, über die deshalb meines
Erachtens einzeln abzustimmen sein wird. Die bundes-
rätliche Vorlage kommt überraschend, und deren Bera-
tung in beiden Kammern hätte, wie mein Postulat und
die übrigen Vorstösse zur Teuerungsbekämpfung,
zweckmässiiger gut vorbereitet in der Märzsession statt-
finden sollen, statt jetzt übereilt und improvisiert zu
erfolgen. Wichtige Fragen, wie zum Beispiel das von
weiteren Parlamentariern ebenfalls angeregte Floating
unseres Wechselkurses, werden überhaupt nicht vom
Chef des Finanzdepartementes vorgeschlagen, wobei
doch gerade einer aktiveren Wechselkurspolitik mass-
gebliche Bedeutung zur Teuerungsbekämpfung zukäme.

Mit den gegenüber meinem Postulat vorgeschlagenen
punktuellen und zaghaften Massnahmen verärgern wir
zwar einige Branchen, ohne aber den Fortgang der
Inflation auf diese Weise hindern zu können. Wir
werden uns im nächsten Herbst erneut von der Ent-
wicklung der Ereignisse überrollt sehen, wenn wir vom
Bundesrat nicht umfassendere Massnahmen im Sinne
meines Postulates vorgeschlagen erhalten. Ich empfehle
Ihnen deshalb mein Postulat zur Annahme, und ich
wünsche Ihnen heute schon bei dessen Ablehnung frohe
Inflationsweihnachten.

Flubacher: Ein überlastetes Parlament und ein sensi-
bilisierter Bundesrat fällen heute nacht Entscheide, die
nicht angefochten werden können. Ich komme mir vor
wie ein übermüdeter Autofahrer, den man zwingt, nach
ISstündiger Arbeit mit 150 km/h Geschwindigkeit auf
der Autobahn zu fahren. Wir haben in diesem Saale die
Gesamtinteressen des Volkes zu vertreten und nicht
diejenigen irgendeines Berufsstandes. Ich habe mich
bemüht, diesen Grundsatz hochzuhalten; wenn ich jetzt
kritische Bemerkungen in bezug auf den neuen Baube-
schluss mache, komme ich in keinen Gewissenskonflikt.
Als Bürger und Demokrat bin ich von der Vorlage
enttäuscht. Nach Konsultation verschiedener Juristen
glaube ich feststellen zu dürfen, dass die Professoren
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Giacometti und Heiner, oder in der Neuzeit Herr
Imboden, sich im Grabe umdrehen würden, wenn sie
mitansehen müssten, wie ein Volksentscheid vom Juni
dieses Jahres interpretiert wird.

Die Klausel, dass der Bundesrat den Beschluss vor
Ablauf ausser Kraft setzen kann, darf nicht dahin aus-
gelegt werden, dass man die getroffenen Massnahmen
zugunsten einer Verschärfung und eines absoluten inter-
ventionistischen Dirigismus umfunktionieren darf. Be-
deutende Staatsrechtler sind der Auffassung, dass neue
dringliche Beschlüsse nur bei -Vorhandensein einer
verschärften Notsituation erlassen werden dürfen. Auf
dem Baumarkt ist eine gegenteilige Entwicklung im
Gange. Die Konkurrenz hat sich in fast allen Regionen
der Schweiz wesentlich verschärft. In einem Grossteil
der neu zu unterstellenden Gebiete ist mit dem Baube-
schluss nicht mehr zu erreichen als ein enormer admi-
nistrativer Leerlauf. Mit den in Kraft befindlichen
Massnahmen auf dem Baumarkt wäre ohne Strapazie-
rung der Verfassung eine vernünftige Regelung möglich
gewesen. Durch kurze, aber seriöse Abklärungen mit
den zuständigen Organen von Kantonen und Gemein-
den wie des betroffenen Gewerbes hätten eventuell
überhitzte Gebiete innert kürzester Frist auch mit den
heute geltenden Massnahmen unterstellt werden kön-
nen. Ich bedaure persönlich, dass man die vom Bundes-
rat gewählte Konsultativkommission weitgehend «off-
side» gestellt und damit eine enorme Unsicherheit herauf-
beschworen hat. Mit dem zur Verfügung stehenden Per-
sonal des EVD ist es unmöglich, innert nützlicher Frist
die Situation auf dem Baumarkt der neu zu unterstel-
lenden Gebiete abzuklären. Durch die entstehenden
Verzögerungen werden zweifellos Auftragslücken und
ein gnadenloser Konkurrenzkampf entstehen, der in
einem späteren Zeitpunkt zu unerfreulichen Entwick-
lungen führen wird. Bisher hat man die Stabilisierung
des Baumarktes angestrebt und auch erreicht. Struktur-
massnahmen hat die Konsultativkommission aus rechtli-
chen Ueberlegungen immer abgelehnt. Ich befürchte,
dass man mit dem neuen Beschluss eine Ausmerzaktion
in die Wege leiten möchte, die nicht nur für das
Baugewerbe, sondern für das ganze Land schädliche
Auswirkungen haben wird. Wenn jungen Fachleuten die
Eröffnung eines eigenen Betriebes verunmöglicht wird,
schlittern wir in eine Zunftwirtschaft hinein. Ich weiss,
dass viele Leute, wenn auch zu Unrecht, dem Bauge-
werbe gerne eins auswischen möchten. Die vielen
positiven Erfolge werden gerne negiert und nur verein-
zelte Schwächen, gegen die alle seriösen Unternehmer
selbst ankämpfen, herausgestrichen. Schwarze Schafe
gibt es überall. Ich behaupte, dass es prozentual auf
allen Branchen und Berufszweigen inklusive Arbeitneh-
mer gleich viele sind. Diese werden Sie mit staatlichen
Massnahmen nie eliminieren können, dazu müssten Sie
schon den Menschen ändern.

Was das Baugewerbe auf dem Gebiete des Woh-
nungsbaues sowie der Weiterbildung von Kaderleuten,
Arbeitern und Lehrlingen in den letzten Jahren geleistet
hat, verdient etwas besser gewürdigt zu werden als mit
einer Strafexpedition. Da der Tiefbau in grossen Teilen
der Schweiz kaum zur Hälfte ausgelastet ist und in den
neu zu unterstellenden Gebieten viele Unternehmungen
auf das Frühjahr 1973 wenige oder keine Aufträge
haben, können sie vielleicht in einzelnen Gebieten
vorübergehend Preiszusammenbrüche erreichen. Die
Folgen davon werden auch für die öffentliche Hand auf

die Dauer unerfreulich sein. Allen jenen, die glauben, es
werde im Bauhauptgewerbe unermesslich Geld verdient,
empfehle ich, sich mit Professor Gutersohn, der eine
ganze Anzahl Baubetriebe untersucht hat, in Verbin-
dung zu setzen. Herr Professor Gutersohn ist überrascht
über den starken Rückgang der Erträge im Bauhauptge-
werbe.

Das lohnintensive Baugewerbe werden Sie nie dazu
bringen, billigere Wohnungen produzieren zu können.
Die Verantwortung für die hohen Baukosten ist zum
Teil den wesentlich erhöhten Löhnen, aber auch einer
unverständlichen Haltung der öffentlichen Hand zuzu-
schreiben, welche die Erstellung rationeller Ueber-
bauungen weitgehend verhindert. Herr Kollege Stich
hat bei der Budgetdebatte auf die Bauteuerung hinge-
wiesen und dabei den Einfluss der Löhne bagatellisiert.
Er kommt bei 12,5prozentiger Lohnerhöhung auf eine
Erhöhung der Baukosten von 4 Prozent. Ich hoffe, dass
Herr Stich falsch informiert ist und nicht wider besseres
Wissen diese Behauptung aufgestellt hat. Die Lohnrun-
de per 1. Januar 1973 macht nämlich inklusive Aus-
wärtsentschädigung minimal 16 Prozent aus. Der Lohn-
anteil im Hochbau beträgt zwischen 40 und 55 Prozent.
Nehmen wir einen mir nahestehenden Betrieb, der jetzt
46 Prozent Lohnkosten hat, so ergibt dies 7,3 Prozent
und nicht 4 Prozent, wie Herr Stich behauptet hat. Ich
bitte, mit ehrlichen Zahlen zu operieren. Zu diesen 7,3
Prozent kommen als Folge der Teuerung Materialpreis-
erhöhungen von durchschnittlich mindestens 8 Prozent,
so dass mit einem Anstieg der Baukosten von 11 bis 12
Prozent als absolutes Minimum gerechnet werden muss.
Ich bitte Sie, das Baugewerbe nicht dauernd zum
Prügelknaben zu machen.

Nun komme ich noch zu dem sogenannten Ueber-
hang von 3 bis 5 Milliarden Franken. Ich stelle fest,
dass in der Praxis kein Ueberhang besteht und der
durchschnittliche Auftragsbestand zwischen ein bis
sechs Monaten beträgt. Nur vereinzelte Firmen sind
längerfristig ausgelastet. Sollte die Behauptung des
sogenannten Ueberhanges hier wieder aufgestellt wer-
den, bitte ich die Verwaltung, die Namen jener Bauher-
ren bekanntzugeben, die ihre Aufträge nicht plazieren
konnten. Sie können heute einfach nicht mehr auf die
Bauerhebung per 1. Januar 1972 abstellen, die mit zu
vielen Fehlern behaftet ist. Nehmen Sie die laufenden
Erhebungen des Delegierten für den Baubeschluss. Sie
sprechen eine sehr deutliche Sprache. Die Kreditbe-
schlüsse werden das Baugewerbe und damit den Woh-
nungsbau hart treffen. Zinssteigerungen und damit neue
Unruhen auf dem Mieter- und Mietzinssektor werden
die Folge sein. Politisch können einzelne Parlamentarier
ein Interesse daran haben, die Mehrheit bestimmt nicht.
Ich bin der Ueberzeugung, dass wir nur mit einem
Preis- und Lohnstopp eine Stabilisierung erreichen
können. Der Minimalmassnahme der Preis- und Lohn-
überwachung ist unbedingt zuzustimmen. Die Be-
schränkung der Leasinggeschäfte wie der Abschreibun-
gen wird die kleine und mitüere Bauunternehmung in
ihrer Existenzgrundlage direkt gefährden. Ausserordent-
liche Verhältnisse erfordern ausserordentliche Massnah-
men. Doch dürfen wir die Bundesverfassung nicht über
Gebühr strapazieren.

Ich bitte Sie, den Baubeschluss abzulehnen. Damit
der Bundesrat aber immer das richtige Mass findet bei
der Beurteilung der verschiedenen Gruppen unserer
Wirtschaft, möchte ich den beiden Herren Bundesräten
einen Meter überreichen. (Heiterkeit)
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Tschopp: Ich hoffe, dass das ganze Parlament
gelegentlich von Kollege Flubacher einen Meterstab
erhält, damit wir alle überall das richtige Mass finden.

Nach der Theorie der Wirtschaftssachverständigen
gelten folgende Zustände oder Massnahmen als höch-
stes Ziel jeder Konjunkturpolitik:

Erstens Sicherung der Vollbeschäftigung; zweitens
Stabilität der Preise; drittens ausgeglichene Zahlungsbi-
lanz gegenüber dem Ausland; und als vierter Punkt:
gleichzeitig erhofft man zusätzlich noch ein Wachstum
des Bruttosozialproduktes.

Nun sollte man die vom Bundesrat und Ständerat
vorgeschlagenen Massnahmen im Blick auf dieses Ziel
bewerten können, aber in 10 Minuten ist das unmög-
lich. Persönlich kann ich allen Vorlagen mit mehr oder
weniger Begeisterung zustimmen. Was in diesem Paket
der Beschlüsse meines Erachtens fehlt, ist ein Instru-
ment zur Abschöpfung der allgemeinen Konsumkraft.
Man sollte alle Einkommen von einer bestimmten Höhe
an zu einem prozentualen Pflichtsparen veranlassen
können. Bei Durchführung der Amnestie vor einigen
Jahren hat der Bundesrat an alle Steuerpflichtigen
unseres Landes eine Einladung zum Verzicht auf die
Defraudation gerichtet. Dieser Aufruf hatte Erfolg. Wie
wäre es, wenn der Bundesrat an alle erwachsenen
Schweizer und Schweizerinnen «auf diesem nicht mehr
ungewöhnlichen Wege» eine Mahnung richten würde,
einen Teil des zum Lebensunterhalt nicht benötigten
Einkommens auf die Seite zu legen, um damit zur
Stabilität des Schweizerfrankens beizutragen.

Mit zwei Massnahmen wird Konsumkraft abge-
schöpft, die Mittel aber werden nicht stillgelegt. Die
letzte Woche genehmigte Steuervorlage bringt bei Waren-
umsatzsteuer und Wehrsteuer Zuschläge von 10 Prozent,
aber die zusätzlichen Mittel fliessen fortwährend wieder
in den Kreislauf.

Auch die Vorlagen über Einschränkungen der
steuerlich zulässigen Abschreibungen haben eine gewis-
se hemmende Wirkung auf die Investitionslust. Das ist
klar. Aber auch diese Mehreinnahmen bei Bund, Kanto-
nen und Gemeinden werden sofort wieder verwendet;
man kann sich überlegen, was volkswirtschaftlich gesehen
die grössere Wirkung ist, wenn diese Mittel bei
der Wirtschaft als «capital de roulement» bleiben
würden, oder wenn sie jetzt durch die öffentliche Hand
abgeschöpft, aber doch wieder in den Kreislauf ge-
schickt werden.

Der Beschluss über die Kreditrestriktionen muss gut
überlegt werden. Diese Restriktionen werden eine ge-
wisse Zins Verteuerung zur Folge haben. Darüber müssen
wir uns klar sein. Die Zinserhöhung wird für die Sach-
wertanleger — gut — ein Hemmnis bedeuten, aber diese
Zinserhöhung wird zwangsläufig auch Mietzinserhöhun-
gen bringen. Sie kann aber auch neues Kapital-aus dem
Ausland durch Anlage in der Schweiz anlocken. Wenn
die Organe der Nationalbank und überhaupt des Ban-
kensystems hier nicht volkswirtschaftlich handeln und
denken, werden hier die letzten Dinge schlimmer sein
als die ersten.

Der Ständerat hat zum Vorschlag der Preisüber-
wachung auch die Löhne zugefügt. Dagegen wurde
scharfe Opposition angemeldet. Man muss aber den
Artikel 35a lesen, der ja einfach sagt: «Der Bundesrat
kann Erhebungen anordnen, er kann die Löhne überwa-
chen; bei einem ausserordenüichen Anstieg der Löhne
führt der Bundesrat Sozialpartner-Gespräche, mit dem
Ziel, die Lohnentwicklung im Rahmen des gesamtwirt-

schaftlich Verantwortbaren zu halten.» Man könnte
natürlich behaupten, bei einer Preisüberwachung sei der
Lohn inbegriffen. Das ist kalkulationsmässig richtig;
aber psychologisch spielt doch die Lohnentwicklung im
Gesamtrahmen dieser Konjunkturmassnahmen eine be-
stimmte gewichtige Rolle. Wenn der Bundesrat nicht
einmal die Sozialpartner zu Gesprächen einladen darf,
kann man sich fragen: Was hat denn diese Uebung
überhaupt noch für einen Sinn? Uebrigens sind nicht
alle Löhne ein Preisbestandteil, die Löhne der öffentli-
chen Hand spielen zum Beispiel doch auch eine Rolle.
Nicht nur in der Privatwirtschaft, auch innerhalb der
öffentlichen Hand werden Abwerbungen betrieben. Es
geht also nicht um die Verhinderung einer normalen
und gesunden und gerechtfertigten Lohnentwicklung,
sondern es geht um die Missbräuche.

Kollege Stich hat gegenüber denjenigen Vermögens-
besitzern harte Worte gebraucht, die ihre Substanzen in
Sachwerten angelegt haben und damit von der Inflation
profitieren. Aber wie will man denn diesem Sachwert-
denken und Sachwertinvestieren Einhalt gebieten, wenn
die Preise, nicht nur wegen des Einstandswertes im
Ausland, sondern auch wegen den fortwährenden Lohn-
forderungen, die den Produktivitätszuwachs übersteigen,
ständig nach oben ziehen, ohne die effektive Kaufkraft
zu vermehren? Diese Ueberlegungen muss man eben
auch anstellen und nicht nur, weil jetzt der Ständerat
diese Ueberwachung der Löhne zugefügt hat, die ja
mehr psychologisch gemeint ist, hier sofort mit Kano-
nen auf kleine Vögel schiessen.

Ich beantrage Ihnen Eintreten auf diese Vorlage.

Ueltschi: Auch ich begrüsse grundsätzlich die von
Regierungsseite her getroffenen Massnahmen zur
Dämpfung der Ueberkonjunktur. Wie bereits einige
Vorredner mit Fug und Recht festgestellt haben, sind
wir durch die Vorlage und deren Beratung in eine
derartige Zeitnot versetzt worden, dass ich allen Ernstes
daran zweifle, ob der Sache ganz allgemein mit die-
sem sogenannten Schnellverfahren überhaupt gedient ist,
oder ob man sich nicht mehr Zeit hätte einräumen
sollen, um derart weittragende und einschneidende
Beschlüsse speziell unter dem Titel der Verantwortung
und Verantwortlichkeit zu fassen.

Was den vorgelegten Beschluss über Massnahmen
zur Stabilisierung des Baumarktes anbetrifft, kann
man sich fragen, ob nicht der von Volk und Ständen
dieses Jahr angenommene Baubeschluss genügt hätte,
insbesondere mit Rücksicht auf die Tatsache, dass weite
Gebiete der Kontrolle unterstellt sind. Den rechtlichen
Ueberlegungen von Herrn Nationalrat Flubacher
schliesse ich mich weitgehend an und stelle zusätzlich
die Frage, ob wir nicht mit derart rigorosen Massnahmen
geradezu einer Rechtsverwilderung entgegengehen. Dem
vorgesehenen Baubeschluss, wie er uns vorgelegt wurde,
wird gerade aus der Sicht der Berg- und Randregionen
mit Skepsis, Argwohn und Misstrauen begegnet. Insbe-
sondere ist es unbedingt notwendig, bei der Festlegung
der Höchstlimite der Erstellungskosten von Wochen-
end- und Ferienhäusern den Bedürfnissen der Bergge-
genden gebührend Rechnung zu tragen. Ich appelliere
in diesem Zusammenhang an Herrn Bundesrat Brugger,
diese Limite nicht zu tief anzusetzen, weil sonst das
Berggebiet und speziell das Baugewerbe in unsern
Bergregionen, das keine Ausweichmöglichkeiten auf
Industriebauten hat, Gefahr läuft, in seiner Existenz
gefährdet zu werden.
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Es fehlt einmal in der Vorlage, wie sie uns vorgelegt
wird, am nötigen Vertrauen. Ja, man empfindet gerade-
zu Furcht vor dem hierarchisch aufzubauenden Beam-
tenapparat, weil er zu schwerfällig und unbeweglich ist
und nicht den gegebenen Verhältnissen entsprechend
wirken kann. Ich lasse mich sehr gerne auch in dieser
Richtung von Herrn Bundesrat Brugger belehren und
vom Gegenteil überzeugen. Die Wirtschaft der schwei-
zerischen Berggebiete basiert ja bekanntlich auf drei
Säulen: Landwirtschaft, Tourismus und Gewerbe. Das
Hauptgewerbe ist nach wie vor das Baugewerbe, an
dem sämtliche Baunebengewerbe hängen, vom Zimmer-
mann über den Schreiner, Maler, Elektriker, Installateur
bis zum Dachdecker und wie sie alle heissen mögen.
Besonders betroffen würden ebenfalls die Waldwirt-
schaft und die holzverarbeitenden Betriebe, welche für
die Berggebiete eine unmittelbare und absolute Exi-
stenzgrundlage bedeuten. Industrien können sich in
unseren Alpentälern bekanntlich nur schwerlich ansie-
deln, so dass das Baugewerbe im konnexen Zusammen-
hang mit dem Tourismus steht und einkommensmässig
das Rückgrat für die Bergzonen bedeutet. Sollte insbe-
sondere die Ausführungssperre Wirklichkeit werden, so
würde dies für die Touristen und Kurzentren eine
derartig entwicklungshemmende Massnahme bedeuten,
dass die wirtschaftliche Prosperität eines Kur- und
Fremdenortes in Frage gestellt wird, nicht zu reden von
den von Staates wegen verlangten Regionalplanungen,
welche sich durch Fehldispositionen für ein Gebiet sehr
schädlich auswirken könnten. Man denke an die vielen
Klein- und Mittelbetriebe, die seit Jahren grosse und
grösste Kapitalien investiert haben; alle diese würden
von der Ausführungssperre betroffen und einem klägli-
chen Ruin entgegensehen.

Ich darf doch wohl von der Maxime ausgehen, dass
der Bundesrat mit dem Baubeschluss eine Vollbeschäfti-
gung innerhalb unserer Wirtschaft anstrebt. Die zu
treffenden Massnahmen dürfen jedoch keineswegs pö-
nalen Charakter haben, was in diametralem Gegensatz
stehen würde zu all den Massnahmen, die getroffen
worden sind und die noch getroffen werden zugunsten
unserer Berggebiete — gerade die Förderung der Wirt-
schaft, insbesondere in den wirtschaftlich zurückgeblie-
benen Randgebieten. Ich verweise in diesem Zusam-
menhang auf das Wirtschaftsförderungsgesetz des Kan-
tons Bern, das vor einem Jahr vom Bernervolk ange-
nommen wurde. Die Wirtschaft in unsern Alpentälern,
Ferien- und Kurorten darf nicht durch rigorose Mass-
nahmen zum Stagnieren gebracht werden. Gerade das
Berner Oberland war diesen Sommer mit nur 84 Pro-
zent baumässig ausgelastet, die Region Thun und
Umgebung lediglich bis 78 Prozent. Eine Vollbeschäfti-
gung war bereits in diesem Jahr also nicht vorhanden.
Allgemein muss aus dieser Sicht festgestellt werden,
dass eine Ueberhitzung nur da vorhanden war, wo der
Bund als Bauherr aufgetreten ist. Seit dem 26. Juni
dieses Jahres sind bekanntlich die Verkäufe von Grund-
stücken an Ausländer verboten. Diese Massnahme hat
sich auch auf das Baugewerbe unmittelbar ausgewirkt.
Obschon die Ausländerverkäufe im Kanton Bern und
insbesondere im Berner Oberland im Griff behalten
wurden, ist es kein Geheimnis, dass in gewissen Kuror-
ten die Handwerker heute teilweise nicht beschäftigt,
zum mindesten nicht voll beschäftigt sind.

Abschliessend sei festgestellt, dass das Baugewerbe
in unsern Tälern von den Ausnahmen im Sinne der
Ausführungssperre praktisch überhaupt nicht berührt

wird. Es ist jedoch zu hoffen, dass die Regionen mit
ausgeglichener Bautätigkeit nicht nur vom Abbruchver-
bot und der Ausführungssperre ausgenommen werden
können, sondern, im Sinne der Stellungnahme des
Ständerates, dass diese Gebiete auszuschliessen sind.

Im Sinne meiner Ausführungen und mit Rücksicht
auf gewisse Vorbehalte kann ich den Vorlagen zustim-
men.

Fischer-Bern: Wir müssen immer wieder daran
denken, dass das Ziel unserer Beratungen und der
ganzen Uebung, die wir gegenwärtig abhalten, die
Bekämpfung der Teuerung sein muss. Es ist nicht die
Konjunkturdämpfung, die im Vordergrund steht, son-
dern die Konjunkturdämpfung ist das Mittel, das man
ergreifen will, um die Teuerung zu bekämpfen. Notwen-
dig ist deshalb, dass, wenn wir nun diese schwerwiegen-
den Eingriffe in die Wirtschaft beschliessen, wir uns
darüber Gedanken machen, ob sie auch etwas zur
Dämpfung der Teuerung nützen, das heisst, ob damit
die Lebenskostenteuerung trotzdem weitergeht oder ob
sie abgestoppt werden kann.

Persönlich bin ich der Auffassung, dass dieses Paket
nichts oder sehr wenig nützen wird. Es ist nämlich
ungefähr gleich konzipiert wie dasjenige aus dem Jahre
1964, und in jener Zeit ist die Teuerung mit den
entsprechenden Massnahmen auch nicht gedämpft wor-
den. Ich möchte Ihnen, damit hier keine Legenden
entstehen, einige Zahlen aus jener Zeit vorlesen: Die
Lebenshaltungskosten haben sich im Jahre 1964, als das
Massnahmenpaket erlassen worden ist, auf 3,1 Prozent
Teuerung gestellt. Im Jahre 1965 waren es dann
3,4 Prozent und im Jahre 1966 schon 4,7 Prozent. Es ist
ganz offensichtlich, dass durch jene Massnahmen die
Teuerung angetrieben worden ist, und gleichzeitig ist
das reale Bruttosozialprodukt, nämlich das Volksein-
kommen, von 5,1 Prozent im Jahre 1964 bis auf
1,8 Prozent im Jahre 1967 zurückgegangen, und erst
nachher hat sich dies wieder korrigiert. Auch die
Wohnbautätigkeit ist zurückgegangen. Das werden wir
dieses Mal auch wieder erleben. Wir sollten hier also
etwas kritischer an die Dinge herangehen, als es von
einzelnen Rednern heute präsentiert worden ist. Ich
denke da vor allem an meinen Freund Alois Hürli-
mann, der in seiner Euphorie und in seinem Enthusias-
mus über die bundesrätlichen Vorschläge sich sogar
in einem Sinne geäussert hat, den ich besonders
bestreiten möchte. Er hat nämlich gesagt, es würden
alle Inflationsherde gleichmässig erfasst. Das scheint
mir nun in besonderem Masse nicht zu stimmen. Im
Gegenteil: Man muss dem bundesrätlichen Paket den
schwerwiegenden Vorwurf machen, dass es einseitig
und ungerecht ist: einseitig, weil es in erster Linie nur
die Investitionen, vor allem diejenigen, die über die
Bauwirtschaft abgewickelt werden, erfasst, und unge-
recht, weil es andere Sektoren praktisch völlig frei lässt

Ich will diese ändern Inflationsherde, die zur Teue-
rung massgebend beitragen — mehr als das Baugewer-
be, das ja nur ausführende Wirtschaftsgruppe ist •—,
kurz erwähnen: Da ist der Konsum. Es haben einzelne
Herren bereits auch darüber gesprochen. Sind Sie sich
darüber klar, dass im Jahre 1973 10 Milliarden Schwei-
zerfranken mehr Konsumkraft in Form erhöhter Löhne
und erhöhter AHV-Renten vorhanden sein werden?
Diese 10 Milliarden erhöhte Konsumkraft werden die
Teuerung weiter antreiben, ob Sie nun diese Massnah-
men erlassen oder nicht.
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Ein weiteres Kapitel ist die Personalnot. Der Perso-
nalmangel ist heute der Hauptgrund, warum wir derart
grosse Lohnerhöhungen haben. Sie wissen doch, dass
der Bund innert zwei Jahren, vom Jahre 1971 bis zum
Jahre 1973, seine Besoldungsausgaben um über 30 Pro-
zent erhöht hat, nicht aus Vergnügen, sondern weil er
es eben tun musste, um auf diesem ausgetrockneten
Arbeitsmarkt trotzdem Personal zu erhalten. Genau das
gleiche macht die Privatwirtschaft. Und genau wie der
Bund die Lasten der Lohnerhöhungen überwälzt in
Form von höheren Posttaxen und SBB-Taxen usw.,
muss sie die Privatwirtschaft überwälzen, ob nun diese
Beschlüsse erlassen werden oder nicht.

Der dritte Kreis, der nicht erfasst oder fast nicht
erfasst, zum mindesten nicht richtig erfasst wird, ist die
Aussenwirtschaft. Es geht dabei nicht in erster Linie
um den Export, sondern es geht vor allem um die
Einfuhren. Wir haben einen Import von über 30
Milliarden Schweizerfranken, und eine Aufwertung hät-
te zur Folge, dass dieser Import entsprechend verbilligt
wird. Das ist der Grund, warum der Aussensektor auch
herangezogen werden muss, und nicht der Export.

Nun einige Bemerkungen — in diesen wenigen
Minuten, die einem zur Verfügung stehen — zu den
einzelnen Beschlüssen, die uns da vorgelegt werden:

Der Kreditbeschluss ist das Zentrum des ganzen
Pakets. Mit diesen massiven Eingriffen, mit diesen
massiven Restriktionen des Kreditwesens wird die Wirt-
schaftstätigkeit in gewissen Sektoren weitgehend ge-
lähmt werden. Es wird dies vor allem diejenigen Kreise
der Inlandwirtschaft und der Wirtschaft überhaupt
treffen, die auf Fremdgeld angewiesen sind. Als Rück-
schlag wird sich die ganze Geschichte dann letztlich bei
der Bauwirtschaft konzentrieren, genau gleich, wie es in
den Jahren 1964—1966 der Fall gewesen ist. Wenn die
Leute nämlich kein Geld mehr erhalten, werden sie
auch nicht mehr bauen können, ob es einen Baube-
schluss gibt oder nicht. Was im Kreditbeschluss noch
besonders eigentümlich anmutet, ist dieser Eingriff
gegen die Abzahlungsgeschäfte. Die Abzahlungsge-
schäfte werden nämlich mit Gütern betrieben, die aus
dem Ausland stammen! Das ist genau gleich wie bei
dem Corsair, Herr Bundespräsident Celio: Auch wenn
Sie den Corsair nicht kaufen, wird dadurch die Teue-
rung bzw. die Konjunktur in der Schweiz nicht ge-
dämpft. Denn die Corsair kommen aus dem Ausland.
Wenn Sie nun Fernsehapparate oder Autos via Be-
schränkung des Abzahlungsgeschäftes nicht auf den
Markt bringen, wird dadurch die ausländische Inflation
geringer, die schweizerische aber wird dadurch nicht
gedämpft!

Den zweiten Beschluss — das Exportdepot —
betrachte ich als eine rein optische Operation, die
praktisch keinen positiven Einfluss hat. Ich bin sogar
der Meinung, das Exportdepot werde allen Teilen
schaden, zur Hauptsache natürlich der Exportwirt-
schaft, ohne aber konjunkturpolitisch etwas zu nützen.
Um die gewünschte Optik herbeizuführen, hätte man
etwas anderes tun müssen.

Was die Beschränkung der Abschreibungssätze be-
trifft, halte ich das für eine recht betrübliche Politik,
weil dadurch die Widerstandsfähigkeit der Wirtschaft
behindert wird. In einem Moment, da unsere schweize-
rische Wirtschaft auf dem internationalen Markt derar-
tige Anstrengungen vollbringen muss und auch im
Inland sehr unter Druck steht, sollte man nach meiner

Meinung gerade die Widerstandsfähigkeit nicht noch
durch solche Manipulationen herabsetzen.

Zur Frage der Preisüberwachung nur eine Bemer-
kung: Ich werde vom Standpunkt der Privatwirtschaft
aus diesem Beschluss keine Opposition machen, ohne
Begeisterung und gegen meine Ueberzeugung; wir müs-
sen aber unbedingt verlangen, dass auch die Lohnüber-
wachung, wie sie der Ständerat in einer sicher harmlo-
sen Form hineingebracht hat, aufgenommen wird. Nicht
wahr, eine gewisse minimale Gleichbehandlung der
einzelnen Gruppen ist auch in unserem Lande noch
notwendig. Wir können doch nicht unter Assistenz der
Sozialdemokraten die Preisüberwachung möglichst noch
verschärfen und dann die Lohnüberwachung überhaupt
nicht aufnehmen.

Zum Baubeschluss brauche ich nicht mehr viel zu
sagen; dazu hat sich ja Herr Flubacher bereits geäus-
sert. Schade ist nur, dass man den Herren Bundesräten
seitens des Herrn Flubacher diese Massstäbe nicht vor
der Beschlussfassung gegeben hat; das hätte mehr
genützt, als es jetzt post festum nützen wird. Glauben
Sie doch nicht, dass es möglich sein wird, mit solchen
Eingriffen, wie sie der Baubeschluss bringt, ein Bauvo-
lumen von 24 Milliarden Franken (das sich aus Zehn-
tausenden von Einzelpositionen zusammensetzt) irgend-
wie vernünftig zu bewirtschaften. Das ist eine völlig
falsche Einschätzung der Möglichkeiten eines staatli-
chen Apparates. Die freie Wirtschaft ist viel zu kompli-
ziert, als dass man hier von oben her die Geschichte so
organisieren könnte, dass es sinnvoll ist. Der Woh-
nungsbau wird zurückgehen; denn Sie können doch
nicht die Kredite sperren und dann glauben, es werde
dennoch gleichviel gebaut und zudem noch auf den
Sektoren, die Ihnen am besten passen. Es wird hier
auch bei gutem Willen nichts zujmachen sein.

Der Baubeschluss ist nun etwas korrigiert worden.
Schade ist nur, dass man zuerst glaubte, damit dem
Volk Sand' in die Augen streuen zu müssen.

Ich komme zum Schluss: Ich bin mir darüber klar,
dass ein Nichteintreten angesichts unserer politisch-
psychologischen Situation nicht möglich ist, trotzdem es
die Wichtigkeit dieser Sache rechtfertigen würde, das
Problem tiefgründiger zu studieren, als es innert dieser
wenigen Tage möglich war.

Nun dürfen Sie aber nicht die Illusion hegen, die
Lebenskostenverteuerung werde dann nicht mehr wei-
tergehen. Sie wird weitergehen; mit diesen Massnahmen
werden Sie lediglich einen Teil der Wirtschaft — vor
allem die Bauwirtschaft — drosseln können; aber die
Gesamtwirtschaft wird sich in ihrer explosionsartigen
Entwicklung nicht zurückbinden lassen.

Das einzige, was hier helfen könnte, um ein Gleich-
gewicht herzustellen und anderseits die Teuerung etwas
in den Griff zu bekommen, wäre eine entsprechende
Massnahme auf dem Währungssektor. Wenn Sie die
Aufwertung nicht wollen, dann lassen Sie doch um
Himmels willen — Herr Bundespräsident Celio — ein-
mal den Wechselkurs etwas floatieren. Es spielt doch
gar keine Rolle, wenn er auch von den Kapitalbewegun-
gen noch beeinflusst wird. Nur auf diese Weise werden
Sie verhindern, dass die Entwicklung immer so weiter-
geht. Damit werden Sie die Teuerung über den Import
direkt vermindern können, und Sie werden damit auch
verhindern, dass die Nationalbank weiter Dollars entge-
gennehmen muss und die Aufblähung in der Schweiz
dadurch immer weitergeht.
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Eisenring: Der Bundesrat hat in der Kommission in
aller Form erklärt, es würde sich um ein Paket von
Massnahmen handeln. Diese Feststellung schliesst in
sich, dass kaum eine der Vorlagen, die uns unterbreitet
worden sind, herausgebrochen werden kann. So wie die
politische Situation zu beurteilen ist, wäre dies in
diesem Rat und auch im Ständerat wohl kaum möglich.

Der Bundesrat hat die vorgesehenen Massnahmen
unter den Titel der Teuerungsbekämpfung gestellt. Ich
erinnere daran, dass wir in einer ähnlichen Situation im
Jahre 1964 solche Beschlüsse gefasst haben. Damals
wurde im Ständerat sogar der Antrag gestellt, es sei der
Titel der bundesrätlichen Massnahmen in dem Sinn zu
ändern, dass ausdrücklich von Teuerungsbekämpfungs-
massnahmen gesprochen werden sollte. In diesem Sinne
ist im Ständerat und anschliessend auch im Nationalrat
damals dann beschlossen worden. Die Bekämpfung der
Teuerung ist trotz dieser Etikettierung allerdings damals
nicht in dem Mass erreicht worden, wie man das
erwartet hat. Damals regten wir uns noch auf, weil wir
Teuerungsraten von 3 bis 3,5 Prozent aufzuweisen hat-
ten. Heute nimmt man es mehr und mehr gelassen hin,
dass wir bei 7 Prozent angekommen sind. Einige Hin-
weise in bezug auf das nächste Jahr gehen bereits dahin,
dass wir die 7 Prozent noch wesentlich überschreiten
werden.

Wenn der Bundesrat allerdings die Meinung hat, wir
hätten diesem Paket zuzustimmen, das Herausbrechen
einer der Vorlagen liege nicht in der Natur der Sache,
so kann das nicht hindern, dass wir doch gewisse
Vorbehalte in bezug auf einzelne vorgesehene Massnah-
men anbringen. Solche Vorbehalte sind namentlich
unter einem Titel angezeigt; es blieb nämlich in der
vorberatenden Kommission unbestritten, dass wir allen-
falls mit einer weiteren Steigerung des Zinsfusses zu
rechnen hätten. Wir haben uns hier konkret mit der
Frage auseinanderzusetzen, ob wir am Ende mit diesen
Beschlüssen dann nicht «die Teuerung mit der Teue-
rung» bekämpfen werden. Ich möchte damit nur antö-
nen, dass wir auch bei Gutheissung der vorliegenden
Beschlüsse dem Souverän kein X für ein U vormachen
dürfen und es fehl am Platze wäre, wenn sich der Sou-
verän in bezug auf die effektive Teuerungsbekämpfung
Illusionen machte. Auf die «importierte Inflation» ist
bereits verschiedentlich hingewiesen worden, und die
«hausgemachte Inflation» haben wir sichtlich nicht in
der Hand, wenn wir uns darüber klar werden, wie in
verschiedenen Bereichen unserer Wirtschaft ab Neujahr
1973 die Lohnentwicklung aussehen wird.

Wenn man nun Vorbehalte anbringt, so hat der
Bundesrat es in der Hand, diese mindestens bei der
Anwendung der Beschlüsse da und dort etwas abzubau-
en. Ausräumen aber wird er sie — das liegt in der
Natur der Sache — nie können. Wir müssen uns klar
sein darüber, dass wir mit diesen Beschlüssen dem
Bundesrat ausserordentlich weitreichende Vollmachten
überantworten. Ich möchte an das Vollmachtenregime
während des letzten Weltkrieges erinnern. Insbesondere
dürfen wir auch nicht übersehen, dass eine Reihe von
Massnahmen in ihrem gegenseitigen Zusammenwirken
kumulative Wirkungen haben werden.

In der Gesamtbeurteilung haben wir sodann davon
auszugehen, dass der Arbeitsmarkt vollständig ausge-
trocknet ist und dass dieser aufgrund der Stabilisierungs-
politik für die ausländischen Arbeitskräfte auch aus-
getrocknet bleiben wird. Das Konkurrenzverhältnis
auf dem Arbeitsmarkt hat sich nicht nur innerhalb

der privaten und der öffentlichen Wirtschaft ver-
schärft, sondern namentlich auch zwischen der pro-
duzierenden und Dienstleistungswirtschaft und der öf-
fentlichen Hand. Anders wäre es nicht zu erklären, dass
es beispielsweise dem Kanton Zürich gelungen ist, allein
von Ende 1970 auf Ende 1971 den Personalbestand um
7,5 Prozent zu erhöhen. In diesem Saale haben wir
sodann einem Budget die Zustimmung erteilt, bei dem,
auf den Gesamthaushalt des Bundes bezogen, im näch-
sten Jahr mindestens wieder 500 Millionen Franken
mehr Personalaufwendungen aus Reallohnanpassungen,
Teuerungszulagen und Personalvermehrungen resultie-
ren.

Eine kumulative Wirkung liegt sicher vor, wenn wir
den Baubeschluss mit dem Kreditbcschluss und den
gegenseitigen Auswirkungen in Konfrontation setzen.
Anderseits ergeben sich auch starke Kumulativwirkun-
gen aus dem Abschreibungsbeschluss, der wesentliche
Veränderungen bezüglich der bisherigen Praxis bringen
wird. Die Kompetenzen werden in bezug auf die
Abschreibungen stark zugunsten des Bundes und zula-
sten der Kantone verlagert. Es ist bekanntlich beabsich-
tigt, dass für die Abschreibungspolitik in Zukunft
grundsätzlich die Ansätze des Bundes aus dem Wehr-
steuerbeschluss Gültigkeit haben sollen.

Zweifellos müssen auch im Rahmen des Abschrei-
bungsbeschlusses Regelungen gefunden werden — eine
Härteklausel ist bekanntlich vorgesehen —, die die
Deckung des natürlichen Erneuerungs- und Rationali-
sierungsbedarfs der Wirtschaft nicht ungebührlich er-
schwerten. Diesem Gesichtspunkt kommt insofern beson-
dere Bedeutung zu, als es gleichzeitig gilt, dem weiter-
hin sich verschärfenden Mangel an Arbeitskräften zu
wehren. Das bedeutet, dass seitens des Bundesrates
auch in bezug auf den Abschreibungsbeschluss eine
elastische Regelung angestrebt werden muss, die insbe-
sondere auch die Zulassung, mindestens die teilweise
Zulassung der bisher üblich gewesenen Einmal- und
Sonderabschreibungen ermöglicht.

Problematisch in bezug auf den Abschreibungsbe-
schluss ist natürlich insbesondere, dass ein Teil der
angestrebten Steuerharmonisierung nun auf den Dring-
lichkeitsweg vorweggenommen wird. Wir haben über
die Steuerharmonisierung bei den letzten Finanzvorla-
gen immer wieder gesprochen, und wir wollten den
Bericht (der Kommission Ritschard abwarten. Der Be-
richt liegt allerdings noch nicht vor. Nun wird ein Teil
der Harmonisierung vorgezogen. Wir werden uns wohl
der Not zuliebe damit abzufinden haben, insbesondere
da die vorgesehene Regelung nur bis 1976 ihre Gültig-
keit haben wird.

Die grundsätzlichen Sorgen, wenn wir das Paket
gesamthaft beurteilen, gehen sicher weniger dahin, was
sie im Konkreten söhliesslioh bringen werden. Sie sind,
wenn man die Vollmachten und Kompetenzen des
Bundesrates abschätzt, einigermassen zu übersehen.
Weit wichtiger scheint mir die Fragestellung zu sein,
wie wir aus dem nun installierten Interventionismus
schliesslich einmal herauskommen; ja, ob wir über-
haupt wieder herauskommen werden, nachdem be-
kanntlich vorgesehen ist, dass mindestens ein Teil der
vorgesehenen Massnahmen aufgrund des zu revidieren-
den BV-Artikels Slquinquies Dauerrecht werden soll.

Wir dürfen zwar in Rechnung stellen, mindestens
vorerst, dass es einem grösseren Teil unserer privaten
und öffentlichen Wirtschaft noch gut geht. Nicht zu
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übersehen ist aber die Gefahr, dass Aenderungen relativ
rasch eintreten können, so zum Beispiel, wenn die
protektionistischen Bestrebungen in Amerika anhalten
sollten und diese, und der Protektionismus auch in
anderen für uns wichtigen Absatzstaaten, FUSS fassen
sollten. loh verweise insbesondere auch auf die Besorg-
nisse der Uhrenindustrie. Auch an der Währungsfront
befinden wir uns zurzeit nur im «Winterschlaf».

Ich glaube, dass absolute Wachsamkeit gegenüber
diesen Entwicklungen unerlässlich ist und der Bundes-
rat seine Beschlüsse daher in jedem Fall elastisch
anzuwenden hat.

Schalcher: Der Bundesrat stellt auf Seite 8 seiner
Botschaft fest: «Die Lohnerhöhungen übersteigen den
Produktivitätsfortschritt erheblich.» Leider zieht er dar-
aus keine Konsequenzen, sondern sieht nur einseitig
eine Preisüberwachung vor. Das würde dazu führen,
dass im Grossteil der privaten Wirtschaft, wo nur mit
knappen Gewinnmargen gerechnet wird, indirekt auch
die Löhne blockiert würden, wogegen in jenen Teilen
der privaten Wirtschaft, wo dick verdient wird, bei den
Banken, Versicherungen und der Grosschemie, die
Löhne weiterhin steigen und die öffentlichen Bedienste-
ten mit Hinweis darauf weiterhin Lohnerhöhungen
verlangen könnten. Das wäre eine absolut ungerechte
und ungesunde Entwicklung und würde zunehmend
böses Blut schaffen. Daher ist es richtig, dass der
Ständerat — wenn schon Preisüberwachung — diese
Ueberwachung auch auf die Löhne ausgedehnt hat und
die Mehrheit der national rätlichen Kommission dem ge-
folgt ist.

Ich begreife aber nicht, warum der Bundesrat nicht
endlich von sich aus die Initiative ergreift, mit sämtli-
chen Sozial- und Wirtschaftspartnern zusammenzusit-
zen, um ein freiwilliges allgemeines Stillhalteabkommen
zu erreichen. Ich habe das schon in meiner Kleinen
Anfrage vom 22. Juni 1972 angeregt. Der Bundesrat hat
darauf zu drei Viertel so geantwortet, als ob ich einen
amtlichen Preis- und Lohnstopp verlangt hätte. Dabei
habe ich gerade die Initiative des Bundesrates zu einem
freiwilligen Stillhalteabkommen gewünscht, um einen
amtlichen Preis- und Lohnstopp mit seinem ganzen
unsympathischen Kontrollapparat und der unvermeidli-
chen Aufblähung der Verwaltung zu vermeiden, wie er
uns nun anfangsweise mit der amtlichen Ueberwachung
zum Teil beschert wird. Ich habe in der letzten Sitzung
der Aussenwirtschaftskommission die Forderung nach
einer solchen Stillhalte-Initiative des Bundesrates erneu-
ert. Ich bin nur von Kollega Schuler unterstützt wor-
den. Dabei haben wir doch schon einmal einen solchen
Versuch gewagt, nämlich nach dem Zweiten Weltkrieg,
wo wir während fast eines Jahres ein solches von
sämtlichen Sozial- und Wirtschaftspartnern unterzeich-
netes Stillhalteabkommen hatten, und der Bericht von
Professor Böhler' darüber lautet durchaus positiv. Pro-
fessor Böhler schrieb mir am 18. August 1972: «Damals
standen alle Beteiligten unter dem Einfluss des Gefühls
einer gemeinsamen Bedrohung und waren deshalb zur
Kooperation bereit. Heute rechnet man mit der Mög-
lichkeit des Beschäftigungsrückganges überhaupt nicht
mehr. Infolgedessen verlassen sich alle Parteien auf ihre
Machtposition. Die gegenwärtigen Spannungen setzen
meines Erachtens hinter diese Haltung ein Fragezei-
chen. Aber das wechselseitige Misstrauen verhindert
leider Kontakte in der Richtung, wie Sie sie suchen.

Nationalrat — Conseil national 1972

Würde man in spannungsfreien Zeiten ungezwungene
Kontakte pflegen, so würde in Zeiten der Störungen die
Verständigung wesentlich erleichtert.»

Ich kann das nur unterstreichen und den Bundesrat
nochmals bitten, die Kontakte neben diesen Beschlüs-
sen und zu ihrer Unterstützung möglichst bald aufzu-
nehmen. Es braucht nicht etwas Spektakuläres zu sein,
wie Herr Bundesrat Brugger in der Aussenwirtschafts-
kommission meinte, wohl aber etwas von hohem Ernst
Getragenes. Es ist wie bei der kürzlich hier diskutierten
Bekämpfung der Schundliteratur, wo Herr Bundesrat
Furgler mit Recht sagte, dass wir alle aufgerufen seien,
dagegen anzukämpfen, und nicht nur vom Staat das
Heil erwarten sollten. So ist es auch hier. Wir überfres-
sen uns, um es einmal drastisch zu sagen; wir sind in
allen Bereichen unersättlich und masslos geworden, in
unseren Preis- und Lohnforderungen, in allen unsern
Ansprüchen und in unserem Verbrauch. Es muss
ins Bewusstsein des Volkes gehämmert werden, dass
hier die Wurzel der Inflation liegt, dass wir alle und
überall massvoller werden müssen. Und daher würde
ich mir von einer solchen Initiative des Bundesrates,
wie sie jetzt auch vom Redressement national und
ansatzweise vom Ständerat und der Mehrheit der Kom-
mission verlangt wird — zu einem allgemeinen frei-
willigen Still- und Masshalten —, so viel versprechen;
nicht zuletzt auch in psychologischer Hinsicht, um dem
Volk und allen Verantwortlichen bewusst werden zu las-
sen, wie ernst die Lage ist und dass es an uns allen liegt,
ob die jetzt zu treffenden Massnahmen zum Erfolg füh-
ren können oder nicht. Diese Massnahmen werden nicht
von nachhaltiger Wirkung sein, wenn nicht der ernstli-
che Wille zum Masshalten auf allen Stufen, in allen
Bereichen und in allen Teilen unseres Volkes Platz greift.

Blatti: Ein sonst zurückhaltender, wohl überlegter
Wirtschaftskommentator hat in den letzten Tagen ge-
schrieben: «So geht es nun wirklich nicht mehr weiter.
Wenn nicht binnen kurzem glaubwürdig und zum
mindesten teilweisen Erfolg versprechende Gegenmass-
nahmen nicht bloss proklamiert, sondern auch gegen
Widerstände durchgesetzt werden, könnte die Schweiz
rascher, als es die gegenwärtigen mächtigen Nutzniesser
der Inflation annehmen, einem staatskrisenähnlichen
Zustand entgegentreten.» Es braucht bei unserer Staats-
ordnung immer eine hohe Temperatursteigerung, bis
gewisse Entscheide, die tief in die alltägliche Freiheit,
auch die Wirtschaftsfreiheit, eingreifen, überhaupt mög-
lich werden. Deshalb ist es nicht ganz unbegreiflich,
dass der Bundesrat mit rigorosen Massnahmen so lange
zugewartet hat. Ich finde es mit Rücksicht auf die
Teuerungsentwicklung und unter Hinweis auf die
schlechte Stimmung im Volk als unumgänglich, dass die
uns in einem Paket vorgelegten Massnahmen nunmehr
sehr rasch ergriffen werden, auch wenn sie, hoffen wir,
nur vorübergehend weh tun. Dabei ist es selbstverständ-
lich, dass man gegenüber jeder dieser vorgeschlagenen
Massnahmen irgendwie Vorbehalte anbringen kann.
Dass bei diesen Stabilisierungsmassnahmen den kredit-
politischen Vorschriften eine zentrale Bedeutung zu-
kommt, ist in den Zusammenhängen begründet. Auf
diesem Gebiete gehen die vorgesehenen Eingriffe sehr
weit. Der Bundesrat hat sich hier zu sehr drastischen
Einschränkungen in der Kredittätigkeit der Banken und
zu einer massiven Abschöpfung flüssiger Geldmittel
entschlossen. Ich unterstütze grundsätzlich die vorge-
schlagenen Massnahmen, möchte mich jedoch beim
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Eintreten auch zeithalber aus meiner beruflichen Sicht
einzig zu den kreditpolitischen Massnahmen äussern.

Man wirft den Banken vor, sie hätten nach Ablauf
der freiwilligen Vereinbarung mit der Nationalbank
über die Kreditbegrenzung ab Ende Juni dieses Jahres
eine massive Kreditexpansion betrieben. Es ist nicht zu
bestreiten, dass bedeutende Kreditzusagen ausgestellt
worden sind. Es handelt sich dabei zum grossen Teil
um Projekte für den Wohnungsbau, und es muss in
diesem Zusammenhang festgestellt werden, dass es noch
gar nicht so lange her ist, dass von Regierungsseite die
Banken ersucht wurden, dem Wohnungsbau spezielle
Förderung angedeihen zu lassen. Für 1972 wird mit
berechtigtem Stolz auch vom Bundesratstisch her dar-
auf hingewiesen, dass in diesem Jahr ein Rekord an
erstellten Wohnungen festzustellen sei. Wohl die mei-
sten davon wurden von den Banken und Kassen
finanziert. Die frühere Kreditbegrenzung hat dabei in
der Nachfrage nach Baukrediten einen Rückstau entste-
hen lassen, der nun in den letzten Monaten in seinem
ganzen Ausmass auf die Banken zuströmte. Dazu
kommt die Angst vor der jährlich massiv zunehmenden
Bauteuerung, die viele Leute, aber auch die öffentliche
Hand, veranlasst, möglichst vieles noch vor dem näch-
sten Teuerungsschub unter Dach zu bringen. Dass dabei
auch hemmungslose Spekulanten mitreiten, ist kaum
ganz zu vermeiden. Hätten wir die Bauteuerung in
einem erträglichen Masse, würde dieser Bau- und
Kredit-Run von selber rasch abflauen. Man muss diese
Entwicklung beachten und nicht blindwütig überall
nach Sündenböcken suchen.

Als Instrumente, um diesem Nachfragedruck zu
begegnen, werden auf dem Gesetzeswege dekretierte
Kreditbegrenzungen nach dem bisher geübten, freiwilli-
gen System vorgesehen, verstärkt durch weitere massive
Eingriffe in Form von Mindestreserven sowohl auf dem
Zuwachs als auch auf dem Bestand der Passivgelder.
Die im Gesetze vorgesehenen Ansätze sind ausseror-
dentlich hoch und, einmal im vollen Umfange angewen-
det, können sie den vollständigen Stillstand eines grossen
Teils der Banken bewirken. Es handelt sich allerdings
nicht im MUSS-, sondern um Kann-Vorschriften. Aber
diese können trotzdem nicht darüber hinwegtäuschen,
dass Bundesrat und Nationalbank als ausführende Orga-
ne ganz ungewöhnliche Kompetenzen erhalten, die viel
weiter gehen als alles, was bisher auf diesem Gebiete bei
uns üblich war. Es wurde mit Recht gesagt, was bisher
galt, sei blosser Kamillentee gewesen; was neu gelten
soll, ist härter als der stärkste Wodka. Man hat den
Eindruck, dass die Nationalbank, nun einmal am Ball,
so ungefähr das Maximum herausholte, wobei ich
zugebe, rlass die Handhabung dieser Massnahmen für
die Verantwortlichen nicht lauter Freude bedeuten
wird. Es sind subtile Instrumente, die wir hier schaffen
und die mit Vorsicht anzuwenden sind. Sie können, in
vollem Umfange verfügt, die Banken zwingen, ihre
Ausleihungen wenigstens vorübergehend einzustellen.
Sie können sie in Liquiditäts- oder andere Schwierigkei-
ten bringen, was kaum der Wille des Gesetzgebers sein
kann. Diese massiven Interventionsmöglichkeiten kön-
nen sogar zu wesentlichen Strukturveränderungen im
Bankgewerbe verwendet werden. Es besteht hierüber
eine gewisse Unruhe, namentlich bei den vielen kleine-
ren und mittleren Lokal- und Regionalbanken. Ich bitte
den Bundesrat, hier zu bestätigen, dass das nicht in
seiner und in der Absicht der Nationalbank liegt. Eine

solche Erklärung könnte einiges zur Beruhigung dieser
Kreise beitragen.

Vorauszusehen ist, dass die Einforderung allzu ho-
her Sperrbeträge auf zinslose Konti der Nationalbank
zu spürbaren Ertragsausfällen führt, die mit der Zeit
nur durch Zinserhöhungen ausgeglichen werden kön-
nen, mit Folgerungen, die man ebenfalls nicht wünscht.
Dies könnte zum Beispiel vermieden werden, indem
man diese Sperrguthaben bei der Nationalbank verzinst.
Im übrigen liegt es an der Handhabung dieser Massnah-
me durch Bundesrat und Nationalbank, um möglichst
wenig Nachteile auf anderen Ebenen herbeizuführen.

In das gleiche Kapitel gehört die Angst vor Kündi-
gungen von Krediten und Hypotheken. Ich glaube,
keine rechte Bank, die dieses Prädikat verdient, wird
leichtfertig Kündigungen aussprechen. Bis heute war in
dieser Beziehung in den weitaus meisten Fällen eine
absolute Vertrauensbasis vorhanden. Ich sehe nicht ein,
dass diese aufgegeben werden wollte oder müsste, es sei
denn, die Instrumente werden so gehandhabt, dass
keine andere Möglichkeit der Liquidätsbeschaffung be-
stehen würde. Aber auch hier müsste man sich dann an
die Verursacher halten. — Zahlreiche bisherige Ein-
schränkungen kamen auf dem Wege freiwilliger Verein-
barungen zwischen Nationalbank und den Banken zu-
stande. Wir sollten in der Euphorie des Dirigierens die
positive Seite dieser bewährten Praxis nicht vergessen.
Es ist wünschbar, dass diese neuen Massnahmen jeweils
rechtzeitig vor ihrer Verfügung mit den Bankverbänden
besprochen werden. Zwischen Theorie und Praxis gibt es
auch auf dem Gebiete der Geldwirtschaft etwelche
Unterschiede. Ich bin überzeugt, dass weiterhin
die gegenseitige Kontaktnahme der Sache nur dienlich
sein kann, wobei die Nationalbank mit diesen neuen
Vollmachten ja ohnehin am stärkeren Hebelarm sitzt.

Nach vielerlei Erfahrungen bin ich mit vielen än-
dern Kollegen der Ueberzeugung, dass kreditpolitische
Massnahmen allein den gewünschten Erfolg nicht brin-
gen. Es ist deshalb zu begrüssen, dass der Bundestat
flankierende Massnahmen vorsieht, zu denen leider
auch der Baubeschluss gehört. Wenn man das Kreditge-
ben erschwert und massiv Geld abschöpft, muss man
auch die Nachfrage drosseln: alles unschöne Massnah-
men, an denen wir keine Freude haben, die nur
vorübergehend vertretbar, aber — davon bin ich über-
zeugt — nicht zu vermeiden sind. Mit diesen Ueberle-
gungen möchte ich Eintreten auf dieses Paket von
Vorlagen empfehlen.

Röthlin: «Von Wirtschaftswissenschaftern spricht
man mit grosser Hochachtung, und sei es nur, weil sie
so entgegengesetzte Ansichten so energisch vertreten.»
Dieses Zitat beleuchtet drastisch unsere heutige verwor-
rene Situation. Professoren argumentieren scheinbar
einleuchtend für Aufwertung oder freien Wechselkurs,
Bankiers und Exportfachleute finden Massnahmen auf
dem Kredit- oder Bausektor als Allheilmittel. Wahrlich —
unser Bundesrat ist am Bremshebel der Ueberkonjunk-
tur nicht zu beneiden, um so weniger, als wir für die
Unterbindung der gegenwärtigen Teuerungswelle reich-
lich spät eingreifen müssen und können. Ich bewundere
deshalb die Ratskollegen in der vorberatenden Kommis-
sion, die uns im Eilzugtempo ein Massnahmenpaket mit
so einschneidenden Folgen innert wenigen Tagen zur
Beratung vorlegen konnten. Hoffen wir, dass diese
Feuerwehrübung positive Auswirkungen zeitigen wird
und dass die von unserem Herrn Bundespräsidenten
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Celio anlässlich der Herbstsession abgegebene Prognose
einer lOprozentigen Teuerung für 1973 nicht eintritt.

Ich bin für Eintreten auf die Vorlage und möchte
zu einigen Problemen Fragen stellen. Sie alle kennen
die verführerischen Inserate, wie zum Beispiel: «Direkt-
barkredit, ausfüllen und einsenden genügt» — kürzlich
vernahm ich, dass ein Telefon genüge —, «Maximaler
Kredit 25 000 Franken, rückzahlbar in maximal 60 Ra-
ten.» Auf diese Art wurden im Jahre 1970 1,11 Milliar-
den Franken für Autos, Wohnungseinrichtungen, Lu-
xusbedarf usw. zur Verfügung gestellt. Dabei handelt es
sich, Herr Kollege Fischer, nicht nur um Importproduk-
te, sondern auch um einheimische Ware. In unver-
antwortlicher Weise verschulden sich Tausende und
leben über ihre Verhältnisse. Durch Bundesgerichts-
entscheide von 1949 und 1957, wonach Höchsteinsätze
bis maximal 18 Prozent erlaubt sind, werden diese
Kleinkreditbanken animiert, in grosszügiger Weise indi-
rekt die Konjunktur anzuheizen. Ich könnte Ihnen
hier einige Verträge von Autokäufen unterbreiten. Nur
ein kleines Beispiel: Ein Autokauf, nach Abzug des
Altwagens: 12 000 Franken, Teilzahlungszuschlag (also
Zinsen und Kosten) 1770 Franken, was einem Zins von
15 Prozent entspricht; darauf erhält der Garagier noch
eine Vermittlungsprovision von 15 Prozent oder
265 Franken. Sicher ein lukratives Geschäft, denn er
hat ja das Geld sofort im Sack. In solchen Prospekten
können wir dann lesen: «Der einfachste Weg, um einen
Expresskredit zu erhalten», so argumentieren diese Klein-
kreditbanken und unterstreichen dies mit Referenzen,
wie «Mehr als 530000 Kredite an Private haben wir
bisher ausbezahlt».

Wenn es uns mit der Dämpfung wirklich ernst ist,
müssen solche Praktiken unterbunden werden. Ich frage
den Bundesrat: Ist er bereit, gemäss Artikel 5 der
Massnahmen auf dem Gebiet des Kreditwesens die
Zinssätze für sogenannte Kleinkredite auf unter 12 oder
gar 10 Prozent zu limitieren, so dass gewisse Banken
daran kein Interesse mehr haben?

Danken möchte ich dem Bundesrat und der Kom-
mission für Artikel 2 im Bundesbeschluss über Mass-
nahmen zur Stabilisierung des Baumarktes. Ich interpre-
tiere diesen Artikel in dem Sinne, dass für die Bergge-
biete der Innerschweiz — aber auch für andere Regio-
nen — nach wie vor eine gesunde Entwicklung nicht
erschwert wird. Ich verweise auf das kommende Bun-
desgesetz über Investitionshilfe in Berggebieten und auf
die Zusicherung des Bundesrates in der Botschaft zum
EWG-Freihandelsabkommen — ich zitiere —: «Das
Abkommen wird für uns eine zusätzliche Veranlassung
bilden, geeignete Massnahmen zur Sicherstellung eines
gleichgewichtigen Wachstums und namentlich zur För-
derung der wirtschaftlich schwächeren Regionen unse-
res Landes zu ergreifen.» Ich frage: Ist der Bundesrat
deshalb bereit, die Zusicherung abzugeben, dass die
vorgesehene Entwicklungsförderung der Berggebiete
nicht durch die Dämpfungsmassnahmen neutralisiert
wird? In diesem Zusammenhang muss ich noch auf die
spezielle Lage unserer Regional- und Kantonalbanken
der Innerschweiz hinweisen. Diese Bankinstitute tätig-
ten praktisch keine Auslandgeschäfte, sondern übernah-
men grosse Verpflichtungen für Infrastruktur und öf-
fentliche Aufgaben. Sieht deshalb der Bundesrat eine
Möglichkeit, auf eine flexible Handhabung von Arti-
kel 2 Absatz 6 des Kreditbeschlusses für finanzschwache
Gebiete, um die auch vom Bundesrat gewünschte

Entwicklung, wie Infrastruktur und Wohnungsbau, wei-
ter zu fördern? Ist der Bundesrat gemäss Artikel 3
Absatz 7 dieses Beschlusses bereit, nebst dem preisgün-
stigen Wohnungsbau auch die nötigen Mittel für die
Infrastruktur durch die Nationalbank den Kantonalban-
ken freizugeben?

Alt Bundesfinanzminister Schiller hat sich in seiner
Rede in Zürich wie folgt geäussert: «Es gibt praktisch
kein marktkonformes Mittel gegen die Preissteigerung,
das von uns nicht versucht worden wäre.» Darunter
fällt auch der Versuch zu einem allgemeinen Lohn- und
Preisstopp.

Wenn wir glaubwürdig bleiben wollen, müssen wir
auch diese Bestrebungen unterstützen und den Antrag
Fischer auf ein freiwilliges Preis- und Lohnstillhalteab-
kommen und einen befristeten Verzicht auf weitere Ar-
beitszeitverkürzungen, akzeptieren. Wenn wir den fatalen
Preissteigerung wirksam begegnen wollen, müssen wir
schlussendlich alle, ohne Ausnahme, Opfer bringen.

Ich danke.

Rüegg: Die starke, sich beschleunigende Teuerung
zwingt sicher zu zusätzlichen Massnahmen, denn es ist
nicht anzunehmen, dass sich das Preisniveau von selbst
stabilisieren wird. Es wäre aber verfehlt, die Situation
zu dramatisieren, um so mehr, als wir uns in Gesell-
schaft aller europäischen Industriestaaten befinden, die
alle auf ihre Weise versuchen, der Inflation Herr zu
werden, weil ihnen die Wissenschaft keine allgemeingül-
tigen Rezepte zur Verfügung stellen kann.

Nicht nur die Wirtschaft sitzt auf der Anklagebank,
sondern unsere ganze Konsumgesellschaft. Auch der
Staat hat kräftig zu dieser Entwicklung beigetragen.
Das zeigt die wesentlich über das Wachstum des
Bruttosozialproduktes hinausgehende Zunahme der
Ausgaben bei Bund, Kantonen und Gemeinden. Wir
haben dieses Jahr in diesem Rate riesige Ausgaben
beschlossen, ohne dass vom Bundesrat mit der nötigen
Eindringlichkeit auf die konjunkturpolitischen Konse-
quenzen hingewiesen worden wäre. Es ist sehr zu
hoffen, dass der Mahnfinger der Regierung künftig
vermehrt sichtbar wird. Sowohl Diagnose wie Therapie
sind in allen Ländern umstritten, und es existieren
offensichtlich keine brauchbaren ökonomischen Model-
le, die wir mit absoluter Sicherheit auf Erfolg anwenden
könnten. Es ist deshalb verständlich, dass der Bundesrat
ein Paket von Massnahmen vorschlägt, welches von
verschiedenen Wirtschaftsgruppen Opfer verlangt. Die
rigorose Anwendung dieser Massnahmen ist aber nicht
ohne Gefahr, weil die derzeitige Konjunkturlage sehr
differenziert ist. Die Verhältnisse liegen also nicht so
einfach, wie verschiedene Konjunkturpäpste im Brust-
ton der Ueberzeugung behaupten. Aus der Sicht der
Maschinenindustrie beispielsweise müssten zurzeit dem
Export keine Hemmnisse in den Weg gelegt werden,
denn der Rückgang des Arbeitsvorrates von 9 Monaten
im Juni 1971 auf 7,7 Monate im Juni dieses Jahres zeigt
dies deutlich. Auch die fehlenden Ueberschüsse in der
Ertragsbilanz und das reale Exportwachstum von 4—
5 Prozent in den ersten 9 Monaten weisen darauf hin,
dass sich die Auslandnachfrage noch in normalen
Bahnen bewegt. Diese Rückbildung in unserer Branche
scheint noch nicht abgeschlossen zu sein. Dies mag sich
damit erklären, dass die Konjunktur in den wichtigsten
Abnehmerländer, ähnlich wie bei uns, nicht von den
Ausrüstungsinvestitionen, sondern in erster Linie vom
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privaten Verbrauch, von der Bautätigkeit und von der
öffentlichen Hand getragen wird. Der vom Bundesrat
befürchtete Druck ist bis jetzt nur bei wenigen Firmen
spürbar, und wir erwarten vor Inkraftsetzung des Ex-
portdepots eine gründliche Ueberprüfung der tatsächli-
chen Verhältnisse. Auf alle Fälle könnten wir nicht
verstehen, wenn die Inkraftsetzung aufgrund politischer
Opportunität und nicht aufgrund klarer Fakten vorge-
nommen würde. Wenn diese Analyse ergeben sollte,
dass eine Absicherung nötig ist, wird auch die Export-
industrie für diese Massnahme Verständnis haben.

Die vorübergehende Einschränkung steuerlicher Ab-
schreibungen ist als Instrument der Konjunkturpolitik
eine eher fragwürdige Massnahme, nachdem es nicht
praktikabel ist, die abgeschöpften Mittel dem Wirt-
schaftskreislauf zu entziehen. Zudem nehmen wir, wie
dies Herr Kollega Eisenring bereits gesagt hat, ein
Element der in einer Expertenkommission seit Jahren
geprüften Steuerharmonisierung auf dem Wege des
Notrechts vorweg.

Dem Massnahmenpaket des Bundesrates wurde vor-
geworfen, es treffe die Exportwirtschaft zu wenig. Dies
ist sicher nicht richtig; denn die Massnahmen auf dem
Kreditsektor und in der Bauwirtschaft treffen Inland-
und Exportindustrie in gleichem Masse, und es ist völlig
abwegig, eine gegensätzliche Interessenlage zu kon-
struieren.

Die vorgeschlagene Ueberwachung der Preise und
Löhne erachte ich als fragwürdig, obwohl ich ihr nicht
jede Wirkung abspreche. Wenn der Bundesrat aber die
Kompetenz erhalten soll, bei krassen Missbräuchen auf
dem Preissektor einschreiten zu können, so dürfen wir
ihm sicher nicht vorenthalten, auch die Lohnentwick-
lung zu überwachen, um auch auf dieser Seite ein
Ueberborden zu vermeiden. Es handelt sich ja lediglich
um eine Ueberwachung, um eventuellen Missbräuchen
entgegenzusteuern, und nicht um den Anfang einer
staatlichen Einkommenspolitik.

Sehr zu bedauern ist, dass der Bundesrat keine
Massnahme zur Einschränkung des Konsums durch
Abschöpfung von Kaufkraft vorschlägt. Wenn die klas-
sische Methode wirklich nur darin besteht, dies durch
Steuererhöhungen, welche sterilisiert würden, zu be-
werkstelligen, so verstehe ich seine Hemmungen, nach-
dem der Steuerzahler durch Steuererhöhungen in Bund,
Kanton und Gemeinde ohnehin stark strapaziert wird.
Wir haben die sehr komplexe Materie in der Kommis-
sion unter starkem Zeitdruck behandeln müssen. Ich
wäre persönlich überfordert, wenn ich die Erfolgsaus-
sichten dieser Massnahmen nur einigermassen zuverläs-
sig abschätzen müsste. Nachdem der Bundesrat aber
von allen Seiten aufgefordert wurde, noch in dieser
Session etwas Tapferes zu tun, war er verpflichtet, zu
handeln.

Ich stimme für Eintreten, weil ich der festen
Ueberzeugung bin, dass der Erhaltung der Kaufkraft
unserer Währung höchste Priorität zukommt und dass
wir deshalb alles tun müssen, um die unheilvolle
Entwicklung zu bremsen.

Hier wird die Beratung abgebrochen
Ici, le débat est interrompu

Schluss der Sitzung 12.45 Uhr
L& séance est levée à 12 h 45

#ST# Siebzehnte Sitzung — Dix-septième séance
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M. Bussey: L'urgence des mesures complémentaires
visant à combattre la surchauffe économique ne saurait
être contestée. La première question, toutefois, qui se
pose est la suivante: les projets d'arrêtés soumis à la
critique de notre Parlement ne seront-ils pas, dans leurs
textes définitifs, singulièrement, voire dangereusement,
modifiés?

Vous me permettrez de me limiter à un seul
exemple: à la suite des mesures prises, en 1964, pour
limiter l'augmentation des crédits bancaires et restrein-
dre certains investissements, le délégué aux questions
conjoncturelles élaborait un programme complémentaire
dont la première partie envisageait un renforcement des
moyens d'agir sur la conjoncture et la seconde dictait
les possibilités qui s'offraient.

On a débattu, des mois durant, pour et contre les
pouvoirs accrus de la Banque nationale. Il s'agissait, on
ne s'en souvient que trop, d'accorder à cette institution
des moyens permettant d'influencer la conjoncture par
l'action sur le crédit. Chacun a en mémoire le sort
réservé par la majorité des Chambres à cette tentative.
On préféra l'«accord» entre la Banque nationale et
l'Association suisse des banquiers. Sensibles à certaines
circonstances, comme aussi à des raisons essentielle-
ment d'ordre politique, on préféra résoudre un pro-
blème qui était du ressort de l'autorité par le moyen
d'une convention privée. Le résultat de cette démission
des Chambres ne s'est pas fait attendre. La date
d'échéance de la convention permettant d'encadrer les
crédits, fixée au 31 juillet dernier, attisait tout naturelle-
ment les appétits.

Ainsi le taux d'accroissement des crédits bancaires
augmentait de 1 pour cent mensuellement pour se situer
à 10 pour cent en août déjà. Je prie ceux d'entre vous
qui contesteraient nos remarques de bien vouloir se
pencher attentivement sur le message que nous discu-
tons, singulièrement au chapitre qui traite du domaine
du crédit.
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pose est la suivante: les projets d'arrêtés soumis à la
critique de notre Parlement ne seront-ils pas, dans leurs
textes définitifs, singulièrement, voire dangereusement,
modifiés?
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exemple: à la suite des mesures prises, en 1964, pour
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moyens d'agir sur la conjoncture et la seconde dictait
les possibilités qui s'offraient.

On a débattu, des mois durant, pour et contre les
pouvoirs accrus de la Banque nationale. Il s'agissait, on
ne s'en souvient que trop, d'accorder à cette institution
des moyens permettant d'influencer la conjoncture par
l'action sur le crédit. Chacun a en mémoire le sort
réservé par la majorité des Chambres à cette tentative.
On préféra l'«accord» entre la Banque nationale et
l'Association suisse des banquiers. Sensibles à certaines
circonstances, comme aussi à des raisons essentielle-
ment d'ordre politique, on préféra résoudre un pro-
blème qui était du ressort de l'autorité par le moyen
d'une convention privée. Le résultat de cette démission
des Chambres ne s'est pas fait attendre. La date
d'échéance de la convention permettant d'encadrer les
crédits, fixée au 31 juillet dernier, attisait tout naturelle-
ment les appétits.

Ainsi le taux d'accroissement des crédits bancaires
augmentait de 1 pour cent mensuellement pour se situer
à 10 pour cent en août déjà. Je prie ceux d'entre vous
qui contesteraient nos remarques de bien vouloir se
pencher attentivement sur le message que nous discu-
tons, singulièrement au chapitre qui traite du domaine
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Inutile d'allonger en prenant d'autres exemples.
Nous avons personnellement déclaré à cette tribune,
alors que nous débattions du dépôt à l'exportation, que,
pour lutter contre une obésité croissante, nous avions
un urgent besoin de médicaments et même de cures;
l'aspirine, et encore de l'aspirine, ne saurait suffire. Je
ne suis, hélas! pas certain qu'un long débat parle-
mentaire permettra de mieux sauvegarder l'esprit com-
munautaire suisse. Nous le répétons aujourd'hui en
souhaitant que les arrêtés qui nous sont soumis sortent
indemnes de nos délibérations quant aux buts à attein-
dre. Dès lors, je tiens à vous faire part d'une opinion
très personnelle qui n'engage que celui qui vous parle.

Dans les circonstances actuelles très particulières,
j'aurais été personnellement partisan d'un seul arrêté
fédéral sur les mesures propres à lutter contre l'infla-
tion. Cet arrêté, je l'aurais conçu dans la forme
suivante: «L'Assemblée fédérale de la Confédération
suisse arrête: Article premier: L'Assemblée fédérale
donne au Conseil fédéral pouvoir et mandat de prendre
les mesures nécessaires pour lutter contre l'inflation.
Article 2, chiffre 1: Le Conseil fédéral présente, deux
fois par année, un rapport à l'Assemblée fédérale sur les
dispositions prises en application du présent arrêté.
Chiffre 2: Les deux conseils nomment des commissions
permanentes qui examineront le rapport du Conseil
fédéral. Chiffre 3: L'Assemblée fédérale décide, en se
fondant sur le rapport de ces commissions, si les
dispositions prises doivent rester en vigueur, être com-
plétées et le cas échéant modifiées. Articles, chiffre 1:
Le présent arrêté est déclaré urgent; conformément à
l'article 89£w, 1er alinéa, de la constitution, il entre en
vigueur à la date de son adoption. Chiffre 2: II est
soumis à la votation du peuple et des cantons, confor-
mément à l'article S9bis, 3e alinéa, de la constitution.
En cas d'acceptation, il aura effet jusqu'au 31 décembre
1974.»

Ce pouvoir, dont je mesure l'importance, aurait
permis au gouvernement d'agir avec toute la fermeté
désirable. Nous aurions conditionné son action au
moyen d'un contrôle critique bisannuel de l'Assemblée
fédérale qui conservait sa liberté dans l'examen de
détail de l'effort accompli et quant à ses décisions
futures. Cette amorce d'engagement direct du gouverne-
ment aurait permis de mieux appréhender l'article
constitutionnel relatif à la stabilisation de la situation
économique dont nous aurons à débattre d'ici quelques
mois.

Cette liberté, accordée au gouvernement, pouvait
permettre de recueillir une somme d'expériences intéres-
santes pour l'instauration d'une politique conjoncturelle
fondée sur des dispositions permanentes de notre consti-
tution.

Je ne suis pas certain que la procédure choisie
aujourd'hui permette d'agir avec suffisamment de célé-
rité, ni de poursuivre l'action souhaitée avec une
certaine continuité.

Je mesure pleinement combien cette idée person-
nelle est audacieuse. Je suis conscient des difficultés
qu'elle engendre dans sa réalisation aujourd'hui au
stade de nos compétences, de nos travaux et surtout de
notre statut politique. Jetée dans ce débat, elle confirme
ma position favorable aux mesures propres à lutter
contre l'inflation qui sont en discussion et dont l'ur-
gence ne saurait être contestée. J'ai hésité à présenter
ma proposition par l'intermédiaire de la motion d'ordre.

Je voterai l'entrée en matière des arrêtés, mais il
m'intéresserait de connaître l'avis du représentant du
gouvernement quant à la suggestion que je me suis
permis de développer.

Albrecht: Das konjunkturpolitische Sofortpro-
gramm, das der Bundesrat dem Parlament beantragt,
setzt den Bremshebel — abgesehen von der Erschwe-
rung der Abzahlungsgeschäfte — einmal mehr nur auf
der Produktionsseite an. Es sollen das Kreditwesen und
die Bautätigkeit gedrosselt, die Investitionen durch
Herabsetzung der steuerlichen Abschreibungssätze ein-
geschränkt, die Preise überwacht und die Befugnis zur
Erhebung des Exportdepots fortgeführt werden.

Jedermann ist sich bewusst, dass es mit der massi-
ven Teuerung so nicht weitergehen kann. Eine wirksa-
me Inflationsbekämpfung, die zum Schütze des Fran-
kens und seiner Kaufkraft nötig ist, kann aber nur
erreicht werden, wenn sich alle Kreise für diesen
Kampf mobilisieren lassen. Im Hinblick auf den ausge-
trockneten Arbeitsmarkt habe ich bereits am 14. Juni
1971 in einer Dringlichen Kleinen Anfrage den Bundes-
rat ersucht, in Verbindung mit den beiden Sozialpart-
nern temporäre Massnahmen in bezug auf eine Arbeits-
zeitverlängerung zu prüfen. Ich dachte dabei an eine
allgemeine Arbeitszeitverlängerung für alle Berufstäti-
gen von beispielsweise zwei Stunden pro Woche, die als
Ueberzeitstunden zu bezahlen wären. Dabei hatte ich
die Meinung, dass an jedem zweiten Samstagvormittag
gearbeitet würde, womit Zehntausende von fremden
Arbeitskräften eingespart werden könnten. In der Ant-
wort des Bundesrates vom 30. Juni 1971 auf diese
Dringliche Anfrage heisst es auszugsweise wörtlich:
«Der optimalen Ausnützung der in der Schweiz zur
Verfügung stehenden Arbeitskräfte kommt angesichts
der Verhältnisse auf dem Arbeitsmarkt immer grössere
Bedeutung zu. Die zunehmenden Schwierigkeiten könn-
ten zweifellos gemildert werden, wenn jeder einzelne
sich bereit fände, länger zu arbeiten, als es Gesetz und
vertragliche Abmachungen vorschreiben. Der Bundesrat
würde temporäre Massnahmen zur Linderung des ar-
beitsmarktlichen Druckes sehr begrüssen. Er wird die
Eidgenössische Arbeitskommission, in der die Arbeitge-
ber und Arbeitnehmer, aber auch die Kantone und die
Wissenschaft sowie die Frauenorganisationen vertreten
sind, beauftragen, dieses komplexe und sehr aktuelle
Problem zu prüfen. Es wird sich dann zeigen, ob und
allenfalls in welcher Weise die Bereitschaft vorhanden
ist, die arbeitsmarktlichen und die damit verbundenen
konjunkturpolitischen Schwierigkeiten unseres Landes
durch persönliche Opfer zu mildern.» Auftragsgemäss
hat dann am 11. November 1971 die Eidgenössische
Arbeitskommission getagt und unter anderem dieses
Problem diskutiert. Es wurde dabei die Meinung vertre-
ten, dass sich die Behörden einer Einflussnahme auf
vertraglich vereinbarte Arbeitszeiten enthalten sollten.
Die Wirtschaftslage sei nicht derart alarmierend, dass
sich gesetzliche Notmassnahmen aufdrängen würden.
Die Sozialpartner seien in der Lage, marktgerechte
Lösungen auf dem Wege von Gesamtarbeitsverträgen
zu finden.

Innert Jahresfrist hat sich nun die Situation auf dem
Arbeitsmarkt weiterhin verschärft und derart zuge-
spitzt, dass sich eine Neuüberprüfung geradezu auf-
drängt. Ausserordentliche Verhältnisse bedingen ausser-
ordentliche Massnahmen. Persönlich bin ich überzeugt,
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